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Weich wie Stahl 

Die Stahlkrise kann nur im Kampf gegen die 
Stahlmultis überwunden werden, meint die DKP 
Saarland. 
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Interview mit Kerstin Köditz 

ln Sachsen vergeht nahezu kein Tag, an dem nicht 
von rassistischen Anschlägen, Übergriffen und De¬ 
monstrationen berichtet werden muss. 
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Thema der Woche 


Frauentag 2016 

Frauenrechte mussten immer hart erkämpft wer¬ 
den. Heute werden viele Errungenschaften durch 
die Herrschenden zunehmend infrage gestellt oder 
demontiert. Deshalb heißt es - und nicht nur am 
8. März: Organisiert Euch - auch über Länder¬ 
grenzen hinweg -, seid solidarisch - Frauen, Män¬ 
ner, hier Geborene wie zu uns gekommene Flücht¬ 
linge - und kämpft gegen Krieg, Rassismus und 
Faschismus, für gleiche Rechte: für gleichen Lohn 
für gleichwertige Arbeit, gleiche Bildungs- und 
Ausbildungschancen, soziale Sicherung, soziale 
und politische Gleichberechtigung! 
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ln der Hölle ist noch Platz 


Kämpferische Grüße und die 
besten Wünsche zum 
Internationalen Frauentag! 


Rassismus und Sexismus im transatlantischen Ländervergleich 



M adeleine Albright, Ex-Au- 
ßenministerin der USA, hat 
kürzlich weibliche Solidari¬ 
tät eingefordert: „Für Frauen, die sich 
nicht gegenseitig helfen, ist ein ganz 
besonderer Platz in der Hölle reser¬ 
viert.“ Ihr missfiel, dass Umfragen zu¬ 
folge nahezu Dreiviertel der jungen 
Amerikanerinnen nicht für die Prä¬ 
sidentschaftskandidatin Hillary Clin¬ 
ton stimmen würden, sondern für ei¬ 
nen Mann, den 71-jährigen Bernie 
Sanders. 

Was ihr vermutlich noch mehr miss¬ 
fiel: Der parteilose Abgeordnete aus 
Vermont bezeichnet sich als Sozia¬ 
list. „Wir leben im reichsten Land 
der Geschichte der Welt. Doch viele 
Amerikaner wissen das nicht. Weil 
beinahe das ganze Einkommen und 
der ganze Reichtum zu den obersten 
1 Prozent gehen“, sagt Sanders. Of¬ 
fenbar können die Jungwählerinnen 
mehr mit solchen Aussagen anfangen 
als mit Frau Clinton: „Lieber schmo¬ 
re ich in der Hölle, als Hillary zu wäh¬ 
len“, war bei „Democracy Now!“ zu 
lesen. 

Ob Clinton selbst, die durchaus auf 
Meriten in Sachen Frauen- bzw. Bür¬ 
gerrechte verweisen kann, sich wohl 
über die Wahlhilfe der Albright freuen 
kann? Schließlich erlangte diese Mut¬ 
ter dreier Töchter einst zweifelhaften 
Ruhm, als sie zu den Folgen des US- 
Embargos gegen den Irak interviewt 
wurde. Frage: Dass das Embargo Hun¬ 
derttausende irakischer Kinder das 
Leben gekostet hat - war es diesen 
entsetzlichen Preis wert? Frau Alb¬ 
right antwortete daraufhin ungerührt: 
„Es ist diesen Preis wert.“ 

Sie war die erste Frau, die US- 
Außenministerin wurde. Jetzt möch¬ 
te Hillary Clinton die erste weibliche 
Präsidentin werden. Wer die schlim¬ 
mere Kriegstreiberin von den beiden 
ist, ist schwer zu entscheiden. Diese 
zwei „Feministinnen“ haben zusam¬ 
men so viele Frauen und Kinder auf 
dem Gewissen, dass man in der Tat ih¬ 
nen die Hölle wünschen könnte. 

★ 

Aber warum in die Ferne schweifen? 
Denken wir nur an die rheinland-pfäl¬ 
zische CDU-Kandidatin Julia Klöck- 
ner. Wetteifernd mit ihrem geistigen 


Ziehvater Seehofer (CSU) fordert sie 
stetig strenge Obergrenzen bei der 
Aufnahme Geflüchteter und ihrer Fa¬ 
milien - koste es, was es wolle. 

Weiß sie nicht, dass mittlerwei¬ 
le mehr Frauen und Kinder auf der 
Flucht sind als erwachsene Männer? 
In ständiger Angst, krank und ge¬ 
schwächt, schwanger oder kurz nach 
einer Geburt haben es diese Mädchen, 
junge und alte Mütter endlich hierher 
geschafft. Wie steht es nun mit der Soli¬ 
darität unter Frauen, Frau Christdemo¬ 
kratin? Mit dem Schutz von Minder¬ 
jährigen? Schutz der Familie? Schon 
mal von diesen „unseren Werten“ ge¬ 
hört? 

Erwartungen ihres Anhangs noch 
übertroffen hat in diesem Zusammen¬ 
hang das weibliche Führungsperso¬ 
nal der AfD. Interviewfrage: Was soll 
eigentlich konkret passieren, wenn 
auch der höchste Maschendrahtzaun 
die Verzweifelten nicht abhält vom 
Grenzübertritt? Da wird nicht lange 


gefackelt. Frauke Petry und Beatrix 
von Storch sind sich einig: Dann muss 
geschossen werden. Auch auf Kinder? 
Das vielleicht doch nicht. „Nur auf ihre 
Mütter.“ 

Dieselben Damen können ansons¬ 
ten supersensibel sein beim Thema 
Kindesmissbrauch oder sexuelle Ge¬ 
walt gegen Frauen. Aber nur, wenn 
Nicht-Deutsche unter Verdacht stehen. 
Da gehen „Frauenrechtlerinnen“ ihres 
Schlages direkt auf die Barrikaden - 
wie nach der unsäglichen Silvester¬ 
nacht in Köln oder der vermeintlichen 
Vergewaltigung der 13-jährigen Toch¬ 
ter einer russischstämmigen Berliner 
Familie. Keinerlei Berührungsängste 
zu Pegida & Co. oder zu Nazi-Organi¬ 
sationen wie der NPD? I wo. Der insze¬ 
nierte Aufschrei gegen sexuelle Gewalt 
eint und stärkt die gesprenkelte Rech¬ 
te. Dabei hetzen die Konzernmedien 
kräftig mit. 

Frau reibt sich die Augen: Soviel 
Unterstützung für die Opfer von 


Missbrauch und Vergewaltigung war 
in diesem Land noch nie da. Die Er¬ 
fahrung vieler Frauen ist doch eher, 
dass Polizeistellen sich endlos drehen 
und winden, ehe sie überhaupt eine 
Anzeige gegen den Vergewaltiger auf¬ 
nehmen. Das ist in etwa vergleichbar 
mit dem kriminalistischen Feuereifer, 
mit dem Überfälle auf Nazigegnerin¬ 
nen aufgeklärt wurden und werden. 
Oder eben auch nicht. 

Wer jetzt noch nicht gemerkt hat, 
wie mit dem Thema „Gewalt gegen 
Frauen“ rassistisches Ressentiment 
geschürt wird, dem/der ist nicht zu 
helfen. Diese Manipulationsmethode 
ist uralt. So gehört der Mythos vom 
„schwarzen Vergewaltiger“ zum pro¬ 
pagandistischen Standard-Arsenal 
weißer Rassisten und Rassistinnen. 

Und: Ist nicht nahezu zeitgleich 
die Verschärfung des Asylrechts 
durch den Bundestag gepeitscht wor¬ 
den? 

Eva Petermann 



Die Redaktion der UZ 


Nur noch 
17 Wochen 
bis zum 
UZ-Pressefest 2016! 

... und wir suchen dringend: 

★ Genossinnen und Genossen, 
die bereits einige Tage vordem 
Fest in Dortmund und Umge¬ 
bung unsere Werbekampagne 
unterstützen möchten 

★ Helferinnen und Helfer für 
unsere Informationsstände 
und den mobilen Verkauf der 
UZ und der Soli-Buttons auf 
dem Pressefest. 

Etwa 75 Schichten ä 3 Stunden 
müssen wir besetzen, um diese 
Ziele erreichen zu können. 

Bitte sagt perTelefon oder Mail 
Bescheid, ob und in welchem 
zeitlichen Umfang ihr auf dem 
Pressefest das Agitationsteam 
unterstützen könnt. 

Weitere Infos findet ihr auf der 
neuen und fortlaufend aktua¬ 
lisierten Pressefest-Seite unter 

uz-pressefest.de 



UZ und Internationale Fragen 

Delegierte des DKP-Parteitages beschlossen die Beendigung des Beobachterstatus in der Europäischen Linkspartei 


Am vergangen Samstag fand in Kassel 
der dritte Tag des 21. Parteitages der 
DKP statt. Den Auftakt der Tagung 
bildete das Kurzreferat des Parteivor¬ 
sitzenden Patrik Köbele. Die Fortset¬ 
zung und Vertiefung imperialistischer 
Kriegspolitik sei die Hauptursache 
für die derzeitigen Fluchtbewegun¬ 
gen. Und so wie die Hauptverursa¬ 
cher für Flucht ausgeblendet werden, 
gerieten mit der Hetze gegen Flücht¬ 
linge auch die Hauptverursacher für 
wachsende Armut (trotz Arbeit), ka¬ 
putt gesparte Kommunen und explo¬ 
dierende Mieten in den Metropolen 
aus dem Blick. Dem entgegengesetzt 
müsse die DKP ein Sofortprogramm 


im Interesse breiter Bevölkerungsteile 
aufstellen: zur Investition in den Be¬ 
reichen Soziales, Bildung, Gesundheit, 
Wohnungsbau und Integration. Geld 
sei genug da - es müsse bei den Rei¬ 
chen und der Rüstung geholt werden. 
Dieses Sofortprogramm müsse in Kür¬ 
ze vom Parteivorstand entwickelt und 
in die aktuellen Klassenkämpfe einge¬ 
bracht werden. 

Mit großem Beifall wurde die In¬ 
formation aufgenommen, dass Lucas 
Zeise als Chefredakteur der Wochen¬ 
zeitung der DKP gewonnen werden 
konnte. Die bisherige Chefredakteu¬ 
rin der UZ, Nina Hager, hatte bereits 
auf der ersten Tagung des Parteitages 


erklärt, dass sie diese Funktion zum 
UZ-Pressefest aufgeben wolle. 

Als Gastredner überbrachte Dr. Ul¬ 
rich Schneider die Grüße der Interna¬ 
tionalen Föderation der Widerstands¬ 
kämpfer (FIR). Schneider beschrieb die 
großen Probleme, vor denen die Antifa¬ 
schistinnen in Deutschland und Europa 
angesichts der massiven Rechtsentwick¬ 
lung stehen. Gemeinsame Antworten 
seien dringend gefordert von den lin¬ 
ken, demokratischen und antifaschisti¬ 
schen Kräften Europas. 

Als Vertreterin des Vorstandes 
der Partei „Die Linke“ sprach Johan¬ 
na Scheringer. Auch sie beschrieb die 
Rechtsentwicklung. „Die Faschisie¬ 


rung der Gesellschaft schreitet fort.“ 
Sie bilanzierte, dass es den Linken mo¬ 
mentan offensichtlich nicht möglich 
sei, die Hegemonie des Kapitals zu 
brechen. Das „Einknicken“ der Syri- 
za-Regierung in Griechenland vor den 
EU-Institutionen sei eine Niederlage 
der gesamten Linken in Europa. 

Nach einer allgemeinen Debatte 
kam es zur einer längeren Diskussion 
über den Antrag des Parteivorstan¬ 
des, den Beobachterstatus der DKP 
in der Europäischen Linkspartei 
(ELP) zu beenden. Knapp 63 Prozent 
der Delegierten folgten der Empfeh¬ 
lung der Antragskommission, dem 
Antrag des Parteivorstandes zu fol¬ 


gen. Die DKP beendet somit ihren 
Beobachterstatus in der ELP. 

Danach standen weitere Anträge 
zum Thema „Internationales“ auf der 
Tagesordnung. Dazu zählten Anträge 
des Parteivorstandes zur Internationa¬ 
len Zusammenarbeit und zur Solida¬ 
rität mit dem sozialistischen Kuba. In 
diesem Antrag heißt es unter anderem: 
„Der auf dem VI. Parteitag der KP Ku¬ 
bas initiierte wirtschaftspolitische Ak¬ 
tualisierungsprozess wird den kubani¬ 
schen Sozialismus im Hinblick auf die 
Bewältigung der bevorstehenden He¬ 
rausforderungen weiter stärken.“ Bei¬ 
den Anträgen folgten die Delegierten 
mit großer Mehrheit. - ler 















Freitag, 4. März 2016 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Kolumne von Lucos Zeise 

Farce um die Werkverträge 



W 

k 


DER DRUCK 
MUSS RAUS! 


Endlich Nägel mit Köpfen machen: 

Personalbemessung 
per Gesetz! 



Aufstehen für die Pflege 

Die Frage nach Entlastung bewegt die Kolleginnen 


Wie spaltet man die Arbeiterklas¬ 
se? Da gibt es viele Methoden, die 
je nach Lage und Bedarf zur An¬ 
wendung kommen. Man kann zum 
Beispiel einige Arbeiter mit klei¬ 
nen Privilegien ausstatten, um sie 
dann als Aufseher oder subalterne 
Klein-Chefs einzusetzen. Besser 
und kostengünstiger ist die Metho¬ 
de, die Spaltung unten anzusetzen. 
Personen minderen Rechts, Auslän¬ 
der zum Beispiel, müssen schlech¬ 
te Arbeitsverträge und schlechtere 
Bezahlung bei gleicher Arbeit hin¬ 



nehmen. Das ist ein seit Jahrhun¬ 
derten, aber durchaus aktuell ein¬ 
gesetztes Mittel der Spaltung und 
ein gutes Geschäft. 

Relativ neu ist die massenhafte 
Verwendung der Leiharbeit und der 
Werkverträge. Ermöglicht hat sie 
die großartige Regierung unter dem 
SPD-Kanzler Gerhard Schröder. 
Damit wurden ganz neue Schichten 
besonders schlecht bezahlter Arbei¬ 
ter erschlossen. Die dankbaren Un¬ 
ternehmer nutzten das Instrument 
auf breiter Front. Die profitabels¬ 
ten Unternehmen bedienten sich 
und ließen Heerscharen von Lohn¬ 
abhängigen mit formal anderen Ar¬ 
beitgebern in ihren Fabriken diesel¬ 
be Arbeit tun wie die angestammte 
Belegschaft, aber außerhalb oder - 
genauer - unterhalb des Tarifs. So 
spaltet sich heute der in Großbetrie¬ 
ben tätige ,Kern der Arbeiterklasse 4 
in a) die Stammbelegschaft, b) die 
Leiharbeiter und c) die Arbeiter auf 
Werkvertragsbasis. 


ver.di geht u.a. mit der Forderung 
nach sechs Prozent mehr Entgelt 
in die Trarifverhandlungen für 
die Beschäftigten des Öffentli¬ 
chen Dienstes in den Ländern und 



Kommunen. Spannend für andere 
Branchen ist, dass diese Forderung 
mit der Feststellung verbunden ist, 
dass genug Geld vorhanden ist. ver. 
di verweist dabei auf die steigen¬ 
den Steuereinnahmen in unserem 
Land. 

Und zu Recht fordert die Ge¬ 
werkschaft die Besteuerung der 
Vermögen der Superreichen. 20 
Milliarden Euro würde das jähr- 


Als die dritte, jetzt amtierende 
Regierung Merkel zustande kam, 
wurde im Koalitionsvertrag festge¬ 
halten, dass wenigstens der „Miss¬ 
brauch 44 der Werkverträge und 
der Leiharbeit durch ein Gesetz 
unterbunden werden sollte. Die 
Arbeitsministerin Andrea Nah¬ 
les (SPD) legte im Herbst vorigen 
Jahres einen Referentenentwurf 
vor, der kümmerlich ausfiel, aber 
gegenüber dem seit Schröder gel¬ 
tenden Gesetz den Vorteil hatte, 
dass Werkverträge, die eigentlich 
verdeckte Leiharbeit darstellen, 
untersagt würden. Bei der Leih¬ 
arbeit selbst sollten einige Regeln, 
ab wann die geliehen Arbeitskräfte 
den Stammarbeitskräften gleichge¬ 
stellt werden sollten, etwas stren¬ 
ger gefasst werden und drittens die 
Betriebsräte wenigstens informiert 
werden, wenn solche Maßnahmen 
drohten. 

Die Arbeitgeber waren nicht 
zufrieden mit diesem Entwurf und 
sagten das auch öffentlich, wes¬ 
halb Frau Nahles nach Beratun¬ 
gen im Kabinett Ende Februar ei¬ 
nen neuen Entwurf vorlegte, der 
die Regelung für Werkverträge so 
weit verwässerte, dass Gesamtme¬ 
tall, FAZ und die Mittelstandsuni¬ 
on sich zufrieden zeigten. Auch die 
IG Metall und IG BCE begrüßten 
den verwässerten Entwurf, nur Frau 
Buntenbach vom DGB-Vorstand 
übte Kritik. Der Entwurf sollte am 
9. März vom Kabinett beschlossen 
werden. 

Da legte die CSU nach, forder¬ 
te, dass Nahles 4 Entwurf noch wert¬ 
loser gemacht werde, und schaffte 
damit ein wunderbares Feld, auf 
dem sich die Koalitionsparteien 
streiten können. 

Die SPD zeigt sich mit Hilfe 
des belanglosen Gesetzentwurfes 
kämpferisch für Arbeiterrechte, 
gegen Werkverträge und die Ar¬ 
beitnehmerschaft und erhält dabei 
die Unterstützung zweier Gewerk¬ 
schaften. 

Die CSU profiliert sich als 
Champion der Kleinunternehmer 
und als Rächerin für den Sünden¬ 
fall des Mindestlohns. 

Die eigentlich wichtige Frage, 
wie das Kapital daran gehindert 
werden kann, die Belegschaft, die 
Arbeiterklasse zu spalten, wird so 
zur Farce im Wahlkampf. 


lieh in die öffentlichen Kassen spü¬ 
len, eine Reform der Erbschafts¬ 
steuer würde ebenfalls Milliarden 
Einnahmen für die Allgemeinheit 
bedeuten. 

Ich meine, dass wir mit diesem 
offensiven Herangehen in den Be¬ 
trieben auf der richtigen Spur sind. 
Viele Kolleginnen erkennen zuneh¬ 
mend, dass das Lied von den leeren 
öffentlichen Kassen nur gesungen 
wird, um Sozialabbau betreiben zu 
können und das Lohnniveau abzu¬ 
senken - und viel zu oft konnte das 
nicht verhindert werden. 

Es ist an uns zu zeigen, wo in un¬ 
serem Land das Geld zu holen ist. 
Und je verständlicher uns das ge¬ 
lingt, desto höher wird die Bereit¬ 
schaft der Kolleginnen und Kolle¬ 
gen sein, ihre berechtigten Forde¬ 
rungen kämpferisch einzufordern. 
In diesen Kämpfen muss es auch 
gelingen, den Organisationsgrad 
der Gewerkschaft zu erhöhen. Das 
ist letztendlich die Voraussetzung, 
diese Kämpfe auch erfolgreich füh¬ 
ren zu können. 

Detlev Beyer Peters ist Konzern¬ 
betriebsratsvorsitzender der AWO 
Westliches Westfalen und stellver¬ 
tretender Kreisvorsitzender der DKP 
in Recklinghausen 


UZ: „Pflege am Boden“ das „Bündnis 
für Pflege“ die Aktion zu Personalnot 
in den Krankenhäusern („Mehr von 
uns ist besser für alle“), die Petition für 
eine gesetzliche Personalbemessung, die 
allein 180 000 Unterschriften bekom¬ 
men hat-viel bewegt sich und dennoch 
ist die Arbeitsbelastung besonders in 
den Pflegeberufen unvermindert hoch. 
Was kann ver.di, was können die Kolle¬ 
ginnen denn noch tun, um eine Verbes¬ 
serung zu erstreiten? 

Hilke Sauthof-Schäfer: In der Aufzäh¬ 
lung fehlt u. a. noch „Aufstehen für die 
Pflege 44 was ich übrigens besser finde 
als die Formulierung „Pflege am Bo¬ 
den 44 . 

Aber es ist richtig, zum Thema Pfle¬ 
ge ist viel passiert und es muss noch 
sehr viel mehr passieren. Wir brauchen 
sowohl breite gesellschaftliche Bünd¬ 
nisse als auch betriebliche Aktionen. 
Es muss unbedingt eine Entlastung der 
Kolleginnen und Kollegen geben, die 
derzeitige Situation ist nicht durchzu¬ 
halten. Das betrifft alle Berufsgruppen 
im Krankenhaus. 

UZ: Ist der Kampf der Kolleginnen und 
Kollegen am Berliner Universitätsklini¬ 
kum Charite hier Vorbild? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Das Beispiel 
Charite ist sicherlich nicht einfach auf 
andere Standorte übertragbar. Aber 
inzwischen werden die an der Chari¬ 
te gemachten Erfahrungen - der lange 
Kampf der Beschäftigten für mehr Per¬ 
sonal im Krankenhaus - bei ver.di po¬ 
sitiv bewertet. Aber wir merken auch, 
dass es eine sehr harte und langwieri¬ 
ge Auseinandersetzung ist, die Durch¬ 
haltevermögen und Unterstützung von 
außen erfordert. 

In Ergänzung dazu wird ja gerade 
im Saarland versucht in eine ähnliche 
Auseinandersetzung zu gehen, an der 
21 Krankenhäuser beteiligt sind. Dazu 
gehört eine intensive Öffentlichkeits¬ 
arbeit und die Arbeit mit gesellschaft¬ 
lichen Bündnispartnern. 

UZ: Wäre die aktuelle Tarifrunde im 
Öffentlichen Dienst, in der mit den 
Kommunalen Arbeitgebern und dem 


Seit dem Auffliegen der Schummel- 
Software sprechen die Oberen von VW 
gerne von „Kulturwandel 44 . Doch wel¬ 
che „Kultur 44 war für die Schummelei- 
en verantwortlich? „Vorsprung durch 
Technik 44 - mit einer Software, die bei 
Abgastests niedrige Werte vortäuscht, 
statt mit einer Technik, die diese Werte 
auf der Straße realisiert? 

Die verantwortlichen Konstrukteu¬ 
re hatten den Auftrag, zwei gegensätz¬ 
liche Ziele zu vereinbaren: die (gesetz¬ 
lich) vorgegebenen Abgaswerte und 
den (vom Management) vorgegebenen 
Kostenrahmen. 

Dies ist beim Diesel besonders 
schwierig: Dieselmotoren verbrauchen 
weniger Sprit, produzieren deshalb we¬ 
niger C0 2 . dafür aber mehr NO x . Dieses 
Problem technisch zu lösen ist nicht bil¬ 
lig zu haben, das musste allen klar sein. 


Bund verhandelt wird, nicht eine Ge¬ 
legenheit, die Frage der Entlastung 
der Kolleginnen und Kollegen zu the¬ 
matisieren? Oder spielen kommunale 
Krankenhäuser und Pflegeeinrichtun¬ 
gen aufgrund der erfolgten Privatisie¬ 
rungen keine Rolle mehr? 

Hilke Sauthof-Schäfer: In meinem 
Bereich - in und um Frankfurt, Main- 
Taunus, Hochtaunus,Wetterau und Ha¬ 
nau - gibt es noch eine ganze Reihe 
kommunaler Anbieter und solche, die 
im Verbund kommunaler Krankenhäu- 



Hilke Sauthof-Schäfer ist Gewerk¬ 
schaftssekretärin bei ver.di für den 
Bereich Gesundheit, soziale Dienste, 
Wohlfahrt und Kirchen 

ser sind und somit am Verhandlungs¬ 
tisch sitzen. 

Die Tarifrunde im Öffentlichen 
Dienst (Bund und Gemeinden) ist al¬ 
lerdings eine „normale 44 Tarifrunde, bei 
der es um viele verschiedene Berufs¬ 
gruppen und vor allem um „quantita¬ 
tive 44 Forderungen, also ums Geld geht. 

Im Wesentlichen spielen hier zwei 
Punkte eine Rolle: Erstens geht es um 
eine Entgelterhöhung und zweitens 
um die Abwehr des Angriffs der Ar¬ 
beitergeber auf die Zusatzversorgung 
der Beschäftigten. Wir fordern sechs 
Prozent mehr bei einer Laufzeit von 
12 Monaten, eine unbefristete Über¬ 
nahme von Ausgebildeten sowie ei¬ 
nen Verzicht auf sachgrundlose Be¬ 
fristungen. Die Arbeitgeber wollen 
von uns dagegen eine pauschale Ab¬ 
senkung der betrieblichen Altersver- 


Trotzdem stieg in Europa und vor 
allem in Deutschland in den letzten 
Jahren der Diesel-Anteil, auch mit 
staatlicher Förderung (weniger Steu¬ 
ern auf Dieselkraftstoff), weil Diesel 
gebraucht wird, um die C0 2 -Ziele zu 
erreichen. 

2003 waren in Deutschland nur 17 
Prozent aller zugelassenen PKW ein 
Diesel, 2013 waren es schon 29 Pro¬ 
zent. Diesen Boom wollte die deut¬ 
sche Autoindustrie als Sprungbrett 
in die USA Nutzen, um den dortigen 
Marktanteil von Dieselfahrzeugen 
(2013 weniger als drei Prozent) zu stei¬ 
gern. „2008 wird das Jahr des Clean- 
Diesel-Durchbruchs in den USA 4 , so 
VDA-Chef und Ex-Verkehrsminister 
Matthias Wiesmann. 

Mit dieser Diesel-Strategie wurde 
der Widerspruch zwischen Umwelt- 


sorgung, was wir grundsätzlich ableh¬ 
nen. 

Bei der „qualitativen 44 Forderung 
nach Entlastung der Beschäftigten 
geht es den Kolleginnen zunächst 
einmal nicht um Geld, sondern um 
Arbeitsbedingungen, die nicht krank 
machen. Diese Entlastung im Beruf 
wird von vielen Kolleginnen dringen¬ 
der eingestuft als die Frage der Ent¬ 
lohnung, obwohl hier natürlich auch 
Handlungsbedarf besteht. Die Frage 
der Entlastung wird jedoch Thema ei¬ 
ner eigenständigen Tarifauseinander¬ 
setzung sein. 

UZ: Was ist das Besondere an der Aus¬ 
einandersetzung um mehr Personal im 
Gesundheitsbereich, und hier beson¬ 
ders bei den Pflegeberufen? 

Hilke Sauthof-Schäfer: Zunächst ein¬ 
mal ist es eine gesellschaftspolitische 
Frage, weil es hier auch um die Qua¬ 
lität der Versorgung geht, was jeden 
von uns betrifft. Dann spielt eine Rol¬ 
le, dass mit den Berufsbildern eine ge¬ 
wisse Bereitschaft zur Aufopferung 
verbunden ist, sowohl den Patientin¬ 
nen gegenüber - die ja niemand im 
Stich lassen will - als auch gegenüber 
den Kolleginnen. Die Arbeitergeber 
wissen das und nutzen das aus. Trotz 
hoher Arbeitsbelastung und perma¬ 
nenter Unterbesetzung hat es in der 
Vergangenheit Stellenreduzierungen 
gegeben, was fatale Auswirkungen hat, 
siehe Wallraff-Doku, und auch immer 
wieder von den Kolleginnen aufgefan¬ 
gen wurde-eine Spirale nach unten, die 
durchbrochen werden muss. 

Die Frage nach Entlastung bewegt 
die Kolleginnen, und wir sind da schon 
einen ganzen Schritt weitergekommen, 
gerade was die Organisierung und Mo¬ 
bilisierung angeht. Es ist unsere Auf¬ 
gabe mit den Kolleginnen jeweils die 
Schritte zu entwickeln, die möglich 
sind und sie weiter auszubauen, so 
dass auch die Streikfähigkeit herge- 
stellt wird. 

Mit ihnen kreative Varianten der 
Gegenwehr auszuprobieren und öf¬ 
fentlichen Druck zu erzeugen, das 
macht richtig Spaß. 

Das Gespräch führte Lars Mörking. 


und Renditezielen noch schärfer. Wäh¬ 
rend Toyota 2013 eine Umsatzrendi¬ 
te von acht Prozent erreichte, schaffte 
die Marke Volkswagen nur zwei Pro¬ 
zent, was die Aktionäre nicht zufrie- 
denstellte. 

Diesem „Rückstand 44 sollen die 
„Spar 44 - oder „Effizienzprogramme 44 
entgegenwirken, ebenso die „Kosten¬ 
rahmen 44 für die einzelnen Bauteile. 
Und der Spagat zwischen Umwelt- und 
Renditezielen beim Diesel wurde mit 
der Schummel-Software „gelöst 44 zu¬ 
gunsten des Profits und zu Lasten der 
Umwelt. 

Jetzt auch zu Lasten der Beschäf¬ 
tigten? Ein „Kulturwandel 44 , der das 
ändern soll, müsste das Motto haben: 
„Der Mensch geht vor Profit 44 

Aus: „Roter Käfer“, Betriebszeitung der DKP für 
Braunschweig und Wolfsburg, März 2016 


Gastkommentar von Detlev Beyer-Peters 

Geld ist genug da! 


Umweltschutz oder Rendite 

Dieselkrise bei VW - eine Frage welcher Kultur? 
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Solidarität mit den Stahl-Belegschaften 

DKP Saarland: Arbeitsplätze in der Stahlindustrie bedroht 



S tahlarbeiter schlagen Alarm: Sie 
fürchten massiven Arbeitsplatz¬ 
abbau, gar das Ende der Stahl¬ 
produktion in Europa. Drei Jahrzehn¬ 
te nach der großen Stahlkrise droht 
erneut eine Krise der Stahlindustrie. 

Die Ursachen für die Krise sind 
vielschichtig 

Es gibt eine weltweite Überpro¬ 
duktion an Stahl. Die Rezession hält 
an und drückt auf den Stahlverbrauch. 
Seit 2012 werden rückläuüge Umsatz¬ 
zahlen verzeichnet. 

Die Gefahr besteht, und das sehen 
auch die Stahlarbeiter, dass Thyssen- 
Krupp und Arcelor-Mittal, die bei¬ 
den größten Stahlerzeuger in Deuts 
chland, von privaten und institutio¬ 
nellen Anlegern dominiert, in der lau¬ 
fenden Krise zu gefährlichen Playern 
werden können, die vor Schließun¬ 
gen und Entlassungen im größeren 
Ausmaß nicht zurückschrecken. Mit¬ 
tal hat das mit den Schließungen der 


Die Stahlkrise kann nur 
im Kampf gegen die 
Stahlmultis überwunden 
werden. 


Werke in Luxemburg und Lothrin¬ 
gen demonstriert. Es gibt einen star¬ 
ken Druck für Fusionen im Stahlsek¬ 
tor. Die Salzgitter AG mit dem Land 
Niedersachsen als Anteilseigner im 
Rücken und dank einer wachen Be¬ 
legschaft sträubt sich zur Zeit gegen 
einen Zusammenschluss etwa mit 
Thyssen-Krupp. Die saarländische 
Stahlindustrie steht durch die Stahl- 
Holding und mit einer Eigenkapi¬ 
talquote von 76 Prozent gut da, Ge¬ 
winne fließen in das Unternehmen 
und ermöglichen Investitionen; seit 
der letzten Krise konnten dadurch 
die vorhandenen Arbeitsplätze ge¬ 
sichert und bis jetzt betriebsbeding¬ 
te Kündigungen vermieden werden. 
Es sind Errungenschaften, die durch 
den Kampf der Stahlarbeiter erreicht 
wurden. Aber auch die saarländische 
Stahlindustrie unterliegt den globalen 
kapitalistischen Marktgesetzen und 
steht auf dem kapitalistischen Markt 
je nach Nachfrage und den Bedingun¬ 
gen der Konkurrenz unter Druck. 

Mit der von den herrschenden Me¬ 
dien unterstützten Propagandakam¬ 


pagne gegen „die gelbe Gefahr“ soll 
der Blick von den eigentlichen Kri¬ 
senursachen abgelenkt werden, und 
sie sind heuchlerisch. Während sie 
Einfuhrzölle fordern, kritisieren sie 
vehement die Handelshemmnisse, die 
angeblich bei den Rohstoffländern im 
Vormarsch seien. Sie prangern die auf 
Lohndumping und UmweltzerStörung 
gegründeten Stahlimporte aus China 
an und sind andererseits Verfechter 
der kapitalistischen Globalisierung, 
die Sozial- und Umweltstandards ein¬ 
ebnet. Und täuschen darüber hinweg, 
dass die großen Stahlverbraucher - 
Automobilindustrie und Maschinen¬ 
bau - sehr erfreut über billigen Stahl 
sind und daraus Extraproüte ziehen. 

Vor diesem Hintergrund hat die 
Teilnahme der IG-Metall an der Brüs¬ 


seler Kundgebung nicht nur bei Ge¬ 
werkschaftskollegen Fragen ausgelöst. 
Fakt ist, dass die Initiative zu dieser 
Kundgebung und dem geplanten Ak¬ 
tionstag im April von EUROFER, 
dem Verband der EU-Stahlunter- 
nehmer, ausging. 5 000 Stahlarbeiter 
waren in Brüssel dabei, 350 aus dem 
Saarland und ca. 100 aus Völklingen. 
Für die Stahlbosse war diese „gewerk¬ 
schaftliche Begleitmusik“ wichtig, um 
glaubwürdig zu wirken. 

Auf dem letzten IGM-Kongress 
wurde ein Leitpapier verabschiedet, in 
dem die IG-Metall-Führung bewusst 
auf strategische Bündnisse mit den 
großen Unternehmen ihrer Branche 
orientiert. Dieses Herangehen wird 
sicher auch unter Gewerkschaftsmit¬ 
gliedern kritisch gesehen und hinter¬ 


fragt. Wird sie durch zeitweise Bünd¬ 
nisse nicht erpressbar für Zugeständ¬ 
nisse bei Löhnen, Arbeitsplätzen und 
Mitbestimmung? 

Der Stahlindustrie stehen stürmi¬ 
sche Zeiten bevor. Zu Recht hat die 
IG-Metall jetzt ihre Kampagne „Stahl 
ist Zukunft“ gestartet, um Belegschaf¬ 
ten und Bevölkerung zu mobilisieren. 
Der Forderungskatalog ist kompatibel 
mit den Appellen der Stahlunterneh¬ 
men in der aktuellen Situation „Keine 
einseitige Kostenbelastungen durch 
den Emissionshandel und somit Wett¬ 
bewerbsverzerrung“. Reicht es aber 
aus, nur gegen die geplante Verteue¬ 
rung der Zertiükate vorzugehen. Der 
Handel mit den Umweltzertiükaten 
ist zu einem lukrativen Geschäft mit 
Gewinnern und Verlierern geworden. 


Er ist das marktwirtschaftliche Instru¬ 
ment, mit dem der C0 2 -Ausstoß redu¬ 
ziert werden soll, ohne Struktur- und 
regionalpolitische Erfordernisse zu 
berücksichtigen. Alternative umwelt- 
politische Maßnahmen sind deshalb 
nötig. 

Es stehen also weitergehende For¬ 
derungen auf der Tagesordnung. 

Die DKP fordert eine Arbeits¬ 
platzgarantie, nicht nur bei Saarstahl. 
Es geht erneut um die Durchsetzung 
des Rechts auf Arbeit, wie es in der 
Landesverfassung verankert ist. Die 
DKP fordert ein alternatives Konzept, 
in dem zukunftsorientierte, soziale, 
ökologische und demokratische In¬ 
halte festgelegt und die Arbeitsplätze 
gesichert werden müssen. Internatio¬ 
nal müssen faire Austauschverhältnis¬ 
se zu gleichberechtigten Bedingungen 
gelten. Und im Innern geht es um eine 
Wirtschafts- und Investitionspolitik, in 
der die Stahlindustrie eine Zukunft 
hat. Die saarländische Landesregie¬ 
rung muss dafür aktiv werden, auch 
im Bundesrat 

In der heutigen globalen kapita¬ 
listischen Weltwirtschaft können mit 
protektionistischen Maßnahmen und 
Mitteln Arbeitsplätze und Stahlstand¬ 
orte letztlich nicht gesichert werden. 

Genau so wenig kann die Stahlkri¬ 
se zusammen oder partnerschaftlich 
mit den privatkapitalistischen, profit¬ 
gierigen und konkurrierenden Stahl¬ 
multis überwunden werden, sondern 
nur im entschlossenen, internationa¬ 
len Kampf gegen sie! Notwendig sind 
neue Weltwirtschaftsbeziehungen mit 
Maßnahmen und Vereinbarungen, um 
auch die Krise in der Stahlindustrie 
weltweit zu überwinden. 

Entscheidend sind aber jetzt die 
Bereitschaft der Stahlarbeiter, für 
ihre Arbeitsplätze zu kämpfen, die ge¬ 
werkschaftliche Kampfkraft und die 
Solidarität der Menschen. 

Die Stahlstandorte und die damit 
verbundenen Arbeitsplätze müssen 
mit Zähnen und Klauen verteidigt 
werden. 

Fred Herger, stellvertretender 
Bezirksvorsitzender der DKP Saarland 


Auszug aus einer Erklärung der DKP 
Saarland. Den vollständigen Text fin¬ 
den Sie unter: ww.dkp-saarland.de“. 


Einsatz unter Mindestlohn Plan für die Kohle 

„Freiwilliger Polizeidienst“ Chef der Bergbaugewerkschaft betätigt sich wieder als Kohlelobbyist: 

soll Stellenabbau kaschieren Weiterhin Profite - Verbraucher sollen mehr zahlen 


Bis zum Sommer soll in Gießen ein „frei¬ 
williger Polizeidienst“ eingerichtet wer¬ 
den. Warum der kommen soll, wird aus 
der Begründung nicht ersichtlich. 

Die aktuelle Kriminalitätsstatistik 
zeigt zwar insgesamt einen Anstieg, aber 
bei den hier relevanten Bereichen wie 
Straßenkriminalität, Raub, Vergewalti¬ 
gung sind die Zahlen gesunken, ebenso 
bei den Wohnungseinbrüchen. Zugenom¬ 
men hat das Schwarzfahren und der La¬ 
dendiebstahl - um über 80 Prozent. Dage¬ 
gen werden keine Polizeihelfer gebraucht, 
das fällt vor allem auch in die Verantwor¬ 
tung der Händler, die durch Personalein¬ 
sparung mit dazu beigetragen haben. Al¬ 
les in allem: Gießen ist sicherer geworden. 

Auch die Trainerin der Selbsthilfeor¬ 
ganisation „Unvergesslich Weiblich“ er¬ 
klärte vor wenigen Wochen: „Alle Poli¬ 
zeistatistiken zeigen, dass die Straftaten 
zurückgehen. Wir leben draußen schon in 
einer ziemlich sicheren Welt, schwierig ist 
die Situation eher im Drinnen.“ Dennoch 
wird ein diffuses „Unsicherheitsgefühl“ 
herbeigeredet, um den „freiwilligen Po¬ 
lizeidienst“ zu rechtfertigen. Es geht nur 
um die „Trinkerszene“. Eingesetzt wer¬ 
den soll er auf dem Bahnhofsvorplatz 
und vor allem in der Innenstadt und am 
Marktplatz: Er soll offenbar die „Trinker¬ 
szene“ disziplinieren. Das jedoch ist ein 
untaugliches Mittel und hinausgeworfe¬ 
nes Geld, das z.B. zur Unterstützung der 
aufsuchenden Sozialarbeit besser ausge¬ 


geben wäre. Auch dem Magistrat dürfte 
klar sein, dass bei zunehmender Armut 
und gesellschaftlicher Ausgrenzung auch 
diese Erscheinungen des Kapitalismus 
zunehmen werden, die man nicht mit Po¬ 
lizeigewalt verhindern kann. Um die Situ¬ 
ation zu entschärfen und den Menschen 
zu helfen, hat die Linksfraktion schon vor 
Jahren die Einrichtung einer Wärmestube 
gefordert - das wurde abgelehnt. 

20 Personen soll der „freiwillige Poli¬ 
zeidienst“ umfassen und in die Ordnungs¬ 
polizei integriert werden. Sie sollen dafür 
sieben Euro die Stunde erhalten (nicht 
einmal Mindestlohn!), jeweils zu zweit 
mit einem regulären Beschäftigten einge¬ 
setzt werden und dies für 25 Stunden pro 
Monat. Das sind insgesamt 500 Stunden 
im Monat - oder die Arbeitszeit von rund 
drei Polizisten. Da drängt sich der Ver¬ 
dacht auf, ob mit diesem Instrumentari¬ 
um nicht ein ganz anderer Zweck verfolgt 
wird, ob damit nämlich längerfristig - wie 
schon seit Jahren - Stellenabbau im Poli¬ 
zeidienst geplant ist. 

Nachtrag: Dieser Artikel basiert auf 
dem Bericht des Polizeipräsidiums vom 
5. Februar 2016. Darin war auch festge¬ 
stellt worden, dass die Kriminalität von 
Ausländern um das 2,5fache zunahm, die 
Zahl der Flüchtlinge aber um mehr als 
das Vierfache stieg, sie also unterdurch¬ 
schnittlich kriminell sind. 

Aus: „Gießener Echo“, 
Zeitung der DKP Gießen, März 2016 


Michael Vassiliadis, Vorsitzender der 
Bergbau-Gewerkschaft IG BCE, hat 
einen Plan, klimaschädliche Braun¬ 
kohlekraftwerke noch Jahrzehnte am 
Netz zu halten: Die Politik solle dafür 
sorgen, dass ein Braunkohlenfonds 
eingerichtet wird. „Wir brauchen ein 
Konstrukt, das es möglich macht, die 
Braunkohle noch für Jahrzehnte als 
Brückentechnologie zu betreiben“, 
sagte er einem Bericht der Rheini¬ 
sche Post zufolge vor Journalisten. 
Das könne helfen, die „notwendigen 
Rücklagen für Rückbau und Rekulti¬ 
vierung zu schaffen und zu sichern“. 
Dazu würden schon Gespräche mit 
dem Bund und den Ländern Gesprä¬ 
che geführt. 

Die Idee sieht vor, dass RWE, Mi- 
brag und der Käufer der Kohlesparte 
Vattenfalls Tagebaue und Kraftwerke 
in einen Fonds einbringen, wobei sie 
weiterhin die Kraftwerke betreiben 
und aus dem Fonds Geld erhalten sol¬ 
len. Finanziert werden soll das ganze 
unter anderem durch langfristige In¬ 
vestoren wie Pensionsfonds. Die Po¬ 
litik müsse nur entsprechende Rah¬ 
menbedingungen schaffen. Ähnlich 
sei auch die RAG-Stiftung geschaffen 
worden. 

„Nach dem Ausstieg aus der Kern¬ 
energie in 2022 bleibt die Kohlever- 
stromung noch für mindestens 25 Jahre 
unverzichtbar für eine sichere Strom¬ 


versorgung“, sagte Vassiliadis. Aller¬ 
dings werde mit ihr nur noch 15 Jahre 
lang Geld verdient. Deshalb solle die 
Politik dafür sorgen, dass die Energie¬ 
konzerne Gewinne aus der Kohlever- 
stromung nicht ausschütten sondern 
ansparen. Wenn sich die Kohleverstro- 
mung nicht mehr rechne, könnte die¬ 
ses Vermögen dann zur Finanzierung 
der Betriebe sowie für den Rückbau 
der Kraftwerksanlagen und für die 
Rekultivierung der Tagebaue genutzt 
werden. Das klappe aber nur, so Vas¬ 
siliadis laut Wirtschaftswoche (28.02.), 
wenn die Politik das Stromgeschäft mit 
Kohle nicht durch weitere Auflagen ru¬ 
iniere. 

Sollte das so verdiente Geld aller¬ 
dings nicht ausreichen, müssten die 
Verbraucher einspringen: Über erhöh¬ 
te Netzentgelte sollen sie dafür zahlen, 
dass die benötigten Braunkohleblöcke 
am Netz gehalten werden können. Das 
dürfte im Übrigen auch die Vorausset¬ 
zung dafür sein, dass sich überhaupt 
ein „langfristig orientierter“ Investor 
bereitfindet, an diesem Plan mitzuwir¬ 
ken. 

Kritik an dem Plan äußerte letz¬ 
ten Sonntag nach Berichten des On¬ 
linemagazins klimaretter.info Oliver 
Krischer, Fraktionsvize der Grünen 
im Bundestag: „Vassiliadis 4 Vorschlag 
läuft auf einen Volkseigenen Betrieb 
Braunkohle hinaus“, sagte er. Nach be¬ 


kanntem Strickmuster wolle Vassilia¬ 
dis mit Staatsgarantien die Laufzeit der 
klimaschädlichen Braunkohle künst¬ 
lich verlängern, statt den überfälligen 
Kohleausstieg anzugehen. „Der IG- 
BCE-Chef will anscheinend das RAG- 
Modell wiederholen, wo am Ende mit 
hunderten Milliarden Euro Subven¬ 
tionen der Steinkohlebergbau über 
Jahrzehnte am Leben gehalten wur¬ 
de.“ Auf diese Idee könne nur jemand 
kommen, der die Energiewende nicht 
verstanden habe. Gebraucht würde ein 
Kohleausstieg und keine Laufzeitver¬ 
längerung für die Braunkohle. Vorhan¬ 
dene Mittel der Unternehmen müssten 
für die Kohle-Altlasten und den Struk¬ 
turwandel verwendet, statt für längere 
Laufzeiten eingesetzt werden. 

Vassiliadis 4 Plan sieht allerdings 
auch ein Milliardengeschenk an Vat- 
tenfall vor: Die Gewerkschaft hofft, so 
der Bericht in der Rheinischen Post, 
dass eine Debatte um den Braun¬ 
kohle-Fonds den Verkauf von Vatten- 
falls Braunkohlesparte positiv beein¬ 
flusst. „Der Verkaufsprozess ist wegen 
der politischen Unsicherheit in einer 
schwierigen Phase“, sagte Vassiliadis. 
Laut Branchenkreisen sei fraglich, ob 
Vattenfall überhaupt einen dreistelli¬ 
gen Millionenbetrug durchsetzen kann, 
obwohl diese Sparte bis zu vier Milliar¬ 
den Euro wert sein soll. 

Bernd Müller 
























4 Freitag, 4. März 2016 


Innenpolitik 


unsere 


zeit Q£d 


Armut: Politisch gewollt und geplant 

Die Wohlfahrtsverbände haben am 23. Februar ihren jährlichen Armutsbericht vorgelegt 



Köln, Tafel 


Online-Petition des 
Bündnisses Dortmund 
gegen Rechts 

Kaum waren die kriminellen und ge¬ 
walttätigen Kameradschaften wie der 
„Nationale Widerstand Dortmund“ 
verboten, krochen deren Mitglieder 
bei der von dem Hamburger Nazi 
Christian Worch neu gegründeten 
sogenannten Partei „Die Rechte“ un¬ 
ter. Worch unterhält seit vielen Jahren 
engen Kontakt zur Dortmunder Na¬ 
zi-Szene und konnte so seinen „Ka¬ 
meraden“ rechtzeitig aus der Patsche 
helfen. Ihre kriminelle und verbre¬ 
cherische Energie, ihren Rassismus 
haben sie im Schutz des Parteien¬ 
privilegs deutlich gesteigert. Höchs¬ 
te Zeit diesem Treiben einen Riegel 
vorzuschieben. 

Wir sehen in dieser Neugründung 
eine Tarn- und Nachfolgeorganisation 
der zu Recht verbotenen Kamerad¬ 
schaften, sind doch ihre Kader alle¬ 
samt Spitzenfunktionäre dieses neuen 
Konstrukts. 

Unsere Petition richtet sich an 
NRW-Innenminister Jäger, ein Ver¬ 
botsverfahren anzuschieben. Er sieht 
sich durch ein bestelltes Gutachten in 
seiner zögerlichen Haltung bestätigt, 
dass es so gut wie unmöglich sei, die 
„Rechte“ zu verbieten. Wir verweisen 
auf das seinerzeitige Verbot der FAP, 
der erst das Parteienprivileg durch 
das Bundesverfassungsgericht aber¬ 
kannt und die dann vom Bundesin¬ 
nenminister nach Vereinsrecht verbo¬ 
ten wurde. 

★ 

Das Bündnis Dortmund gegen Rechts 
hat gemeinsam mit der VVN/BdA 
bereits 2 600 Unterschriften an In¬ 
foständen und bei Veranstaltungen 
gesammelt und will nun mit der On¬ 
line-Petition noch stärker in die Öf¬ 
fentlichkeit gehen. Wie dringend nö¬ 
tig eine breit aufgestellte Gegenwehr 
und ein Verbot der „Rechten“ und al¬ 
ler Nazi-Organisationen ist, machen 
die rassistischen Ausschreitungen und 
Anschläge, die Neonazis und ihre An¬ 
hängerschaft gegen Flüchtlinge ver¬ 
üben, überdeutlich. 

Ula Richter 


Die Petition kann unter 

http//www.change.org/p/bündnis- 

dortmund-gegen-rechts-partei-die- 

rechte-verbieten 

unterschrieben werden 


Geschäftsmodell Krieg 

Harsche Kritik hat die Fraktionsche¬ 
fin Sahra Wagenknecht (Partei „Die 
Linke“) anlässlich des in der letzten 
Woche veröffentlichten Jahresbe¬ 
richts des Düsseldorfer Rheinmetall- 
Konzerns formuliert. „16 Prozent 
Zuwachs in der Rüstungsbranche bei 
Rheinmetall sind Grund zur Sorge 
und nicht zum Jubeln. Das florieren¬ 
de Rüstungsgeschäft in Deutschland 
ist Resultat einer Politik, die immer 
stärker auf militärische Mittel setzt. 
Deutschland gehört zu den größten 
Waffenexporteuren weltweit. Deut¬ 
sche Rüstungskonzerne verdienen 
noch an jedem Krieg mit. Weltweit 
wird mit deutschen Waffen Krieg 
geführt, von einer restriktiven Rüs¬ 
tungsexportpraxis, die Bundeswirt¬ 
schaftsminister Gabriel angekündigt 
hat, ist bislang nichts zu merken, im 
Gegenteil: Gerade in die Diktaturen 
am Golf werden immer mehr Waffen 
exportiert“, monierte die Düsseldor¬ 
fer Bundestagsabgeordnete. „Der 
Krieg lohnt sich für Konzerne, die 
Rechnung zahlen die Menschen. Die 
Waffen, die hier produziert und dann 
ins Ausland exportiert werden, keh¬ 
ren in Form von Flüchtlingen zurück“, 
konstatierte Wagenknecht weiter. Die 
Kriegsgewinnler in den Rüstungskon¬ 
zernen müssten endlich finanziell in 
die Verantwortung genommen wer¬ 
den. Um Fluchtursachen wirklich zu 
bekämpfen, forderte Wagenknecht 
außerdem „ein konsequentes Export¬ 
verbot von Waffen und eine entschie¬ 
dene Abkehr von einer aggressiven 
Außenpolitik“. 


D ie Armut in Deutschland bleibt 
hoch, obwohl Regierung und 
herrschende Medien immer 
wieder von guter Konjunktur, hoher 
Beschäftigung und steigendem Reich¬ 
tum sprechen. 12,5 Millionen Men¬ 
schen, 15,4 Prozent (0,1 Prozent weni¬ 
ger als im Jahr 2013) der Bevölkerung, 
also jeder sechste bis siebte Bewohner 
Deutschlands, waren im Jahr 2014 arm. 
In Berlin und Nordrhein-Westfalen 
sind die Armutsquoten seit 2006 konti¬ 
nuierlich gestiegen und die Armut dop¬ 
pelt so stark gewachsen wie im Rest der 
Republik. Im Ruhrgebiet ist jeder Fünf¬ 
te arm. In Dortmund fallen 21,4 Pro¬ 
zent unter die Armutsgrenze, in Düssel¬ 
dorf 16,3 Prozent, in Köln 17,5 Prozent. 
Hier wuchs die Armut in den vergan¬ 
genen sieben Jahren um 31,6 Prozent. 
Der Großraum Köln/Düsseldorf mit 
seinen fünf Millionen Menschen wer¬ 
de sich in den nächsten Jahren womög¬ 
lich als neue Problemregion neben dem 
Ruhrgebiet entwickeln. 

Hauptrisikogruppen sind Alleiner¬ 
ziehende und Erwerbslose. Und neu¬ 
erdings Rentnerinnen und Rentner. 
Deren Armutsquote, sagen die Wohl¬ 
fahrtsverbände in ihrem aktuellen Ar¬ 
mutsbericht, entwickle sich rasant. Es 
sind 3,4 Millionen = 15,6 Prozent. Da¬ 
mit liegen sie über dem Durchschnitt. 
19 Prozent der Kinder und Jugendli¬ 
chen unter achtzehn Jahren sind arm. 
In der Altersgruppe der 18- bis unter 
25-Jährigen trifft das sogar auf jeden 
vierten jungen Erwachsenen zu. Am 


Beim Atomausstieg ist die Bundesre¬ 
gierung offenbar gewillt, einen gewal¬ 
tigen Schritt auf die Atomkonzerne zu¬ 
zugehen. Gleichwohl ist die zuständige 
Kommission des Bundeswirtschaftsmi¬ 
nisteriums nicht wie geplant bis Ende 
Februar mit den vier Atomkonzernen 
in Deutschland zu einer Übereinkunft 
gekommen. 

Der Kommissions Vorsitzende Jür¬ 
gen Trittin (Grüne) hatte noch vor we¬ 
nigen Tagen in einem dpa-Interview 
zu einer raschen Einigung geraten und 
vor einem Pokerspiel bei der Verteilung 
der Lasten zwischen Unternehmen und 
Staat gewarnt: „Eine Einigung um je¬ 
den Preis wird es nicht geben.“ Letzten 
Freitag hatte es aber nach einem Ge¬ 
spräch von Trittin mit den anderen bei¬ 
den Kommissionsvorsitzenden, Oie van 
Beust (CDU) und Matthias Platzeck 
(SPD), geheißen, dass noch Sachfragen 
offen seien. Deswegen wollten sie am 
Montag der Kommission vorschlagen, 
ihre Arbeit fortzusetzen. Laut Süddeut¬ 
scher Zeitung (28.2.) könne man vor Os¬ 
tern mit keinem Ergebnis rechnen. 

Die Rheinische Post (22.2.) wollte 
aus den Kreisen der von der Bundes¬ 
regierung eingesetzten Atomkommissi¬ 
on zuvor erfahren haben, dass eine Ei¬ 


höchsten ist die Armutsrate nach wie 
vor unter den Arbeitslosen: 57,6 Pro¬ 
zent - unter den Beschäftigten sind 
es immer noch skandalöse 7,5 Prozent. 
Nach den Arbeitslosen sind Alleiner¬ 
ziehende mit 42 Prozent am stärksten 
betroffen. 

★ 

Derartige Zahlen rütteln an der ver¬ 
breiteten Vorstellung, in Deutschland 
blühe die Wirtschaft. Das stört. Folg¬ 
lich werden die Zahlen im Armutsbe¬ 
richt unverzüglich von Politik, Wissen¬ 
schaft und Medien angezweifelt. Die 
FAZ vom 21. Februar: „Nie gab es in 
Deutschland so viele Erwerbstätige wie 
heute. Die Löhne steigen dank üppiger 
Tarifabschlüsse auf breiter Front. Die 
Unternehmen können sich das leisten, 
weil sie blendende Geschäfte machen. 
Der private Konsum kennt kaum noch 
Grenzen.“ 

Aber: „Ein statistischer Trick macht 
es möglich, dass die Armut auf dem Pa¬ 
pier zunimmt, obwohl sich die Lebens¬ 
verhältnisse in Wirklichkeit seit Jahren 
günstig entwickeln.“ Die amtliche Me¬ 
thode der Definition von Armut ent¬ 
sprechend EU-Konvention, wonach als 
relativ arm („armutsgefährdet“) gilt, 
wer ein Einkommen hat, das weniger 
als 60 Prozent des mittleren Einkom¬ 
mens (Median) beträgt, wird von der 
bürgerlichen Presse zum Trick umge¬ 
deutet. 

In Vorahnung solcher Angriffe ver¬ 
weist der Armutsbericht auf die statisti- 


nigung zwischen Atomkonzernen und 
Bundesregierung offenbar kurz bevor¬ 
stehe: Während offenbar die sogenann¬ 
ten Ewigkeitslasten auf einen öffentlich- 
rechtlichen Fonds übertragen werden 
sollen, sind die Konzerne nur noch für 
den Rückbau der Atommeiler verant¬ 
wortlich. 

Ursprünglich waren RWE, E.on, 
EnBW und Vattenfall gesetzlich ver¬ 
pflichtet, Rücklagen in Höhe von rund 
38 Milliarden Euro zu bilden, von denen 
sie sowohl den Rückbau der Kraftwerke 
finanzieren als auch die Kosten für die 
Endlagerung des Atommülls bestreiten 
sollten. Nach den Informationen, die 
nun durchgesickert sind, sollen sie rund 
18 Milliarden Euro an einen Fonds ab¬ 
geben. Sollte diese Summe allerdings 
nicht ausreichen, übernehme nach An¬ 
gaben des Handelsblatts (22.2.) „ab ei¬ 
nem gewissen Zeitpunkt“ der Staat die 
Mehrkosten für die Endlagerung. 

„Die Kuh, die man melken will, soll¬ 
te man nicht umbringen“, sagte Micha¬ 
el Vassiliadis nach einem Bericht von 
Reuters und warnte davor, die Atom¬ 
konzerne zu überlasten. Zudem dürfe 
die geplante Lösung sich nicht negativ 
auf die Kohlesparten der Unternehmen 
auswirken. 


sehen Besonderheiten dieser Methode 
der Berechnung des mittleren Einkom¬ 
mens. „Beim mittleren Einkommen 
handelt es sich nicht um das geläufige 
Durchschnittseinkommen. Dieses wird 
ermittelt, indem man alle Haushaltsein¬ 
kommen addiert und die Summe dann 
durch die Anzahl der Haushalte teilt 
(arithmetisches Mittel). Es wird statt- 
dessen der sogenannte Median, der 
mittlere Wert, errechnet: Alle Haushal¬ 
te werden nach ihrem Einkommen der 
Reihe nach geordnet, wobei das Ein¬ 
kommen des Haushalts in der Mitte 
der Reihe den Mittelwert darstellt. Der 
Unterschied zwischen arithmetischem 
Mittel und Median kann sehr groß sein. 

Ein Beispiel: Verfügen fünf Haus¬ 
halte jeweils über ein Einkommen 
von 700 Euro, 1 300 Euro, 1 900 Euro, 
6 500 Euro und 9 000 Euro, so haben 
sie im Durchschnitt (700 + 1 300 + 1 900 
+ 6 500 + 9 000) : 5 = 3 880 Euro. Der 
mittlere Wert (Median) wäre jedoch 
1 900 Euro.“ Die mit dem Median er- 
rechnete Armutsschwelle und die sich 
davon ableitenden Armutsquoten blei¬ 
ben damit einigermaßen stabil, auch 
wenn die Haushalte der oberen Rän¬ 
ge immer reicher werden. „Solange der 
Haushalt in der Mitte der Rangreihe 
keinen Einkommenszuwachs hat, hat 
dies keinerlei Einfluss auf die Armuts¬ 
quoten.“ 

Warum diese Unterscheidung ge¬ 
troffen wird? Der erste Armutsbericht 
der Bundesregierung aus dem Jahre 
2001 wies, so schreiben die Wohlfahrt- 


Kritisiert wurde dieser Deal da¬ 
gegen unter anderem vom Bund für 
Umwelt und Naturschutz Deutschland 
(BUND). Dessen Vorsitzender Hubert 
Weiger erklärte, die Haftung der Kon¬ 
zerne für die von ihnen verursachten 
radioaktiven Altlasten sei nicht verhan¬ 
delbar. Die Kommission dürfe „eine un¬ 
befristete Haftung der Betreiber für den 
Rückbau der Atomkraftwerke und für 
die Atommüll-Lagerung nicht in Frage 
stellen oder einschränken“. Schockie¬ 
rend sei zudem, dass für die Betreiber 
der Atommeiler in Deutschland das 
Verursacherprinzip ausgehebelt wer¬ 
den solle. Enorme finanzielle Risiken, 
„auch was die künftige Kosten- und 
Zinsentwicklung angeht“, müssten am 
Ende wohl vom Steuerzahler getragen 
werden. 

Dieser Kritik schloss sich in den 
letzten Tagen auch Niedersachsens 
Umweltminister Stefan Wenzel (Grü¬ 
ne) an. Finanzielle Beihilfen seitens des 
Staates seien unzulässig, sagte er ge¬ 
genüber der Deutschen Presseagentur. 
Weil sich die Europäische Kommissi¬ 
on sicherlich den Deal genau anschaue, 
appellierte er an die Kommission, sich 
nicht auf die Vorschläge der Konzerne 
einzulassen. 


verbände in ihrem Bericht, noch beide 
Armutsquoten aus, sowohl die mit dem 
arithmetischen Mittel als auch die mit 
dem Median errechnete. Dabei lag die 
erstere mit 10,2 Prozent deutlich höher 
als die letztere mit 6,2 Prozent. 

Seitdem wird nur noch der Median 
ausgewiesen. So vermeidet die Bundes¬ 
regierung weit ungünstigere Zahlen so¬ 
wie die Schlussfolgerung, dass Umver¬ 
teilungsmaßnahmen gegen die Armut 
fällig wären. Und sie hofft auf unser 
schwaches Gedächtnis. Denn die Ar¬ 
mut ist nicht vom Himmel gefallen. Sie 
wurde auf Europaebene vorbereitet. 
Nachzulesen im „Amtsblatt der Euro¬ 
päischen Gemeinschaften“ vom 16. Juli 
1998, Seite L 200/34 bis 44. Untertitel: 
„Nicht veröffentlichungsbedürftige 
Rechtsakte“. Überschrift: „Empfeh¬ 
lung des Rates vom 6. Juli 1998 über 
die Grundzüge der Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten und der Gemein¬ 
schaft (98/454/EG)“. Dann heißt es im 
Text: „Die Sozialsysteme müssen refor¬ 
miert werden, um den Anreiz zur Ar¬ 
beitsaufnahme und die Gelegenheiten 
wir auch die Verantwortung dafür zu 
erhöhen sowie die Funktionsweise des 
Arbeitsmarkts allgemein zu verbessern. 
Dies bedeutet eine Umstellung von Sys¬ 
temen der passiven Einkommenssiche¬ 
rung auf Systeme, die Sozialleistungen 
von einer Erwerbstätigkeit abhängig 
machen.“ 

Etwas drastischer hat es Bodo Hom¬ 
bach als Chef des Bundeskanzleramtes 
einige Tage nach der für die SPD sieg¬ 
reichen Bundestagswahl ausgedrückt 
{Spiegel, 5. Oktober 1998). Er wollte 
den „Abschied vom Sozialstaat alten 
Typs“, erkannte die „geringe Erwerbs¬ 
neigung“ von Arbeitslosen und folgerte, 
dass sozialstaatliche Transferleistungen 
die Phasen der Erwerbslosigkeit verlän¬ 
gern, weil sie die Subventionsmentalität 
verfestigen. „Der Sozialstaat, bisher als 
Netz verstanden, muss künftig als Tram¬ 
polin wirken - als eine Absprungmög¬ 
lichkeit in den regulären Arbeitsmarkt.“ 
Das Bild vom Trampolin wurde später 
von Schröder übernommen. 

Der eine oder andere wird sich noch 
an das Schröder-Blair-Papier vom Juni 
1999 erinnern. Es gilt als Blaupause der 
Agenda 2010, die von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder am 14. März 2003 
verkündet wurde und Hartz IV zur Fol¬ 
ge hatte. Die Armut ist politisch gewollt 
und geplant. 

Die Wohlfahrtsverbände planen 
für den 7. und 8. Juli 2016 einen großen 
armutspolitischen Kongress in Berlin. 
Mitveranstalter DGB. Klaus Stein 


Weil die Verhandlungen bisher 
hinter verschlossenen Türen stattge¬ 
funden hätten, seien die wenigen bis¬ 
her kursierenden Informationen kaum 
überprüfbar. Es gebe aber berechtigte 
Zweifel daran, dass die Rückstellun¬ 
gen von mehr als 38 Milliarden Euro 
tatsächlich ausreichen werden. 

Ziel der Kommission ist es, den 
Profit der Konzerne nicht zu gefähr¬ 
den, gleichzeitig aber das Risiko für 
den Staat so gering wie möglich zu 
halten. Denn, so die offizielle Argu¬ 
mentation, wenn die Unternehmen 
die Kosten nicht bewerkstelligen 
könnten und deswegen Pleite gehen, 
kämen sämtliche Kosten auf den Staat 
zu. Dass die Rückstellungen der Kon¬ 
zerne auf keinen Fall ausreichen und 
der Steuerzahler einspringen muss, 
wird schon aus den Kostenschätzun¬ 
gen der Kommission ersichtlich: In 
einem Papier werden die Kosten für 
Stilllegung und Rückbau der Kraft¬ 
werke sowie für die Endlagerung 
des Atommülls auf 49 Milliarden ge¬ 
schätzt - im günstigsten Szenario. Bis 
zum Ende des Jahrhunderts könnten 
sie sich aber auch auf bis zu 170 Milli¬ 
arden Euro belaufen. 

Bernd Müller 


Einigung mit Atomkonzernen in Sicht 

Steuerzahler sollen die finanziellen Risiken tragen 
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Die „positiven nationalen Wallungen“ in Aktion 

Wer von der CDU nicht reden will, der sollte auch vom Rassismus schweigen 



Kerstin Köditz ist Sprecherin für 
antifaschistische Politik der sächsi¬ 
schen Linksfraktion und Mitglied des 
Bundesvorstandes ihrer Partei 
www.kerstin-koeditz.de 

UZ: Regelmäßig gerät Sachsen auf¬ 
grund rassistischer und offen neofa¬ 
schistischer Aktivitäten von Teilen der 
Bevölkerung, die sich maßgeblich ge¬ 
gen Geflüchtete, aber auch deren Un¬ 
terstützer richten, in die Schlagzeilen. 
Zuletzt wegen der Attacken in Claus- 
nitz, wo ein aufgebrachter Mob den 
Einzug von Flüchtlingen in ihre Un¬ 
terkunft zu verhindern versuchte (UZ 
berichtete). Wie erklären Sie sich die re¬ 
gelmäßig aufflammenden Aktivitäten 
der Rechten? 

Kerstin Köditz: Wenn etwas regelmä¬ 
ßig aufflammt, dann muss eine Glut 
vorhanden sein. In Sachsen allerdings 
lodert es ununterbrochen hell und 
hoch. Es vergeht nahezu kein Tag, an 
dem nicht von rassistischen Übergrif¬ 
fen, Demonstrationen und Anschlä¬ 
gen berichtet wird. Für mich ist es ein 
Skandal, dass erst jetzt, nach einem - 
ich schäme mich fast es so auszudrü¬ 
cken - alltäglichen Übergriff, der Mi¬ 
nisterpräsident mit einer Pressekon¬ 
ferenz reagiert. Jetzt plötzlich nennt 
er das, was über Jahrzehnte verharm¬ 
lost, vertuscht und verschwiegen wor¬ 
den ist, beim Namen: Rassismus. Er 
spricht nicht davon, dass seine sächsi¬ 
sche CDU 2005 mit einem Parteitags¬ 
beschluss auf den Einzug der NPD 
in den Landtag reagierte, in dem sie 
sich verpflichtete, in der Bevölkerung 
„positive nationale Wallungen“ zu we¬ 
cken. Wesentlich verantwortlich dafür 
war der heutige CDU-Landtagspräsi- 
dent Matthias Rößler. Ausnahmsweise 
stimme ich hier der rechten Wochen¬ 
zeitung „Junge Freiheit“ zu, die kom¬ 
mentierte: „Die sächsische Union will 
die NPD mit ihren eigenen Waffen 
schlagen.“ Und jetzt steht Minister¬ 
präsident Tillich da wie der berühmte 
Zauberlehrling, der die Geister, die er 
selbst gerufen hat, nicht mehr bändi¬ 
gen kann. 

Nein, es gibt nichts zu beschöni¬ 
gen: In Sachsen ist die extreme Rech¬ 
te über Jahrzehnte sträflich unter¬ 
schätzt und verharmlost worden. Wie 


soll man auch konsequentes Handeln 
gegen rechts von einem CDU-Lan- 
desverband erwarten, der selbst zum 
rechtesten in der Bundespartei gewor¬ 
den ist? Belege für ein mehr als frag¬ 
würdiges Demokratie Verständnis und 
völliges Unverständnis für die extre¬ 
me Rechte findet man ausgerechnet in 
den Tagebüchern des ehemaligen Mi¬ 
nisterpräsidenten Kurt Biedenkopf, 
für deren Publikation vom Freistaat 
307 900 Euro geflossen sind. Dieser 
schreibt in einer Notiz über den An¬ 
trittsbesuch der ersten Präsidentin des 
Landesamtes für Verfassungsschutz: 
„Wir sprachen über das, was sie zu 
schützen hat, den Staat und die Nati¬ 
on, die verfassungsmäßige Ordnung.“ 
Das entspricht der herrschenden Li¬ 
nie bis heute. Beobachtet wird vom 
Geheimdienst nur das, was den Staat 
und die Nation gefährdet. Rassismus 
ist nicht staatsgefährdend. An anderer 
Stelle schildert er ein Gespräch mit ei¬ 
nem Landrat, später Vorsitzender des 
Innenausschusses des Landtages. Ge¬ 
radezu begeistert berichtet er von der 
Darstellung des Landrats bei einer 
CDU-Kreisvor sitzendenkonferenz 
über dessen Versuche, „Skinheads 
und Radikale dazu zu bewegen, sich 
um Asylbewerber zu bemühen, statt 
sie zu bekämpfen“. Und weiter: „Die 
Verbindungen der Gruppe, die plan¬ 
mäßig gegen Ausländer- und Asylbe¬ 
werberheime vorgehe, reichten in alle 
Bevölkerungsschichten und schlössen 
teilweise auch Frauen ein.“ Der Land¬ 
rat ging auch von Verbindungen des 
Polizeikommandeurs der Kreisstadt zu 
der Gruppe aus. Gleichzeitig warnte 
er, dem harten Kern der Gruppe kom¬ 
me es auch „auf ein paar Tote nicht 
an“. Das war im Oktober 1991. Neun 
Jahr später diagnostizierte der gleiche 
Ministerpräsident Biedenkopf - wider 
besseren Wissens -, die Sachsen seien 
„weitgehend immun gegen Rechtsex¬ 
tremismus“. 

Also, um das bekannte Diktum von 
Max Horkheimer: „Wer aber vom Ka¬ 
pitalismus nicht reden will, sollte auch 
vom Faschismus schweigen“ zu variie¬ 
ren, sage ich: Wer von der CDU nicht 
reden will, der sollte auch vom Rassis¬ 
mus schweigen. 

UZ: Sind die Sachsen besonders an¬ 
fällig für extrem rechte Positionen, wie 
aktuell in manchen bundesdeutschen 
Medien konstatiert wird? 

Kerstin Köditz: Es ist nicht die ethni¬ 
sche Herkunft, die Menschen rassis¬ 
tisch macht. Es sind die politischen, 
ökonomischen, sozialen und kulturel¬ 
len Zustände der Gesellschaft, in der 
sie leben, die rassistisches Denken und 
Handeln fördern. Und hier muss man 
feststellen, dass die extreme Rech¬ 
te in Sachsen ein Biotop gefunden 
hat, in dem sie blühen und gedeihen 
konnte. Die mehr als zaghaften An¬ 
sätze der Förderung der Zivilgesell¬ 


schaft dagegen wurden stets mit Miss¬ 
trauen beäugt. Unmittelbar nach den 
Übergriffen in Clausnitz erklärte der 
CDU-Landtagsabgeordnete Alexan¬ 
der Krauß gegenüber der „Jungen 
Freiheit“: „Mit irgendwelchen zweifel¬ 
haften Förderprogrammen, mit denen 
am Ende nur Linksextremisten ali¬ 
mentiert werden, helfen wir nieman¬ 
dem.“ Diese Dumpfbackigkeit ist es, 
die Rassismus und die extreme Rech¬ 
te fördert. 

UZ: Welche Rolle spielen Abstiegs- 
ängste der sogenannten bürgerlichen 
Mittelschicht in der Frage der rassis¬ 
tischen Massenmobilisierungen dieser 
Tage? 

Kerstin Köditz: Diese Abstiegsängste 
gibt es sicherlich im Rest der Repu¬ 
blik genauso. Sachsen aber ist einsa¬ 
me Spitze bei rassistischen und neofa¬ 
schistischen Attacken und hat traditi¬ 
onell herausragende Wahlergebnisse 


Sorgen der Menschen ernster nehmen 
müssen? 

Kerstin Köditz: Ich bin skeptisch ge¬ 
genüber einer Politik der Selbstgeiße¬ 
lung. Opposition hat immer nur ein¬ 
geschränkte Möglichkeiten. Wenn die 
Opferberatung RAA feststellt, dass 
sich die Zahl rechter Gewalttaten in 
Sachsen seit 2012 verdoppelt hat und 
es 74 Angriffe auf Flüchtlingsheime 
gegeben habe, dann weiß ich nicht, 
auf welche Weise wir dies hätten ver¬ 
hindern sollen. Es sind wohl weniger 
die „Sorgen der Menschen“ gewesen, 
die zu 700 rassistischen Demonstra¬ 
tionen im vergangenen Jahr geführt, 
sondern eher ein ausgeprägter Sozial¬ 
chauvinismus. Den können und dür¬ 
fen wir als Linke nicht bedienen. 

UZ: Am vergangenen Dienstag star¬ 
tete das NPD-Verbotsverfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe. Ist ein NPD-Verbot ein 


ten politisch gelöst werden. Sollte es 
zu einem Verbot der NPD kommen, 
befürchte ich einen Placebo-Effekt. 
Man lehnt sich beruhigt zurück, ob¬ 
wohl das Problem noch genauso vi¬ 
rulent ist. Dabei kreisen die Aasgeier 
bereits über der NPD. Andere neona¬ 
zistische Parteien stehen für die Kli¬ 
entel bereit, als Wahlalternative steht 
die weniger stigmatisierte AfD zur 
Verfügung. Der Nutzen eines solchen 
Verbotes wäre sehr überschaubar. 

UZ: Neben den extremen Rechten 
sorgen auch Behörden und Polizei 
im Freistaat regelmäßig für - nennen 
wie es freundlich - Verwunderung. Ist 
die Polizei in Sachsen auf dem rech¬ 
ten Auge blind, oder haben Sie sogar 
Hinweise auch Verbindungen zwi¬ 
schen den Beamten und extrem rech¬ 
ten Kreisen? 

Kerstin Köditz: Es gibt nachweisbar 
einzelne Beamte, die die extreme 



Freital, 26. Juni 2015 


für Parteien der extremen Rechten. 
Die Abstiegsängste können also zu¬ 
mindest keine entscheidende Rolle 
spielen. Außerdem sind natürlich so¬ 
ziale Ängste keine Rechtfertigung für 
Rassismus. Übrigens: als Hartz IV und 
andere soziale Grausamkeiten einge¬ 
führt werden sollte, hatten die Regie¬ 
renden kein Ohr für die „berechtigten 
Sorgen und Ängste der Bevölkerung“. 

UZ: Trotzdem: Hätte nicht auch die po¬ 
litische Linke anders agieren und die 


probates Mittel im Kampf gegen den 
zunehmenden Rassismus? 

Kerstin Köditz: Natürlich haben die 
zehn Jahre Agitation der NPD im 
Sächsischen Landtag zu den heuti¬ 
gen Zuständen im Freistaat beige¬ 
tragen. Vieles ist sagbar und „nor¬ 
mal“ geworden, was ohne die NPD 
wohl - zunächst - unsagbar geblieben 
wäre. Juristische Mittel sind in der Po¬ 
litik immer bestenfalls die zweitbes¬ 
te Lösung. Politische Probleme soll¬ 


Rechte unterstützen. Erfahrungsge¬ 
mäß sind autoritäres Denken und 
Rassismus in den von Ihnen genann¬ 
ten Gruppen ausgeprägter als in der 
Gesamtbevölkerung. Aber ich würde 
keinesfalls „der“ Polizei unterstellen, 
auf dem rechten Auge blind zu sein. 
Oftmals ist sie schlicht überfordert. 

Womit wir wieder bei der Staats¬ 
regierung wären, die einen verantwor¬ 
tungslosen Stellenabbau betrieben hat. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Rechte Absetzbewegungen 

CDU-Spitzenkandidaten in den Ländern spielen AfD-Rassisten in die Hände 


Am 13. März werden in Sachsen-An¬ 
halt, Baden-Württemberg und Rhein¬ 
land-Pfalz neue Landtage gewählt. Do¬ 
minierendes Wahlkampfhema in allen 
drei Bundesländern ist der Umgang der 
Parteien mit den in die Bundesrepublik 
geflüchteten Menschen. Vor allem die 
meist unterfinanzierten und teils hoch 
verschuldeten Kommunen schlagen 
vielerorts die Alarmglocken und sto¬ 
ßen in Sachen Flüchtlingsunterbrin¬ 
gung und Integration an ihre Grenzen. 

In der vergangenen Woche veröf¬ 
fentlichten Julia Klöckner, christdemo¬ 
kratische Spitzenkandidatin in Rhein¬ 
land-Pfalz, und Guido Wolf (CDU), 
der sich zum Ziel gesetzt hat, nach der 
Wahl in Baden-Württemberg Minister¬ 
präsident zu werden, eine gemeinsame 
Erklärung, in der sie faktisch von der 


Position der Kanzlerin abrücken (die 
UZ berichtete). 

Dass die Strategie der beiden CDU- 
Politiker tatsächlich zum Erfolg führen 
wird, ist hingegen fraglich. So dürfte 
das Vertreten von „AfD-light-Posi- 
tionen“ die Rechten eher stärken, da 
die Wählerinnen und Wähler schon in 
der Vergangenheit meist dazu neigten, 
dem Original und nicht der Kopie ihre 
Stimme zu geben. Vor diesem Hinter¬ 
grund dürfte auch kaum verwundern, 
dass es der AfD zunehmend gelingt, 
das politische Parteiensystem in Un¬ 
ruhe zu versetzen. Aktuellen Umfra¬ 
gen zufolge käme die rechte Partei in 
Rheinland-Pfalz auf 8,5 Prozent der 
Wählerstimmen. In Baden-Württem¬ 
berg würden 10 Prozent für die AfD 
stimmen und in Sachsen-Anhalt wird 


der rassistischen Partei ein Spitzenwert 
von satten 17 Prozent prognostiziert. 
Vor allem bei der Linkspartei sorgen 
die Wahlprognosen intern für Panik. 
So wird in Sachsen-Anhalt nicht ein¬ 
mal mehr ausgeschlossen, dass die AfD 
am Ende noch zweitstärkste Partei wird 
und „Die Linke“, die aktuell noch mit 
21 Prozent gehandelt wird, auf Platz 
drei verdrängt. In jedem Fall zeichnet 
sich schon jetzt ab, dass das ewige Ziel 
des Linke-Spitzenkandidaten Wulf 
Gallert, Regierungschef eines „rot-rot- 
grünen“ Bündnisses zu werden, besser 
nach Wölkenkuckucksheim verbannt 
werden sollte. So lassen die aktuellen 
Prognosen aktuell realistischerweise 
einzig die Fortsetzung der bisherigen 
Regierungskoalition aus CDU (30 Pro¬ 
zent) und SPD (16 Prozent) zu. 


In Rheinland-Pfalz liegen CDU 
(35 Prozent) und FDP (7 Prozent) ak¬ 
tuell mit SPD (33 Prozent) und Bündnis 
90/Die Grünen (9 Prozent) gleichauf. 
„Die Linke“ wäre mit prognostizierten 
4 Prozent nicht im Landtag vertreten. 
Da alle Parteien Regierungsbündnis¬ 
se mit der AfD bisher ausgeschlossen 
haben, bliebe auch in Rheinland-Pfalz 
einzig die Möglichkeit eines „schwarz¬ 
roten“ Regierungsbündnisses. 

Auch in Baden-Württemberg dürfte 
der Landtagseinzug der AfD mit prog¬ 
nostizierten 10 Prozent Konsequenzen 
für den bisherigen Ministerpräsidenten 
Winfried Kretschmann mit sich brin¬ 
gen. 

So kämen die Grünen zwar aktu¬ 
ell auf 30,5 Prozent der Wählerstim¬ 
men und lägen damit erstmalig vor der 
CDU, die auf 30 Prozent käme. Der 
SPD werden hingegen nur 16 Prozent 
prognostiziert, die FDP wäre mit 7 Pro¬ 
zent im Landtag vertreten. Die Linke 
wird aktuell mit 3 Prozent gehandelt. 


Bemerkenswert ist unterdessen 
auch ein Blick auf die anderen Bun¬ 
desländer. In Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern, wo am 4. September gewählt 
wird, liegt die AfD bei einem Spitzen¬ 
wert von 16 Prozent. 

„Die Linke“ wird aktuell noch bei 
19 Prozent gehandelt. Ob sie mit ihrer 
Strategie erfolgreich sein wird, bleibt 
indes abzuwarten. So ziehen die de¬ 
mokratischen Sozialisten mit einem 
parteiintern äußert umstrittenen Pla¬ 
kat in die Landtagswahl. „Heimat ist 
dort wo Familie ist - Aus Liebe zu 
Mecklenburg-Vorpommern“ steht 
darauf neben dem Konterfei von 
Spitzenkandidat Helmut Holter zu 
lesen. Innerhalb der Linkspartei wird 
kolportiert, dass die Linke-Bundes¬ 
vorsitzende Katja Kipping vergeblich 
versucht hatte, ihre Genossen von 
dem heimattümelnden Plakatmotiv 
abzubringen. 

Jedoch vergeblich. 

Markus Bernhardt 
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Worte wünschen 

Der gerade aus der Haft entlassene Chef¬ 
redakteur der türkischen Zeitung „Cum- 
huriyet“ Can Dündar, kritisierte die Passi¬ 
vität der EU beim Thema Menschenrech¬ 
te in der Türkei. Es sei zwar „bis zu einem 
gewissen Grad“ akzeptabel, dass die EU 
zur Lösung der Flüchtlingskrise mit der 
türkischen Regierung zusammenarbeitet. 
„Dennoch hätte ich mir gewünscht, dass 
sich europäische Politiker nicht davon ab¬ 
halten lassen, öffentlich deutliche Worte 
zum Thema Menschenrechte und Presse¬ 
freiheit zu finden“, sagte er. 

Dündar und der Hauptstadtkorres¬ 
pondent seiner Zeitung, Erdern Gül, wa¬ 
ren Ende November in Untersuchungs¬ 
haft genommen worden. Nachdem das 
Verfassungsgericht am 25. Februar ihre 
Freilassung angeordnet hatte, verkünde¬ 
te der Präsident Recep Tayyip Erdogan, 
dass er keinen Respekt vor dieser Ent¬ 
scheidung habe. Auch nach ihrer Freilas¬ 
sung droht den Journalisten eine Verur¬ 
teilung wegen Spionage und Geheimnis¬ 
verrats, weil sie über Waffenlieferungen 
des türkischen Geheimdienstes an syri¬ 
sche Islamisten berichtet hatten. 

Große Parteien abgestraft 

Die linke irische Partei Sinn Fein, die 
früher als politischer Arm der IRA 
galt, konnte bei den Parlamentswahlen 
am vergangenen Sonntag Stimmen da¬ 
zugewinnen. Sie erreichte 13,8 Prozent 
der Stimmen, bei der letzten Wahl 2011 
waren es 9,9 Prozent. Die Parteien der 
regierenden „Mitte-Links-Koalition“ un¬ 
ter dem Ministerpräsidenten Enda Ken- 
ny erlitten eine Niederlage, die Kräfte¬ 
verhältnisse im Parteiensystem verscho¬ 
ben sich deutlich. Irische Medien gingen 
davon aus, dass die Koalitionsgespräche 
langwierig werden, auch Neuwahlen 
oder die Bildung einer Minderheitsre¬ 
gierung schlossen sie nicht aus. 

Terrorist als Präsident 

Drinnen versuchte die Opposition mit 
Tränengas die Abstimmung zu verhin¬ 
dern, draußen ging die Polizei mit Trä¬ 
nengas gegen Demonstranten vor: Das 
Parlament des Kosovo hat am vergan¬ 
genen Freitag den bisherigen Außenmi¬ 
nister Hashim Thaci zum Präsidenten 
gewählt. Thaci war von 2008 bis 2014 
Ministerpräsident. Die Opposition wirft 
ihm Korruption vor. 

Hashim Thaci war als Anführer der 
Terrortruppe UCK bekannt geworden, 
die die Abspaltung des Kosovo von Ser¬ 
bien betrieb. Die UCK war im Westen 
zunächst als Terrororganisation einge¬ 
stuft worden, wurde jedoch später von 
der NATO und der EU unterstützt. 
Durch das militärische Eingreifen der 
NATO und mit politischer Unterstüt¬ 
zung der EU wurde letztlich das Kosovo 
als eigenständiger Staat gegründet, der 
bisher nicht einmal von allen EU-Staaten 
diplomatisch anerkannt wurde. 

Thaci wird vorgeworfen, für die ras¬ 
sistische Verfolgung und Vertreibung von 
Serben, Roma und Juden, die Teile der 
UCK nach dem Krieg betrieben, verant¬ 
wortlich zu sein. Seit dem NATO-Krieg 
gegen Serbien gilt er als Mann der USA. 
Der US-Botschafter im Kosovo gehörte 
zu den ersten, die ihm zur Wahl gratu¬ 
lierten. 

Netanjahu hetzt 

Israels Ministerpräsident Netanjahu 
spricht nach der Waffenruhe in Syrien 
von einer neuen „Terrorfront“. Es müs¬ 
se „klar sein, dass jegliches Abkommen 
in Syrien einen Stopp der iranischen Ag¬ 
gression gegen Israel von syrischem Ge¬ 
biet aus enthalten muss“. Israel werde 
„der Schaffung einer zweiten Terrorfront 
auf den Golanhöhen nicht zustimmen“. 

Marktwirtschaft 

Das chinesische Wirtschaftswachstum ist 
zurückgegangen. Die chinesischen Stah¬ 
lunternehmen werfen ihre Produkte auf 
den Weltmarkt. Der Konkurrenzkampf 
nimmt zu. China will 1,8 Millionen Be¬ 
schäftigte in der Stahl- und Kohleindus¬ 
trie entlassen, um Überkapazitäten abzu¬ 
bauen. „Die Aufgabe wird sehr schwierig, 
aber wir sind dennoch sehr zuversicht¬ 
lich“, sagte der Minister für Arbeit und 
soziale Sicherheit, Yin Weimin, bei einer 
Pressekonferenz am Montag. Die Re¬ 
gierung kündigte an, umgerechnet etwa 
14 Milliarden Euro zur Unterstützung 
entlassener Arbeiter bereitzustellen. 


Pentagon bastelt am antirussischen Plan B 

Waffenstillstand in Syrien - Wunschtraum oder Chance? 



Im syrischen Krieg gibt es keine einheitliche Fontlinie: Sicherheitskräfte (Asayish) der kurdischen Volksverteidigungseinhei¬ 
ten YPG beobachten einen Angriff. 


I n der Nacht vom 26. auf den 27. Fe¬ 
bruar ist die von Russland und den 
USA initiierte Waffenruhe in Syri¬ 
en in Kraft getreten. Sie hat sowohl 
die Zustimmung der syrischen Regie¬ 
rung wie die der meisten bewaffneten 
Rebellengruppen gefunden. Von der 
Übereinkunft ausgenommen sind die 
von der UNO als Terroristen geächte¬ 
ten Gruppen „Islamischer Staat“ und 
der syrische Al-Kaida-Ableger Nusra- 
Front, die weiter bekämpft werden. 

Die Einhaltung des Waffenstill¬ 
stands ist die Bedingung für weitere 
Friedensgespräche, die am 7. März un¬ 
ter der Regie der UNO in Genf be¬ 
ginnen sollen. Nach ersten Berichten 
aus Syrien sollen die Waffen zwischen 
den Seiten, die der Vereinbarung zuge¬ 
stimmt haben, „weitgehend“ schwei¬ 
gen. Das ist ein erster Hoffnungs¬ 
schimmer, mehr nicht. Angesichts der 
fragilen Lage im Land ist nicht auszu¬ 
schließen, dass dann, wenn diese Zeilen 
die Leser erreichen, die Situation schon 
wieder eine ganz andere sein kann. 

Anlass zur Skepsis müssen bereits 
die Reaktionen geben, die unmittel¬ 
bar nach Bekanntwerden der russisch¬ 
amerikanischen Initiative von Kräf¬ 
ten des Militär-Industrie-Komplexes 
in den USA zu vernehmen waren. So 
berichtete die Internetseite regnum. 
ru, gestützt auf eine Veröffentlichung 
in „The Wallstreet Journal“, dass der 
Vorsitzende des Vereinigten General¬ 
stabs der US-Streitkräfte, General Jo¬ 
seph Dunford, Pentagon-Chef Ashton 
Carter und CIA-Direktor John Bren- 
nan sicher seien, dass der Waffenstill¬ 
stand in Syrien platzen und der Schul¬ 
dige daran Russland sein werde. In die¬ 
sem Fall, für den die Herren offenbar 
schon kräftig die Strippen ziehen, for¬ 
dern sie eine noch stärkere Unterstüt¬ 
zung der „gemäßigten“ bewaffneten 
Anti-Assad-Gruppierungen in Syrien 
durch die USA und zusätzliche Sank¬ 
tionen gegen Russland. 

Nach den negativen Erfahrungen, 
die Moskau in den letzten Jahren mit 
den USA und deren Verbündeten ma¬ 
chen musste, finden sich aber auch in 
Russland neben Hoffnungen auf eine 
friedliche Regulierung des bewaffneten 
Konflikts in Syrien durchaus skeptische 
Töne. Das gilt u.a. für die Netz-Zeitung 
„Swobodnaja Pressa“. Sie veröffent¬ 
lichte unmittelbar nach Bekanntwer¬ 
den der Vereinbarung zwischen Russ¬ 
land und den USA einen Beitrag un¬ 
ter der Überschrift: „Den russischen 
Luftstreitkräften werden die Hände 
gebunden - Womit wird die zeitweili¬ 


ge Feuereinstellung in Syrien enden?“ 
Darin wird auch der Politiker Wjat- 
scheslawTetjokin nach seiner Meinung 
zum Waffenstillstand befragt. Tetjokin 
ist ein enger Berater des Vorsitzenden 
der Kommunistischen Partei der Rus¬ 
sischen Föderation (KPRF), Gennadi 
Sjuganow, Duma-Abgeordneter seiner 
Partei und Mitglied des Verteidigungs¬ 
ausschusses der Duma. 

Kritisch sieht Tetjokin u.a. den Um¬ 
stand, dass der Waffenstillstand in eine 
Situation fällt, da die Regierungstrup¬ 
pen mit russischer Luftunterstützung 
im Vormarsch waren und zahlreiche 
Ortschaften von den Terroristen befreit 
werden konnten. Dabei sollte jedoch 
bedacht werden, dass es ohne diese Er¬ 
folge sicher überhaupt keine Chance für 
eine Waffenruhe gegeben hätte. Weder 
die USA noch die Assad-Gegner wären 
dazu bereit gewesen. Die erfolgreiche 
Offensive war vielmehr die Vorausset¬ 
zung für ein Schweigen der Waffen, das 
die Menschen in diesem geschundenen 
Land unbedingt brauchen. Ein Waffen¬ 
stillstand ist zugleich Vorbedingung für 
die Gespräche zu einer friedlichen Lö¬ 
sung des Syrienkonflikts. 


Neben weiteren Aspekten geht 
Tetjotkin auch auf die sicher schnell in 
den Fokus rückende Frage ein, wie real 
es unter den gegebenen Bedingungen 
einer Aufsplitterung der Assad-Geg¬ 
ner in eine Vielzahl von Gruppierun¬ 
gen und ihres ständigen Übergangs 
von der einen in die andere sein wird, 
einen Waffenstillstand zu kontrollie¬ 
ren. Er betont: „Die Kontrolle darü¬ 
ber, wer real das Waffenstillstands¬ 
regime verletzt, ist in Syrien äußerst 
schwierig. Dort gibt es keine einheitli¬ 
che Frontlinie, der Krieg hat den Cha¬ 
rakter eines Bewegungskrieges. Es 
gibt einzelne gefestigte Positionen um 
die Städte herum, doch Zusammenstö¬ 
ße und Kämpfe gibt es überall, sogar 
auf den Territorien, die als tiefes Hin¬ 
terland angesehen werden. Selbst in 
,Neurussland’ (gemeint ist der Don- 
bass, W.G.), wo es im Großen und 
Ganzen eine definierte Frontlinie gibt 
und klar ist, wer mit wem kämpft, sind 
Hunderte OSZE-Beobachter nicht in 
der Lage, den Prozess vollständig zu 
kontrollieren. Und das ist im Zentrum 
Europas. Wie soll das dann in Syrien 
klappen?“ 


Tetjotkin geht nach den Erfahrun¬ 
gen im Donbass davon aus, dass die sy¬ 
rische Opposition, sobald sie sich von 
den russischen Bombardements eini¬ 
germaßen erholt hat, damit beginnen 
wird, die Regierungstruppen zu provo¬ 
zieren, und danach Assad zu beschul¬ 
digen, dass er den Waffenstillstand ge¬ 
brochen habe. 

Insgesamt dürfte die Situation in 
Syrien noch schwerer zu kontrollieren 
und zu einer Lösung zu führen sein 
als im Donbass. Dazu gehört nicht 
zuletzt, dass in Syrien hinter den in 
bewaffneter Konfrontation gegenei¬ 
nander stehenden Kräften nicht nur 
die USA und ihre Verbündeten so¬ 
wie Russland stehen. Dieses Land ist 
zugleich Schauplatz eines erbitterten 
Kampfes der Türkei, Saudi-Arabiens 
und des Iran um die Vorherrschaft in 
der Region. Obendrein ist auch noch 
Israel mit im Spiel. Das bedeutet, dass 
in Syrien einem stabilen Waffenstill¬ 
stand und einer friedlichen Lösung 
des Konflikts noch unvergleichlich 
mehr Fallstricke im Wege liegen als 
im Donbass. 

Willi Gerns 


Hotspot Griechenland 

EU warnt vor humanitärer Krise, die sie selbst erzeugt hat 


Am Mittag des 25. Februar versuchten 
zwei Flüchtlinge, vermutlich aus Paki¬ 
stan, sich am Athener Viktoria-Platz 
an einem Baum zu erhängen. Das be¬ 
richtete Al Dschasira. Andere Flücht¬ 
linge hinderten sie am Selbstmord, sie 
wurden ins Krankenhaus gebracht. Am 
Viktoria-Platz lagern Flüchtlinge, die in 
Griechenland festsitzen. 

Nachdem die Regierung Öster¬ 
reichs eine „Obergrenze“ für die Ein¬ 


reise von Flüchtlingen verkündet hatte, 
schlossen Slowenien, Kroatien, Serbien 
und Mazedonien ihre Grenzen. Sie las¬ 
sen täglich höchstens 580 Flüchtlinge 
ins Land. Die Flüchtlinge versuchen, 
über Albanien weiterzureisen. Die al¬ 
banische Integrationsministerin sagte, 
ihre Regierung müsse „alle notwendi¬ 
gen Maßnahmen ergreifen“, um „diese 
Flüchtlinge daran zu hindern, nach Al¬ 
banien einzureisen“. Es bliebe die Mög¬ 


lichkeit, die Flucht mit dem Boot nach 
Italien fortzusetzen. Österreich bereitet 
sich darauf vor, seine Grenze zu Italien 
abzuriegeln. 

Die Aufnahmezentren für Flücht¬ 
linge in Griechenland sind überfüllt. 
Mehr als 25 000 Flüchtlinge irren durch 
das Land, berichten griechische Medi¬ 
en. Das UNHCR gibt an, dass auch 
nachdem die NATO Schiffe in die 
Ägäis geschickt hat, täglich rund 3 000 
Flüchtlinge von der türkischen Küste 
zu den griechischen Inseln übersetzen. 
Am vergangenen Samstag ließen die 
griechischen Behörden 500 der Ange¬ 
kommenen mit der Fähre nach Piräus 
bringen. Die anderen blieben auf den 
Inseln und übernachteten auf Fähren 
im Hafen. 

An der Grenze zu Mazedonien 
saßen Anfang der Woche rund 8 000 
Menschen fest. Hilfsorganisationen 
versuchen, sie zu versorgen. Nach 
Presseberichten war die Schlange an 
der Essensausgabe einen halben Kilo¬ 
meter lang. Medizinische Versorgung 
gebe es kaum. Beim Grenzort Idomeni 
versuchten Flüchtlinge am Montag, den 
mazedonischen Grenzzaun einzurei¬ 
ßen. Die mazedonische Polizei schoss 
Tränengas, die Flüchtlinge zogen sich 
zurück. 


EU und Bundesregierung wollen 
den Strom der Flüchtlinge mit Hilfe 
von „Hotspots“ kontrollieren. Dort, wo 
die Flüchtlinge ankommen, sollen sie 
gesammelt werden. An den Hotspots 
sollen die Behörden die Identität der 
Angekommenen feststellen und sie re¬ 
gistrieren, untersuchen und befragen. 
Das soll schnelle Abschiebungen er¬ 
möglichen. Beobachter äußern, dass 
Griechenland sich zu einem einzigen 
großen Hotspot entwickele. Die grie¬ 
chische Regierung rechnet damit, dass 
sich Ende März 50 000 bis 70 000 in 
Griechenland aufhalten werden. Bis 
Juni könnten es 200 000 sein. 

In Griechenland sind 500 000 Men¬ 
schen davon bedroht, ihre Wohnung zu 
verlieren. 15 000 Athener sind obdach¬ 
los. Fast die Hälfte der Renten liegt un¬ 
terhalb der offiziellen Armutsgrenze. 

Nun warnt die EU-Kommission vor 
einer humanitären Krise. Die griechi¬ 
sche Zeitung Kathimerini berichtet, 
dass die EU-Behörden Notfallmaßnah¬ 
men vorbereiteten. Ein Flüchtlingsla¬ 
ger soll finanziert werden, an Flücht¬ 
linge sollen Lebensmittel ausgegeben 
werden. Ähnliche Maßnahmen hatte 
die EU auch für afrikanische Länder, 
den Libanon und Jordanien getroffen. 

www.german-foreigen-policy.com/zlv 


Eine Falle für Flüchtlinge 

Der KKE-Generalsekretär Dimitris Koutsoumpas stellte in der vergangenen Woche fest: 
„(Ministerpräsident AlexisTsipras tritt für) die treue Umsetzung der letzten Entscheidun¬ 
gen von EU und NATO ein. Aber es sind gerade diese Entscheidungen von EU und NATO, 
die die Probleme schaffen. 

Wir erinnern daran, dass die KKE schon im Oktober die Entscheidungen der EU in der 
Flüchtlingsfrage verurteilt hat. Die Regierung hat diesen Entscheidungen zugestimmt. 
Sie verwandeln Griechenland in eine Falle für Flüchtlinge und Immigranten. Wir können 
die Ergebnisse sehen, wir erleben sie jeden Tag. (...) 

Die KKE hat vorgeschlagen, den Flüchtlingen und Immigranten einen direkten Trans¬ 
fer zu ermöglichen von den Ländern, in denen sie ein erstes Asyl finden, wie der Tür¬ 
kei, Jordanien, Libanon, in die Länder, die ihr endgültiges Ziel sind. Dieser Transfer muss 
unter Verantwortung der EU und der UN stattfinden. Dasselbe gilt für die Flüchtlin¬ 
ge und Immigranten, die auf den griechischen Inseln festsitzen. Die KKE hat klarge¬ 
stellt, dass sie die ,Hotspots' ablehnt und die Auslese von Flüchtlingen, ebenso wie die 
,Umverteilungszentren'. 

Die KKE hat vorgeschlagen, menschliche und anständige vorläufige Aufnahmezentren zu 
schaffen, unter der Verantwortung des Ministeriums für Immigrationspolitik. Und natür¬ 
lich arbeitet die KKE daran, den Kampf unseres Volkes gegen Kriege und Interventionen 
in der Region zu stärken, gegen Griechenlands Beteiligung an diesen Kriegen, die immer 
mehr Menschen entwurzeln.“ Übers.: UZ 
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Ein Anfang, kein Umschwung 

Schweizer stoppten fremdenfeindliches Volksbegehren 




D ie Schweizerische „Volkspartei“ 
(SVP) ist mit ihrem Versuch, 
Ausländer wegen Bagatelldelik¬ 
ten des Landes zu verweisen, geschei¬ 
tert. Am 28. Februar hat das Stimmvolk 
die sogenannte „Durchsetzungsinitia¬ 
tive“ bachab geschickt. Eine Gesetzes¬ 
verschärfung gibt es trotzdem. 

Noch bis zum Abstimmungssonntag 
am 28. Februar hatte es danach ausge¬ 
sehen, als könnte die rechtsnationale 
SVP ihren nächsten ausländerfeindli¬ 
chen Coup landen. Mit der sogenann¬ 
ten „Durchsetzungsinitiative“ hatte sie 
angestrebt, dass „kriminelle Auslän¬ 
der“ künftig automatisch und unab¬ 
hängig von der Höhe des Strafmaßes 
ihr Aufenthaltsrecht in der Schweiz 
verlieren. 

Mehr als 40 verschiedene Delikte 
hatte die „Volkspartei“ zusammenge¬ 
tragen, die zu einem automatischen 
Landesverweis führen soll¬ 
ten. Zimperlich zeigte sie 
sich dabei nicht. Bei denje¬ 
nigen Delikten, die zu ei¬ 
ner sofortigen Ausweisung 
führen sollten, schmissen 
die Populisten etwa minder 
schwere Vergehen wie Sozi¬ 
alhilfebetrug und den Ver¬ 
kauf von Drogen kurzer¬ 
hand in denselben Topf wie 
vorsätzliche Tötung, Men¬ 
schenhandel oder gar Geno¬ 
zid. Daneben benannte der 
Initiativtext auch eine Reihe 
von Punkten, die nicht so¬ 
fort, sondern „erst“ bei wie¬ 
derholter Zuwiderhandlung 
zum Landesverweis geführt 
hätten. Dazu gehörten unter 
anderem Hausfriedensbruch, 

Gewalt und Drohung gegen 
Behörden und Beamte oder 
„falsche Anschuldigung“. Ein 
solches Bagatelldelikt hätte 
sich ein Ausländer - kulant, 
wie sich die SVP zeigt - ein¬ 
mal innerhalb von zehn Jah¬ 
ren zu Schulden kommen 
lassen können, bevor er, bei 
einem zweiten Fehltritt, für 
eine Dauer von fünf bis 15 
Jahre das Land hätte verlas¬ 
sen müssen. Und zwar ohne 
Wenn und Aber - Ausnah¬ 
men hätten die Richter kei¬ 
ne machen dürfen. 

Schließlich waren es 58,9 
Prozent der Abstimmenden, die am 
vergangenen Sonntag zu diesem Vor¬ 
haben „Nein“ sagten und damit verhin¬ 
derten, dass tausende Menschen, die 
in der Alpenrepublik leben, aber nicht 
über den roten Pass verfügen, der per¬ 
manenten Gefahr eines dauerhaften 
Landesverweises ausgesetzt sind. Es 
war das erste Mal seit der Annahme 
der Anti-“Minarettinitiative“ (2007), 

der „Ausschaf- - 

fungsinitiative“ 

(2010) und der 
„Massenein¬ 
wanderungs¬ 
initiative“ 

(2014), dass eine ausländerfeindliche 
Vorlage der SVP von den Wählern zu 
Grabe getragen wurde. 

Zurückzuführen ist der Abstim¬ 
mungserfolg gegen die SVP in erster 
Linie auf die breite Front der linken 
sowie „zivilgesellschaftlichen“, aber 
auch bürgerlichen Gegenkomitees, die 
sich im ganzen Land gebildet hatten. 
Kaum je zuvor hatte einem Vorhaben 
der SVP ein solch heftiger Wind ent¬ 
gegengeblasen wie in den vergangenen 
Wochen. Einig war man sich vor allem 
in einem Punkt: Dass das Vorhaben der 
„Volkspartei“ mit Rechtsstaatlichkeit 
herzlich wenig am Hut hatte. So hätte 
die Vorlage etwa die Gewaltenteilung 
aufgehoben. Der restriktive Initiativ¬ 
text des „Durchsetzungsvorhabens“ 
hätte dem Parlament, das für die Um¬ 
setzung von angenommenen Volks¬ 
begehren zuständig ist, keinen Hand¬ 
lungsspielraum für Anpassungen ge¬ 
boten. Weiter wären Gerichte durch 
den in der SVP-Initiative geplanten 
„Ausschaffungs-Automatismus“ nicht 
mehr befugt gewesen, Abschiebungen 


aufzuheben, wodurch die SVP-Gegner 
die Verhältnismäßigkeit eingeschränkt 
sahen. 

„Bei Annahme der Initiative sind 
200 000 Menschen ohne Schweizer 
Pass von der Ausweisung bedroht“, 
warnte etwa das „Komitee für den 
Rechtsstaat“, zu dem sich linke Par¬ 
teien, Organi- _ 


„Wie gelang es einer Partei der 
Milliardäre, sich als Arbeiterpartei 
darzustellen?“ 


sationen und 
Gewerkschaf¬ 
ten zusammen¬ 
gefunden hat¬ 
ten. Für letzte- 

re hätte die „Durchsetzungsinitiative“ 
auch für die eigene Arbeit zu einem 
Problem werden können. Ein Großteil 
der Gewerkschaftsangestellten, insbe¬ 
sondere in der Unia, der größten Mas¬ 
senorganisation des Landes, hat Mi¬ 
grationshintergrund. Die Teilnahme 
an Demonstrationen und Streiks hät- 
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Der rote Pass: Wer ihn nicht hat, kann trotz Ablehung der 
„Durchsetzungsinitiative“ für Vergehen mit Abschiebung 
bestraft werden. 


te ihnen daher künftig zum Verhäng¬ 
nis werden können. Entsprechend er¬ 
leichtert zeigte sich die Gewerkschaft 
am Abstimmungssonntag: „Das Resul¬ 
tat zeigt, dass es mit vereinten Kräften 
gelingt, die Fremdenfeinde zu stoppen“, 
schrieb die Gewerkschaft in einer Mit¬ 
teilung. 

Gemeinsam, das hieß in diesem 
Fall unter anderem mit dem „NGO- 
- Komitee ge¬ 
gen die Durch¬ 
setzungsini¬ 
tiative“ dem 
56 Nichtregie- 
rungsorgani¬ 


„Die Initiative hätte auch für 
Gewerkschafter zum Problem 
werden können 


sationen, darunter Amnesty Interna¬ 
tional und Human Rights, angehören. 
Angeführt wurde die Allianz von ei¬ 
nem Newcomer, der „Operation Libe¬ 
ro“, die sich aus jungen Akademikern 
rekrutiert. Der Wirtschaftsdachver¬ 
band Economiesuisse, der zuletzt bei 
der „Masseneinwanderungsinitiative“ 
einen Machtkampf gegen die „Volks¬ 
partei“ ausgefochten hat, blieb derweil 
außen vor. Man hatte dem diesmaligen 
Abstimmungskampf bereits im De¬ 
zember eine Absage erteilt, denn im 
Gegensatz zu einer Einreisebeschrän¬ 
kung für ausländische Arbeitskräfte, 
erschien die drohende Ausweisung von 
tausenden Migranten dem Wirtschafts¬ 
riesen wenig gefährdend für den „Wirt¬ 
schaftsstandort Schweiz“. So blieb Platz 
für „Operation Libero“, um unter dem 
Motto „Wir verknüpfen gesellschafts¬ 
liberale und wirtschaftsliberale Wer¬ 
te“, zum gefeierten Shootingstar des 
Abstimmungskampfes zu werden. Die 
Schweizer Zeitung „Tages-Anzeiger“ 
schrieb das Jungunternehmen kurzer¬ 
hand zum „Albtraum der SVP“ hoch. 


Vielleicht nicht ganz zu unrecht. 
Denn es dürfte durchaus stimmen, dass 
die neuen Liberalen sowie die traditi¬ 
onellen bürgerlichen Parteien bei der 
Abstimmung um die „Durchsetzungs¬ 
initiative“ das Zünglein an der Waage 
waren. Den Sieg hätten die Linken al¬ 
lein nicht erringen können. 

_ Schon dar¬ 
um nicht, weil 
wesentliche 
Teile der Ar¬ 
beiterklasse 
ihr nicht fol¬ 
gen. „Die SVP ist die neue Arbeiter¬ 
partei“, titelte der Zürcher Tagesanzei¬ 
ger noch am 8. Februar. Da hatte eine 
Studie gerade belegt, was zu befürchten 
stand: Wählten 1975 nur acht Prozent 
der Arbeiter die SVP, waren es 2011 be¬ 
reits 40 Prozent. Mit der Entwicklung 
verbunden ist, dass nur noch wenige 
Beschäftigte die Sozialdemo¬ 
kratie wählen. 16 Prozent wa¬ 
ren das 2011-1975 lag der Wert 
noch bei 38 Prozent. 

Wie es einer Partei der 
Multimilliardäre - SVP-Über- 
vater Christoph Blocher ge¬ 
hört zu den Vermögendsten 
der Schweiz - gelang, sich als 
Arbeiterpartei zu gerieren, 
lässt sich nicht abschließend 
beantworten. Ein Aspekt 
dürfte sein, dass sie sich stets 
gegen einen Beitritt zur Euro¬ 
päischen Union sträubte. Als 
1992 darüber abgestimmt wur¬ 
de, war die SVP eine der we¬ 
nigen wahrnehmbaren Kräfte, 
die sich für ein Nein einsetz¬ 
ten. Eine knappe Mehrheit 
sah es ähnlich. Mittlerweile ist 
die Europäische Union gera¬ 
de unter den Schweizer Arbei¬ 
tern verhasst. Dazu beigetra¬ 
gen hat das Freizügigkeitsab¬ 
kommen der Schweiz mit der 
EU. Infolge der Vereinbarung 
stieg gerade in den Grenzkan¬ 
tonen die Konkurrenz inner¬ 
halb der Arbeiterklasse, der 
Lohndruck nahm zu. Staatli¬ 
che Maßnahmen, dem entge¬ 
genzuwirken, blieben besten¬ 
falls halbherzig. 

Wie geht es nun weiter, 
nach dem Nein zur SVP-Vor¬ 
lage? Trotz des Votums tritt 
nun spätestens ab 2017 eine 
härtere Gesetzgebung gegen Straffälli¬ 
ge ohne Schweizer Pass in Kraft. Dabei 
sollen „kriminellen Ausländer“ eben¬ 
falls aufgrund eines Deliktkatalogs 
ausgewiesen werden, ein Richter kann 
im „Härtefall“ jedoch davon absehen. 
Zurückzuführen ist diese Regelung auf 
die Vorgängervorlage der „Durchset¬ 
zungsinitiative“, die sogenannte „Aus¬ 
schaffungsinitiative“ die im Jahr 2010 
an der Urne angenommen und nun 
vom Parlament umgesetzt wurde. Bis 
zu 4 000 Menschen pro Jahr - und da¬ 
mit vier mal mehr als bisher - sollen 
dadurch künftig die Schweiz verlas¬ 
sen müssen. Darauf hatten insbeson¬ 
dere die bürgerlichen Mitteparteien 
gespielt, die sich ebenfalls gegen die 
SVP-“Durchsetzungsinitiative“ gestellt 
hatten. Zwar haben diese Kreise mit 
Abschiebungen von Ausländern kein 
Problem, sind jedoch nicht bereit, die 
rechtsstaatlichen Grundsätze dafür so 
radikal zu opfern, wie es die SVP im 
Sinne hatte. 

So dürfte es nur die „Mitte“ gewe¬ 
sen sein, die ob des Abstimmungsre¬ 
sultats ihre uneingeschränkte Freude 
hatte. Für die parlamentarische und ra¬ 
dikale Linke liegt über dem Ergebnis 
der Schatten des neuen Gesetzes. Doch: 
Eine andere Wahl als das „Nein“ gegen 
die „Durchsetzungsinitiative“ hatte es 
am vergangenen Sonntag nicht gege¬ 
ben. Die Möglichkeit des großes Um¬ 
schwungs, die hat man bereits vor fast 
sechs Jahren, im Abstimmungskampf 
um die „Ausschaffungsinitiative“, ver¬ 
passt. 

Patrida D‘lncau,Bern 

Unsere Autorin ist Redakteurin des 
Schweizer „Vorwärts“. 


Einen Vorwand finden 

Türkische Regierung will Krieg in Syrien führen 


Sofort nach dem Anschlag auf das tür¬ 
kische Militär in Ankara am 17 Febru¬ 
ar eröffneten regierungsnahe Medien 
eine Kampagne gegen die kurdischen 
Volksverteidigungseinheiten (YPG), 
die in Syrien kämpfen und mit der PKK 
verbunden sind. Der Ministerpräsident 
Ahmet Davutoglu hatte behauptet, dass 
ein YPG-Mitglied für den Anschlag ver¬ 
antwortlich sei. Nur einen Tag nach dem 
Anschlag hatte sich eine andere kurdi¬ 
sche Organisation, die TAK (Freiheits¬ 
falken Kurdistans), zu dem Anschlag be¬ 
kannt. Die TAK ist eine PKK-Abspal¬ 
tung, die seit 2004 Angriffe vor allem 
im Westen der Türkei unternimmt und 
keinen Zweifel daran lässt, dass sie un¬ 
abhängig von der PKK agiert. 

Dass die Regierung sofort die YPG 
beschuldigte, zeigt, worum es ihr wirk¬ 
lich ging: einen Vorwand zu fingieren, 
um ihre Einmischung in den syrischen 
Krieg zu rechtfertigen und die kurdisch 
kontrollierten Gebiete in Nordsyrien, 
Rojava, anzugreifen. 

Seit Russland Ende September be¬ 
gann, Luftangriffe in Syrien zu fliegen, 
konnten die syrische Armee und die 
YPG den unter anderem von der Türkei 
unterstützten „Rebellengruppen“ eine 
Reihe von Niederlagen zufügen. Zuletzt 
drohte einer der Hauptnachschubkorri¬ 
dore zwischen der Türkei und den Re¬ 
bellen nahe der Stadt Azaz zu fallen. Da¬ 


raufhin nahm die türkische Armee, die 
tatenlos zugesehen hatte, als der IS gro¬ 
ße Teile der syrischen Seite der Grenz¬ 
gebiete einnahm, ab dem 13. Februar 
die kurdische Miliz unter Artilleriebe¬ 
schuss. Die Türkei gestattete mehreren 
hundert Kämpfern, die Grenze nach Sy¬ 
rien zu überqueren, um die „Rebellen“ 
zu unterstützen. 

Die veränderte militärische Lage 
hat die USA dazu gezwungen, die Plä¬ 
ne für einen „Regime Change“ zurück¬ 
zustellen. Die türkische Regierung be- 
harrt weiter darauf, die Assad-Regie- 
rung zu stürzen und die kurdischen 
autonomen Kantone zurückzudrängen. 
Sie verlangt, dass die YPG als Terror¬ 
gruppe eingestuft und mit dem „Islami¬ 
schen Staat“ (IS) gleichgestellt wird. Sie 
beansprucht eine mehrere Kilometer 
tiefe „Sicherheitszone“ in Syrien. Die 
YPG solle vom Waffenstillstand ausge¬ 
nommen werden. Die YPG kämpft seit 
Jahren erfolgreich gegen den IS und an¬ 
dere Terrorgruppen. 

Mit ihrer aggressiven Außenpolitik 
setzt die Türkei den inneren Krieg ge¬ 
gen die kurdische Bewegung fort. Die 
Armee belagerte wochenlang mehrere 
kurdische Städte und tötete hunderte 
Zivilisten. Am 7 Februar ermordete sie 
in Cizre mehr als 60 Menschen, die vor 
den Kämpfen in einen Keller geflohen 
waren. Isaak Funke 


Pfefferspray reicht nicht 

Niederlande: Hetzer im Umfragehoch 


Am Montag wurde die „Partij voor de 
Vrijheid“ (PW) des niederländischen 
Rassisten Geert Wilders zehn Jahre alt. 
Der Satz ist wörtlich zu nehmen, denn 
Wilders ist die Partei. Er ist das einzi¬ 
ge Mitglied. Um zu verhindern, dass sie 
„von falschen Leute übernommen wer¬ 
den könnte“, wie er selbst einmal sagte. 

Da eine solche Ein-Mann-Partei 
keine staatlichen Zuschüsse bekommt, 
ist Wilders umso mehr darauf angewie¬ 
sen, sich vor der Fernsehkamera als 
„Mann aus dem Volk“ und „Alternati¬ 
ve zu den etablierten Parteien“ zu prä¬ 
sentieren. Tatsächlich ist Wilders seit 
1989 Teil des niederländischen Politik¬ 
betriebs. Erst nach 15 Jahren in treuen 
Diensten der Volkspartei für Freiheit 
und Demokratie (VVD) des aktuel¬ 
len niederländischen Regierungschefs 
Mark Rutte brach er 2004 mit der Par¬ 
tei. 

Die PVV müsste eigentlich „Partei 
gegen den Islam“ heißen. Das ist das 
eigentliche Programm von Wilders. Bei 
den Ereignissen in Köln in der Silves¬ 
ternacht handelt es sich ihm zufolge um 
einen „sexuellen Dschihad“. Wilders 
fordert, alle männlichen muslimischen 
Flüchtlinge zu internieren und verteilte 
in einem Rotterdamer Vorort Abwehr¬ 
sprays an niederländische Frauen. 

Um die von Wilders aufgehetzten 
„Asylgegner“ in Schach zu halten, die 


gegen geplante Notunterkünfte pro¬ 
testieren, reichen Abwehrsprays nicht 
mehr aus. Als Ende Dezember rund 
2 000 „besorgte Bürger“ vor das Ge¬ 
meindehaus in Geldermalsen bei Ut¬ 
recht zogen, während der Gemeinde¬ 
rat drinnen über ein geplantes Zentrum 
für 1 500 Flüchtlinge beraten wollte, 
sah sich die Polizei veranlasst, Warn¬ 
schüsse gegen Gewalttäter abzugeben, 
die Absperrgitter niedergerissen und 
Steine, Flaschen und Feuerwerkskör¬ 
per auf das öffentliche Gebäude und 
die Polizisten geworfen hatten. Wilders 
profitiert von der aufgeheizten Stim¬ 
mung. Ende 2015 wurde er von den 
Zuschauern des populären Fernseh¬ 
magazins „EenVandaag“ erneut zum 
Politiker des Jahres gewählt. 

Das Umfragehoch des Rassisten 
hält weiter an. Würde jetzt gewählt, 
wäre Wilders’ Partei stärkste Kraft im 
Haager Parlament. Während Partei¬ 
en der Regierungskoalition rund die 
Hälfte ihrer Mandate verlieren würde, 
könnte sich die PVV, die aktuell zwölf 
der 150 Abgeordneten stellt, verdreifa¬ 
chen. Nach letzten Umfragen käme sie 
auf 25 Prozent, was bis zu 38 Sitzen ent¬ 
sprechen würde. Damit wäre die Ein- 
Mann-Partei stärkste Kraft im Land. 
Die nächsten Parlamentswahlen sind 
bereits für 2017 vorgesehen. 

Oliver Wagner 


Dokumentiert 


Nicht ablenken lassen 

Irische Kommunisten für EU-Austritt 


Die Kommunistische Partei Irlands ruft 
die Wähler in Nordirland auf heim bri¬ 
tischen Referendum über den „Brexit“ 
im Juni für den Austritt aus der EU zu 
stimmen: 

„Wir rufen die arbeitenden Menschen 
im Nordosten unseres Landes dazu auf, 
für den Austritt aus der EU zu stimmen. 
Eine Entscheidung, die EU zu verlassen, 
kann eine Entscheidung für einen ande¬ 
ren Weg nach vorn sein, eine Entschei¬ 
dung gegen die zunehmenden weltwei¬ 
te Militarisierung, zu deren Triebkräften 
die EU gehört. (...) Eine Entscheidung, 
die EU zu verlassen, würde auch die Mit¬ 
gliedschaft des südirischen Staates in 
Frage stellen. Sie würde neue Möglich¬ 
keiten für den Kampf der Arbeiterklasse 
auf nationaler Ebene eröffnen. 

Wir sollten uns nicht davon ablenken 
lassen, dass sehr reaktionäre und chauvi¬ 


nistische Kräfte, die den Tagen des Bri¬ 
tischen Empires hinterhertrauern, auch 
gegen die EU sind. Wir sind nicht aus 
irgendwelchen engstirnigen nationalisti¬ 
schen Gründen für den Austritt aus der 
EU. Wir befürworten den Austritt aus ei¬ 
ner klassenbewussten, internationalisti¬ 
schen Haltung heraus. (...) 

Der Deal, den der britische Staat und 
die EU-Institutionen ausgehandelt ha¬ 
ben, ist ein weiterer Angriff auf die Rech¬ 
te der Arbeiter in Europa, besonders zu¬ 
gewanderter Arbeiter, den am meisten 
verwundbaren Teil der Arbeiterklasse. 

Der Kampf gegen die EU ist im Kern 
ein Kampf für Demokratie und Souve¬ 
ränität. Es ist ein antiimperialistischer 
Kampf. (...) Die Kommunistische Partei 
Irlands ruft zur breitesten Koalition der 
progressiven Kräfte auf, um für den bri¬ 
tischen und auch für den irischen Austritt 
aus der EU zu kämpfen.“ Übers.: UZ 










8 Freitag, 4. März 2016 


Internationaler Frauentag 2016 


unsere 


zeit ELd 





Refugees Welcome Demo in London, 12. September 2015 



Equal Pay Day 2015: Kundgebung von DGB und Sozialverband vor Brandenburger Tor 


Alles muss hart erkämpft werden 



D er Internationale Frauentag hat 
eine lange Tradition. Er ent¬ 
stand im Kampf um Gleichbe¬ 
rechtigung und gegen Unterdrückung, 
im Kampf um bessere Arbeitsbedin¬ 
gungen, höhere Löhne, kürzere Ar¬ 
beitszeiten. Der Widerstand richtete 
sich auch gegen unzumutbare Wohn- 
und Lebensbedingungen. Lange muss¬ 
te gegen den Ausschluss von Frauen 
von Wahlen, ja teilweise von jeglicher 
politischer Betätigung gekämpft wer¬ 
den. 

Auf dem Internationalen Arbei¬ 
terkongress zu Paris (Juli 1889) wurde 
auf Antrag von Emma Ihrer und Clara 
Zetkin ein Beschluss über die Gleich¬ 
berechtigung der Frau gefasst. 

In ihrer Rede auf diesem Kongress 
erklärte Clara Zetkin unter anderem: 
„(...) Die Arbeiterinnen sind durchaus 
davon überzeugt, dass die Frage der 
Frauenemanzipation keine isoliert für 


sich bestehende ist, sondern ein Teil 
der großen sozialen Frage. Sie geben 
sich vollkommen klare Rechenschaft 
darüber, dass diese Frage in der heu¬ 
tigen Gesellschaft nun und nimmer¬ 
mehr gelöst werden wird, sondern erst 
nach einer gründlichen Umgestaltung 
der Gesellschaft.“ 

Am 27. August 1910 wurde von 
der 2. Internationalen Sozialistischen 
Frauenkonferenz in Kopenhagen (100 
Delegierte aus 17 Ländern) auf Initia¬ 
tive von Clara Zetkin und Käthe Dun- 
cker die alljährliche Durchführung ei¬ 
nes internationalen Frauentages fest¬ 
gelegt, der sich gegen die mehrfache 
Ausbeutung richtete. 

Der erste Internationale Frauentag 
fand am 19. März 1911 statt. Millionen 
von Frauen in Dänemark, Deutsch¬ 
land, Österreich, der Schweiz und den 
USA beteiligten sich. Die zentralen 
Forderungen waren: 


★ Kampf gegen den imperialistischen 
Krieg 

★ Wahl- und Stimmrecht für Frauen 

★ Arbeitsschutzgesetze 

★ ausreichender Mutter- und Kinder¬ 
schutz 

★ der Achtstundentag 

★ gleicher Lohn bei gleicher Arbeits¬ 
leistung 

★ Festsetzung von Mindestlöhnen 
Die Festlegung des Internationalen 
Frauentages auf das Datum 8. März 
erfolgte 1921 durch Beschluss der 2. 
Kommunistischen Frauenkonferenz. 
Dabei sind sich die Historikerinnen 
und Historiker nicht ganz darüber 
einig, ob der Streik der Textilarbeite¬ 
rinnen in New York am 8. März 1857, 
der der Näherinnen und Fabrikarbei¬ 
terinnen in Lynn (Massachusetts) am 

7. März 1860 oder die großen Streiks 
und Demonstrationen der Tabak- und 
Textilarbeiterinnen in New York am 

8. März 1908 Anlass waren, den Inter¬ 
nationalen Frauentag auf den 8. März 
zu legen. Vor allem war es wohl die Er¬ 
innerung an den 8. März 1917. An die¬ 
sem Tag fand in Sankt Petersburg ein 
Textilarbeiterinnen-Streik statt, der auf 
andere Bereiche Übergriff und am Be¬ 
ginn der Februarrevolution vor 90 Jah¬ 
ren in Russland stand. 

Alles was in den folgenden Jahr¬ 
zehnten erreicht wurde, musste hart 
erkämpft werden. 

Die Idee des 8. März blieb auch in 
der Zeit des Faschismus lebendig. Ille¬ 
gale Flugblätter erinnerten in Deutsch¬ 
land an den Internationalen Frauentag 
und forderten zum Kampf gegen den 
Faschismus auf. Für die antifaschisti¬ 
sche Bewegung wurde der Frauentag 
international zum Kampftag gegen 
Krieg und Faschismus. Frauen standen 


in erster Reihe im antifaschistischen 
Kampf: in der Illegalität, im Partisa¬ 
nenkampf, bei der Verteidigung der 
spanischen Republik, an allen Fronten. 

Nie wieder Faschismus und Krieg, 
das war auch das Hauptanliegen der 
ersten Frauentage nach dem Zweiten 
Weltkrieg. 

Der Internationale Frauentag ist also 
auch ein Tag des Kampfes gegen Krieg 
und Kriegspolitik sowie gegen Faschis¬ 
ten und Rechtsentwicklung. 

Heute werden - auch weil die Ge¬ 
genkräfte nicht stark genug sind - vie¬ 
le der in der Vergangenheit erkämpf¬ 
te sozialen Errungenschaften wie z.B. 
die formale Angleichung von Frauen- 
und Männerlöhnen, gleichwertige Bil- 


dungs- und Ausbildungsmöglichkeiten 
durch die Herrschenden zunehmend 
infrage gestellt oder demontiert - im 


Zuge einer Angleichung nach unten ins 
Gegenteil verkehrt. 80 Prozent derje¬ 
nigen, die wegen der Politik- vor allem 
der führenden imperialistischen Staa¬ 
ten -, aufgrund von Krieg, Verfolgung, 
Armut und Hunger heute ihre Heimat 
verlassen müssen, sind Frauen. 

Deshalb sind die Folgerungen und 
die Grundforderungen zum 8. März 
für den Kampf um Frauenrechte auch 
heute: Organisiert Euch - auch über 
Ländergrenzen hinweg -, seid solida¬ 
risch - Frauen, Männer, hier Geborene 
wie zu uns gekommene Flüchtlinge - 
und kämpft gegen Krieg, Rassismus 
und Faschismus, für gleiche Rechte: 
für gleichen Lohn für gleichwertige 
Arbeit, gleiche Bildungs- und Ausbil¬ 


dungschancen, soziale Sicherung, sozi¬ 
ale und politische Gleichberechtigung! 

nh 
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Cambridge: Antikriegsprotest der„Woman in Black“. 



Demonstration zum 8. März in New York 2015 



Ire Hicks< 


Proteste gegen die Bombardierungen in Syrien, London (28. November bis 2. Dezember 2015) 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Krieg und Flucht gehören zusammen 

Mit ausländerfeindlichen Parolen sind die Rechten nicht zu stoppen 


Gastkolumne von Georg Fülberth 

Der große Plan 


UZ: Welche Sorgen hast du als Antifa¬ 
schistin angesichts brennender Flücht¬ 
lingsheime, angesichts rechter Massen¬ 
aufmärsche auf den Straßen und des 
Erstarkens der gesamten Rechten in un¬ 
serem Land? 

Alice Czyborra: Natürlich sind die 
Nachrichten über die Brandanschläge 
auf Flüchtlingsunterkünfte im ganzen 
Land, so am vorletzten Wochenende 
in Bautzen, unerträglich. Erschüttert 
haben mich die Beschimpfungen und 
Bedrohungen der Flüchtlinge bei ihrer 
Ankunft in Clausnitz, eine weitere Di¬ 
mension von Rassenhass, Hass gegen¬ 
über Asylsuchenden, Zuwanderern und 
den schon lange hier lebenden Migran¬ 
ten. Schon vor Jahren hat die Friedrich- 
Ebert-Stiftung vor latentem Rassismus, 
Ausländerfeindlichkeit und Antisemi¬ 
tismus in der „Mitte der Gesellschaft“ 
gewarnt. 

Die Diskussion der regierenden 
Politiker und in den Medien dreht sich 
gegenwärtig darum, wie am besten die 
Flüchtlinge aus unserem Land fern¬ 
zuhalten sind. Man sieht: Die Parolen 
der Pegidas, AfD und der CSU verfeh¬ 
len nicht ihre Wirkung. Erschreckend 
ist, in welchem Tempo immer weitere 
Beschränkungen des Asylrechts be¬ 
schlossen werden mit dramatischen 
Auswirkungen für die Betroffenen. In¬ 
zwischen wird sogar die Bundeswehr im 
Mittelmeer in Stellung gebracht, um die 
Flüchtlinge abzuwehren. Militär und 
Rechtsextreme ergänzen sich. 

UZ: Warum greifen aus deiner Sicht 
heute die Parolen der Rechten in diesem 
erschreckenden Ausmaß? 

Alice Czyborra: Es vermischen sich be¬ 
rechtigte Einwände und Forderungen 
z.B. der Essener Bürgerinnen und Bür¬ 
ger mit aggressiver Haltung gegenüber 
den Geflüchteten. Kosten für Versor¬ 
gung der Flüchtlinge gehen zum großen 
Teil zu Lasten der ohnehin klammen 
Kommunen. In Essen werden jetzt die 
bereits horrenden Grundsteuern erneut 
erhöht. Die Schuld wird den Asylsu¬ 
chenden angelastet. Mich hat es beson¬ 
ders erschüttert, dass einige SPD-Rats¬ 
politiker aus dem Essener Norden mit 
entsprechenden ausländerfeindlichen 
Argumenten den Ton angeben, statt zu 
hinterfragen, warum die Rekordsteu¬ 
ereinnahmen nicht den Kommunen 
zugute kommen, zu hinterfragen, wie 
viel uns Rüstung und Kriegseinsätze 
kosten, statt die Umverteilung von un¬ 
ten nach oben anzuprangern. Geschickt 
werden die sozial Benachteiligten ge¬ 
gen Schutzsuchende ausgespielt. Es ist 
eine Illusion der sogenannten Partei¬ 
en der Mitte zu glauben, sie könnten 
mit ausländerfeindlichen Parolen bei 
den kommenden Wahlen den Zulauf 
am rechten Rand stoppen, indem sie 
ausländerfeindliche Forderungen der 
Rechten aufgreifen. 


UZ: Was macht dir Mut? 

Alice Czyborra: Mut machen mir die 
Menschen, die sich in den Runden Ti¬ 
schen engagieren. Als das Wort von 
Angela Merkel „Wir schaffen das“, 
noch galt, waren in unserem Stadtteil 
über 300 Menschen der Einladung zu 
einem Runden Tisch gefolgt. Sie lassen 
sich heute nicht beirren von teilweise 
abschätzigen Äußerungen gegenüber 
der Willkommenskultur. Es ist bewun¬ 
dernswert, wie sich Sport- und Kultur¬ 
vereine, Kinder- und Jugendorganisati¬ 
onen, christliche Gemeinde, Verbände 
und auch viele Einzelpersönlichkeiten 
darum bemühen, das Leben der Ge¬ 
flüchteten in den unsäglichen Unter¬ 



künften zumindest ein wenig erträgli¬ 
cher zu gestalten. Dieses Engagement 
kann nicht hoch genug gewürdigt wer¬ 
den, steht es doch für das humanistische 
Deutschland, das sich der Verantwor¬ 
tung bewusst ist, auch der geschichtli¬ 
chen Verantwortung. Das gibt mir viel 
Zuversicht, gehöre ich doch einer Fa¬ 
milie an, die nur überleben konnte, weil 
ihr in Frankreich Asyl gewährt wurde 
und weil sie so viel Solidarität erfahren 
konnte. Mein Vater Peter Gingold - es 
muss Ende 1992 oder Anfang 1993 ge¬ 
wesen sein - hatte eine Rede gegen die 
Einschränkung des Artikels 16 gehalten, 
heute so aktuell wie damals: 

„Der Artikel 16 ist eine Dankes¬ 
schuld an die Völker, die so vielen deut¬ 
schen Flüchtlingen das Leben retteten. 
Der Artikel 16 gilt als Zeichen eines hu¬ 
manen Deutschlands, in dem alle Men¬ 
schen, gleich welcher Herkunft, gleich¬ 
berechtigt leben, ein Deutschland, das 
mithilft, die Ursachen in der Welt zu 
beseitigen, die Menschen zu Flüchtlin¬ 
gen machen. Und noch etwas, was unser 
Volk hierzu verpflichtet, wie kein ande¬ 
res auf dieser Erde: Es wird gesagt, es 
gibt ja auch in anderen Ländern Rassis¬ 
mus, Ausländerfeindlichkeit. Wohl wahr, 
sie sind keine spezifisch deutschen Er¬ 
scheinungen. Nun aber doch, es gibt ei¬ 
nen kleinen Unterschied zu allen ande¬ 
ren Ländern: In unserem Land hat der 
Rassismus seinen grauenhaftesten Hö¬ 
hepunkt in der Geschichte der Mensch¬ 
heit erreicht.“ 

UZ: Welche Aufgaben haben die antifa¬ 
schistischen Kräfte heute? 


Alice Czyborra: Gerade in diesen Tagen 
wehrt sich das Bündnis „Essen stellt sich 
quer“ gegen eine angekündigte NPD-De- 
monstration am 2. April unter dem Motto: 
„Einmal Deutschland und zurück! Asyl¬ 
missbrauch und Islamisierung stoppen.“ 

Es wäre zum Verzweifeln, wenn eine 
so offensichtlich volksverhetzende De¬ 
monstration womöglich schon wieder 
polizeilich genehmigt und geschützt 
wird, gäbe es nicht das Engagement an¬ 
tifaschistischer Kräfte, unter ihnen viele 
junge Menschen. Es gibt auch in Essen 
ein breites Spektrum aus Initiativen, Ver¬ 
bänden, Parteien, unter ihnen Sozialde¬ 
mokraten, die das Vorgehen ihrer Genos¬ 
sen im Essener Norden massiv kritisieren. 
Das antifaschistische Bündnis stellt sich 
unermüdlich dem Rassismus, den rech¬ 
ten bis neonazistischen Parteien entge¬ 
gen. Das macht Mut. 

Vor allem müssen wir immer wieder 
auf die Fluchtursachen, den Zusammen¬ 
hang von Krieg und Flucht, hinweisen. 
Die Flüchtlinge lassen sich nicht aufhal¬ 
ten, so lange die Kriege im Nahen Os¬ 
ten toben. Die VVN-BdA betont, wie 
notwendig es ist, dass antifaschistische 
Bewegungen und Friedensbewegungen 
Zusammengehen. Aktive Menschen der 
Runden Tische, in den antifaschistischen 
Bündnissen als Teilnehmer für die dies¬ 
jährigen Ostermärsche zu gewinnen, sehe 
ich als wichtige Aufgabe der kommenden 
Wochen. 

UZ: Du gehörst den „Kindern des Wider¬ 
standes“ an. Deine Eltern, Ettie und Peter 
Gingold, waren bekannte antifaschistische 
Widerstandskämpfer in unserem Land. 
Wie wollt ihr dieses antifaschistische Erbe, 
den Mut und diesen Kampf weitertragen? 

Alice Czyborra: Heute bemühen sich 
Zeugen der Zeitzeugen, die Erfahrun¬ 
gen der Widerstandkämpferinnen und 
-kämpfer mit dem faschistischen Terror 
weiterzutragen anhand der Schriften, 
Biographien, Artikel und dokumentari¬ 
schen Aufzeichnungen, die sie uns hinter¬ 
lassen haben. 

Wir, als die Gruppe „Kinder des Wi¬ 
derstandes“, sehen uns in einer beson¬ 
deren Verantwortung. Wir wollen dem 
antifaschistischen Kampf ein Gesicht 
geben, indem wir über unsere Eltern er¬ 
zählen. Wir erzählen auf persönliche Art 
und Weise, was Widerstand, Verfolgung, 
Inhaftierung, Folter und Terror für den 
einzelnen Menschen und dessen Famili¬ 
en bedeutete. Ganz besonders möchten 
wir auf den Arbeiterwiderstand aufmerk¬ 
sam machen, dem unsere Eltern angehör¬ 
ten, und der in der Geschichtsschreibung 
kaum erwähnt wird. Wir sind in letzter 
Zeit öfters in Schulen aufgetreten, auch 
im Rahmen der Ausstellung „Neofaschis¬ 
mus in Deutschland“, und so können wir 
den Bogen von damals und zu heute 
spannen, auffordern sich einzumischen, 
damit die nachfolgenden Generationen 
nicht Ähnliches erleben müssen. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok für die UZ 


Die Ausgabe der „Frankfurter Allge¬ 
meinen Zeitung für Deutschland“ vom 
26. Februar 2016 sollte man sich aufhe- 
ben oder, falls man sie nicht hat, nach¬ 
träglich beschaffen. Da herrscht ein Ton 
der zynischen Zuversicht. 

Wieder einmal geht es um die 
Flüchtlingskrise. Es wird Klartext gere¬ 
det. Dazu gehört, dass eine Beseitigung 
der Fluchtursachen nicht erörtert wird. 
Sonst müsste vom weltweiten Markt¬ 



radikalismus, der im Süden Menschen 
verelenden und Staaten zusammen¬ 
brechen lässt, ebenso geredet werden 
wie von einem Neuen Imperialismus, in 
dem globale und Anrainermächte sich 
die Beute militärisch zu sichern ver¬ 
suchen. Wer kann von den herrschen¬ 
den Eliten mit Erfolg verlangen, diese 
Fluchtursachen zu beseitigen? 

Also ist nur von den Folgen und ih¬ 
rer Bewältigung die Rede. Auch hier 
ist das am wichtigsten, was gar nicht 
erst erwähnt wird: eine Umverteilung 
von oben nach unten in den kapitalis¬ 
tischen Zentren, die es erlaubt, Flücht¬ 
linge einzugliedern und zugleich den 


Im Wettlauf um den zweifelhaften Titel 
„reaktionärstes deutsches Bundesland“ 
hat Sachsen den Bayern schon seit Jah¬ 
ren den Rang abgelaufen. Bereits seit 
der Annexion der DDR führt die säch¬ 
sische CDU die dortige Landesregie¬ 
rung in unterschiedlichen Konstellatio¬ 
nen an und hat den Freistaat wie keine 
andere politische Kraft geprägt 

Das Ergebnis dieser Politik ist be¬ 
merkenswert: Erinnert sei etwa an den 
„Sachsensumpf“-Skandal, bei dem es 
um mafiose Verstrickungen von Politik, 
Polizei und Justiz in krumme Immobi¬ 
liengeschäfte, vermeintliche Selbstmor¬ 
de, Kindesmissbrauch und Kinderpro- 
stituion ging, und der bis heute nicht 
einwandfrei aufgearbeitet worden ist. 
Oder auch an die anhaltende Repres¬ 
sion gegen Nazigegner, Journalisten 
und Demokraten, die geeignet ist, zu 
der Überzeugung zu kommen, dass die 
sächsische Justiz auf Zuruf konserva¬ 
tiver Entscheidungsträger Verfahren 
einleite und keineswegs - wie eigent¬ 
lich gesetzlich verbrieft - unabhän¬ 
gig agiert. Auch, dass die neofaschis¬ 
tische NPD im Freistaat überdurch¬ 
schnittliche Wahlergebnisse erlangen 
konnte und zwei Perioden im Sächsi- 


Pressemitteilung: „Das NPD-Verbots- 
verfahren ist ein wichtiger und längst 
überfälliger Schritt im Kampf gegen 
Nazis. Es macht deutlich, dass die 
NPD keine ,normale 4 Partei ist, son¬ 
dern ein Zusammenschluss von Nazis 
und rechtsextremen Aufwieglern. Die¬ 
se Partei steht für faschistisches Gedan¬ 
kengut und rassistische Hetze und ist 
mit jeglichen demokratischen Werten 
unvereinbar“, sagt Ulla Jelpke, innen¬ 
politische Sprecherin der Fraktion DIE 
LINKE, zu den ab Dienstag anstehen¬ 
den Anhörungen im NPD-Verbotsver- 
fahren am Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe. Jelpke weiter: 

„Durch ein Parteiverbot entfal¬ 
len die staatliche Parteifinanzierung 
und der Schutz des Parteienprivilegs, 
wodurch Naziaufmärsche unter dem 


einheimischen Abgehängten zu guten 
Einkommen, einem sicheren Arbeits¬ 
platz und bezahltem Wohnraum zu 
verhelfen. Angesichts der gegenwärtig 
reichlich gefüllten öffentlichen Kassen 
wäre dies aktuell sogar ohne den Ver¬ 
zicht auf Schäubles schwarze Null mög¬ 
lich. Aber der Finanzminister baut vor: 
In künftigen mageren Jahren müssten 
entweder Schulden gemacht oder eine 
steuerpolitische Revolution durchge¬ 
setzt werden. Das Erste will er nicht, 
und das Zweite ist für ihn ohnehin un¬ 
denkbar. 

Also bleibt nur noch die Abschot¬ 
tung. Aber welche? Österreich und ei¬ 
nige Balkanstaaten wollen einfach ihre 
Grenzen dicht machen. Die Kanzlerin 
und die Spitzenverbände der Unter¬ 
nehmer lehnen das ab. Grenzkontrol¬ 
len innerhalb des Schengen-Raums be¬ 
hindern den freien Warenverkehr, und 
dieser ist doch der zentrale Zweck des 
ganzen europäischen Projekts. 

Die Sperrung müsse, so lesen wir, 
an den europäischen Außengrenzen 
stattfinden, südlich von Griechenland, 
Italien, Spanien, Portugal. Hierzu sind 
militärische Mittel nötig. Noch wichti¬ 
ger sei ein Deal mit der Türkei. 

Befriedigt wird festgestellt, dass 
Abschreckung zu wirken beginne. Die 
Flüchtlingszahlen gingen zuletzt zu¬ 
rück, zumindest in der Bundesrepublik. 

Idyllisch werde dies alles nicht, be¬ 
merkt die Zeitung für Deutschland. 
Die Menschen hier müssten sich mit 
Bildern abfinden, die sie nicht so gern 
sähen. Gemeint ist wahrscheinlich das 
Bild eines ertrunkenen Kindes an ei¬ 
nem südlichen Strand. 


sehen Landtag hetzte, ist im Ergebnis 
der nationalkonservativen bis offenen 
Rechtsaußen-Politik der „Christdemo¬ 
kraten“ geschuldet. 

Die Bürger wählen schließlich seit 
jeher lieber das Original und nicht die 
billige Kopie. Dasss die faktisch von der 
sächsischen CDU beförderte Pogrom¬ 
stimmung gegen Flüchtlinge im Frei¬ 
staat mittlerweile zum Alltag, ja offen¬ 
sichtlich sogar zum vermeintlich „guten 
Ton“ zu gehört, ist unterdessen beson¬ 
ders perfide. So haben die Sachsen, als 
sie 2002 Opfer des „Jahrhunderthoch¬ 
wassers“ wurden und auf Hilfe und So¬ 
lidarität aus dem In- und Ausland an¬ 
gewiesen waren, Millionenbeträge an 
Hilfsgeldern kassiert und immer weiter 
die Hand aufgehalten. Gleiches wieder¬ 
holte sich beim Hochwasser 2013. 

Ausgerechnet diejenigen, die So¬ 
lidarität in übermäßigem Ausmaß in 
Anspruch nahmen, zünden heutzuta¬ 
ge Flüchtlingsunterkünfte an und atta¬ 
ckieren Schutzbedürftige, Kinder, Frau¬ 
en und Männer, die nichts besitzen, als 
die Sachen, die sie am Leib tragen. Das 
sollte sich bei der nächsten Flutkatas¬ 
trophe zumindest in Erinnerung geru¬ 
fen werden. 


Deckmantel der Parteiveranstaltung 
in der Vergangenheit weitgehend vor 
Verboten geschützt waren. Der NPD 
wird außerdem die offizielle Plattform 
für rechtsextreme Hetze genommen, 
indem sie aus den Parlamenten ver¬ 
bannt wird. (...)“ 

Martina Renner, Sprecherin für an¬ 
tifaschistische Politik und Obfrau im 
NSA-Untersuchungsausschuss, ergänzt: 
„Ein Verbot der NPD führt natürlich 
nicht automatisch dazu, dass auch die 
Ideologie aus den Köpfen verschwin¬ 
det. Aber es setzt ein klares Zeichen 
gegen Rassismus und Rechtsextremis¬ 
mus und erschwert der Neonazi-Szene 
die Organisation und Vernetzung auf 
Staatskosten. Die NPD ist schließlich 
immer noch die wichtigste Organisati¬ 
on des Neonazismus in Deutschland.“ 


Kommentar von Markus Bernhardt 

Sachsen: Der Fisch stinkt vom Kopf her 


NPD-Verbotsverfahren: Klares Zeichen setzen 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Kommunist und Widerstandskämpfer 

Peter Gingold zum 100. Geburtstag 


E s sind nicht nur die Älteren, die 
sich noch an Peter Gingold erin¬ 
nern. Es sind auch viel Jüngere, 
die durch diesen engagierten Kommu¬ 
nisten und Antifaschisten in ihrem po¬ 
litischen Weg beeinflusst und geprägt 
wurden. War er doch in vielen Städten 
und Orten auf den Straßen und Plät¬ 
zen gegen Neofaschismus und Krieg 
präsent, aber auch in ungezählten Ver¬ 
anstaltungen, in Gesprächsrunden, in 
Schulklassen und Jugendgruppen, in 
denen er von seinen historischen Er¬ 
fahrungen berichtete - von dem Ver¬ 
folgungsschicksal seiner Familie, aber 
auch seiner Bereitschaft, sich dem 
antifaschistischen Widerstand anzu¬ 
schließen, und alles dafür zu tun, dass 
nie wieder Faschismus und Krieg die 
Menschheit bedrohen. 

★ 

Dieser Weg war ihm nicht in die Wiege 
gelegt. Geboren am 8. März 1916 in ei¬ 
nerjüdischen Familie in Aschaffenburg, 
wuchs Peter Gingold in Frankfurt/Main 
auf und wurde dort Mitglied der Ge¬ 
werkschaftsjugend und des Kommunis¬ 
tischen Jugendverbandes (KJVD). In 
Frankfurt erlebte er die ersten hand¬ 
greiflichen Auseinandersetzungen mit 
dem aufkommenden Faschismus. 1933 
floh die Familie nach Frankreich. Als 
Juden fühlte man sich - vollkommen 
zu Recht - in Deutschland nicht mehr 
sicher. Kurzzeitig 1933 verhaftet, folg¬ 
te Peter seiner Familie nach Paris, wo 
er zu den Mitbegründern der „Freien 
Deutschen Jugend“ gehörte. In dieser 
Stadt wurde er auch 1937 Mitglied der 
Kommunistischen Partei, der er zeitle¬ 
bens verbunden blieb. 

Obwohl Antifaschist, wurde er 
1939 zu Beginn des Krieges als „feind¬ 
licher Ausländer“ interniert. Nach sei¬ 
ner Entlassung wurde er wieder aktiv 
und schloss sich - nach dem Überfall 
der deutschen Truppen auf Frank¬ 
reich - der französischen Resistance 
an. In diesem Kampf riskierte er Frei¬ 
heit und sein Eeben. Nach einer Raz¬ 
zia verhaftet, gelang ihm am 23. April 
1943 eine spektakuläre Flucht aus den 
Fängen der Gestapo. Sein Bruder und 
seine Schwester hatten weniger Glück. 
Sie wurden bei einer anderen Razzia 
verhaftet und nach Auschwitz depor¬ 
tiert, wo sich alle Spuren verlieren. 

Wieder in den Reihen der Resis¬ 
tance, kämpfte Peter Gingold für die 
Befreiung von Paris und 1945 sogar 
noch in den Reihen der italienischen 
Resistenza. Den 8. Mai 1945 erlebte 
er in Turin. Diesen Tag, die Befreiung 
von Faschismus und Krieg, bezeichne- 
te er rückblickend als „Morgenrot der 
Menschheit“. 

1945 kehrte er nach Frankfurt/M. 
zurück. Auch holte er seine Frau Ettie 
und die erste Tochter Alice aus Paris 
nach Frankfurt, wo er als Mitglied der 


hessischen KPD am antifaschistisch¬ 
demokratischen Neuanfang mittun 
wollte. Zudem war er 1946 Mitbe¬ 
gründer der hessischen Vereinigung 
der Verfolgten des Naziregimes. 

Doch er wurde nicht nur mit of¬ 
fenen Armen empfangen. In seinen 
autobiographischen Aufzeichnungen 
schrieb er: „In unserer Nachbarschaft 
spürten wir eine gewisse Ablehnung. 
Die Nachbarn wussten natürlich, dass 


wir eine überlebende jüdische Familie 
waren. Selten, dass wir angesprochen 
wurden, und wenn, dann erzählten sie 
uns, was sie selbst durchgemacht hät¬ 
ten: der Mann an der Front gefallen 
oder in Kriegsgefangenschaft, wie oft 
sie in den Luftschutzkellern in Todes¬ 
ängsten gesessen hätten. Sie sahen sich 
nur als Opfer. Es hat uns nie einer ge¬ 
fragt, was wir durchgemacht, wieso wir 
überlebt hatten. Es war die allgemeine 
Haltung, von all den Verbrechen nichts 
gewusst zu haben. Über das, was der jü¬ 
dischen Bevölkerung angetan worden 
war, gab es das große Schweigen.“ 

★ 

Als Kommunist erlebte er 1956 nach 
dem KPD-Verbot eine erneute Illegali¬ 
sierung und Verfolgung durch den Ent¬ 
zug der deutschen Staatsangehörigkeit. 


Damit besaß er z.B. keine legale Mög¬ 
lichkeit mehr, sich mit seinen Mitstrei¬ 
tern aus der Resistance in Frankreich 
zu treffen. Außerdem wurde er jahre¬ 
lang auf Schritt und Tritt vom Inlands¬ 
geheimdienst überwacht. 

Alle Versuche in den folgenden 
Jahren, sich ordnungsgemäß einbür¬ 
gern zu lassen, scheiterten am dama¬ 
ligen Bundesinnenminister Genscher. 
Erst Anfang der 70er Jahre, als auch 


die Presse diesen Fall kritisch aufnahm, 
wurde die Familie eingebürgert. Doch 
damit war die Verfolgungssituation 
nicht beendet. Nun wurde die zweite 
Tochter Silvia, die Lehrerin werden 
wollte, von der hessischen Landes¬ 
regierung mit Berufsverbot belegt. 
Peter Gingold ging daraufhin in die 
Offensive: „Anhand unserer Famili¬ 
engeschichte konnten wir die Gesin¬ 
nungsverfolgung an drei Generationen 
nachweisen: Die meiner Eltern in der 
Kaiserzeit und Weimarer Republik, die 
Verfolgung meiner Familie im faschis¬ 
tischen Deutschland, jetzt nun meine 
Tochter als ,Verfassungsfeindin 4 ver¬ 
folgt. Bezeichnend ist die Kontinuität 
in der deutschen Geschichte. Linke wa¬ 
ren in der Kaiserzeit die ,vaterlandslo¬ 
sen Gesellen 4 , in der Weimarer Repub¬ 


lik ,Reichsfeinde 4 und in der Bundesre¬ 
publik , Verfassungsfeinde... 

★ 

Peter Gingold wurde als Kommunist 
und Antifaschist ein gefragter Zeit¬ 
zeuge, der aus seinem Erleben poli¬ 
tische Konsequenzen für einen ande¬ 
ren Umgang mit Geschichte und Er¬ 
innerung sowie mit der Losung „Nie 
wieder Faschismus, nie wieder Krieg!“ 
einforderte. In diesen Veranstaltungen 
appellierte er immer wieder an junge 
Menschen, selber aktiv zu werden und 
für eine Veränderung der Gesellschaft 
einzutreten. Er stellte ihnen die Fra¬ 
ge, was sie denn heute riskierten - im 
Vergleich zum damaligen Widerstands¬ 
kampf, wenn sie sich für eine andere, 
eine sozialere und gerechtere Welt en¬ 
gagierten. Er konnte dabei junge Men¬ 
schen ganz unterschiedlicher Herkunft 
mit seiner schlichten und bescheide¬ 
nen, aber klaren und eindeutigen Art 
faszinieren. 

In den 1980er Jahren kämpfte er 
gemeinsam mit Gewerkschaftern und 
jungen Antifaschisten gegen die „Ak¬ 
tionäre des Todes“ der „IG Farben AG 
in Auflösung“. Mehrfach trat er selbst 
auf den Aktionärsversammlungen auf 
und klagte die Aktionäre an, Profite 
mit dem Blut der Opfer von Ausch¬ 
witz zu machen. 

Als der damalige Außenminister 
Joschka Fischer den ersten Angriffs¬ 
krieg mit deutscher Beteiligung nach 
1945 gegen Jugoslawien mit der „Ver¬ 
hinderung eines neuen Auschwitz“ legi¬ 
timieren wollte, protestierte Peter Gin¬ 
gold mit einer ganzseitigen Anzeige in 
der „Frankfurter Rundschau“ unter 
der Überschrift: „Gegen eine neue Art 
der Auschwitz-Lüge“ gegen diese Ins¬ 
trumentalisierung von Auschwitz für 
Kriegspolitik. 

Geschichtliche Erinnerung verstand 
Peter Gingold immer als Vermittlung 
von Erfahrungen und als Aufforderung, 
selber aktiv zu werden. Sein Leitmotiv, 
das er überzeugend vertrat, lautete: 
„Niemals aufgeben!“ Er verstand sich 
bei seinen vielfältigen Auftritten „als 
Reisender in Sachen Mutmachen“. 

Gemeinsam mit Esther Bejarano 
hatte er anlässlich des 50. Gründungs¬ 
jubiläums der VVN noch einen „Ap¬ 
pell an die Jugend“ verfasst, der von 
den Nachgeborenen ein politisches 
Engagement in der Tradition des an¬ 
tifaschistischen Widerstandes forderte. 

Seine Botschaft hat Peter in den 
letzten Jahren seines Lebens in viel¬ 
fältiger Form wiederholt: „Wenn ich 
in Versammlungen und Kundgebun¬ 
gen gegen die Umtriebe der Neonazis 
spreche, appelliere ich: Vergesst nicht 
unsere bitterste Erfahrung! Die Fa¬ 
schisten sind nicht an die Macht ge¬ 
kommen, weil sie stärker waren als 
ihre Gegner, sondern weil wir uns 


nicht rechtzeitig zusammengefunden 
haben. 

1933 wäre verhindert worden, wenn 
alle Hitlergegner die Einheitsfront ge¬ 
schaffen hätten. Dass sie nicht zustan¬ 
de kam, dafür gab es für die Hitlergeg¬ 
ner in der Generation meiner Eltern 
nur eine einzige Entschuldigung: Sie 
hatten keine Erfahrung, was Faschis¬ 
mus bedeutet, wenn er einmal an der 
Macht ist. Aber heute haben wir alle 
diese Erfahrung, heute muss jeder wis¬ 
sen, was Faschismus bedeutet. Für alle 
zukünftigen Generationen gibt es kei¬ 
ne Entschuldigung mehr, wenn sie den 
Faschismus nicht verhindern.“ 

★ 

Peter Gingold war ein sehr beschei¬ 
dener Mensch. Orden und Ehrenzei¬ 
chen waren ihm nicht wichtig, aber 
über zwei Auszeichnungen hat er sich 
tatsächlich gefreut. Die eine war die 
Johanna-Kirchner-Medaille, die sei¬ 
ne Heimatstadt Frankfurt/M. 1991 
ihm zusammen mit seiner Frau Ettie 
verliehen hat, und die andere war die 
Carl-von Ossietzky-Medaille der In¬ 
ternationalen Liga für Menschenrech¬ 
te (2004) für sein antifaschistisches Le¬ 
benswerk. Ungeachtet seiner schwe¬ 
ren Krankheit stand er am 8. Mai 2005 
mit einem Blumenstrauß in der Hand 
an der Spitze der großen Demonstra¬ 
tion in Berlin gegen einen geplanten 
Naziaufmarsch. Auf diese Weise feier¬ 
te er den 60. Jahrestag der Befreiung 
von Faschismus und Krieg. 

Peter Gingold starb im 29. Oktober 
2006 im Alter von 90 Jahren. 

Dr. Ulrich Schneider* 

Literaturhinweis: 

Peter Gingold: Paris-Boulevard St. Mar¬ 
tin No.ii. Ein jüdischer Antifaschist und 
Kommunist in der Resistance und der 
Bundesrepublik. Köln 2011 

* Dr. Schneider ist Präsident der FIR, 
der internationalen Förderation der Wi¬ 
derstandskämpfer 

Matinee 

zum 100. Geburtstag 
von Peter Gingold 
13. März 2016 um 11.00 Uhr 

Frankfurt/M. im Haus Gallus, 
Frankenallee 111 

Es wirken mit: Siegmund Gingold 
und Anne Jolett (Paris), Esther Beja¬ 
rano (Hamburg), Dr. Ulrich Schnei¬ 
der, Generalsekretär der FIR, Juri 
Czyborra (Enkel von Ettie und Peter 
Gingold), Philipp Teubner und die 
Musikgruppe „Die Grenzgänger“ 
(Bremen) 



Kapitalismus und Migration 

Aus dem Editorial von „Z - Zeitschrift marxistische Erneuerung 


Nach der Griechenlandkrise wird die 
politische Debatte in der Bundesrepu¬ 
blik von der Auseinandersetzung um 
Migration und Flüchtlinge geprägt. Die 
Frage nach den eigentlichen Fluchtur¬ 
sachen, nach den auslösenden Fakto¬ 
ren für die großen Migrationsströme 
und nach entsprechenden nachhaltigen 
Lösungsstrategien wird dabei zumeist 
umgangen. Unweigerlich käme sonst 
der Zusammenhang von Kapitalismus 
und Migration zur Sprache. Dem ist der 
Schwerpunkt dieses Heftes gewidmet. 

Elmar Altvater analysiert die gegen¬ 
wärtigen Flucht- und Migrationsbewe¬ 
gungen im Kontext des Prozesses der 
Liberalisierung und Deregulierung der 
Märkte, ein Vorgang, den er als „negati¬ 
ve Integration“ bezeichnet. Dabei zeigt 
sich eine strikte Hierarchie: An der Spit¬ 
ze stehen die Finanzmärkte, am Ende 
die Arbeitsmärkte. 

Bewegungen von Kapital und Wa¬ 
ren sind (fast) frei, die Bewegung der 
Arbeitskräfte aber bleibt starken Be¬ 


schränkungen unterworfen. In dem 
Maße, wie die negative Integration die 
ökonomischen Ungleichgewichte und 
Gegensätze vergrößert, wird die Be¬ 
wegung von Menschen wieder stärker 
reguliert. Die Marktfreiheiten führen 
im Ergebnis zur Zerstörung des gesell¬ 
schaftlichen Zusammenhalts, zum Wie¬ 
deraufleben nationalistischer Ideenwel¬ 
ten und zu xenophober Abschottung. 

Die Bedeutung der Migration für 
den kapitalistischen Arbeitsmarkt un¬ 
tersucht Jane Hardy vor allem am Bei¬ 
spiel der USA und Großbritanniens in 
den letzten zwei Jahrhunderten. Der 
Kapitalismus hat Migration immer 
nach dem Prinzip von Teile und Herr¬ 
sche gesteuert oder zu steuern versucht. 
In konjunkturellen Aufschwungsphasen 
kommt migrantischen Beschäftigten die 
Rolle zu, Lohnarbeit zu verbilligen. In 
Krisenzeiten gehören sie zu den ersten, 
die ihre Arbeit verlieren. Der durch 
neoliberale Strategien geschaffene pre¬ 
käre Beschäftigungssektor mit seiner 


stark migrantisch geprägten Struktur 
wird genutzt, um große Gruppen der 
Beschäftigten gegeneinander auszu¬ 
spielen. Hardy zeigt aber auch, dass es 
gelingen kann, migrantische und einhei¬ 
mische Beschäftigte zu einer gemeinsa¬ 
men Interessenvertretung zusammen¬ 
zubringen. 

Anhand von Materialien der Mün¬ 
chener „Sicherheitskonferenz“, des 
Auswärtigen Amtes und halboffiziel¬ 
ler internationaler Publikationsorgane 
untersucht Jörg Kronauer den Zusam¬ 
menhang zwischen der Zunahme krie¬ 
gerischer Konflikte in der Welt, dem 
amtlicherseits konstatierten „Zerfall 
der internationalen Ordnung“ und dem 
Anschwellen von Migration. (...) Glei¬ 
ches gilt im Übrigen für die Eurokrise, 
wie Kronauer am Beispiel der Krisen¬ 
migration u.a. aus Griechenland und Ir¬ 
land zeigt. Dem subsaharischen Afrika 
wendet sich Peter Wahl zu. Anhand von 
empirischem Material zeichnet er nach, 
wie sich diese Region zu einem „Brenn¬ 


punkt von Flucht und Migration“ entwi¬ 
ckelte. (...) 

Die Zuspitzung der Migrations- und 
Fluchtproblematik, mit der sich Europa 
seit dem letzten Jahr konfrontiert sieht, 
ist, so Boniface Mabanza, „nichts Neues 
und Überraschendes“: Andere Regio¬ 
nen der Welt waren und sind davon seit 
langem betroffen. Länder wie Libanon, 
Jordanien oder die Türkei haben Flücht¬ 
linge in einer ganz anderen Größenord¬ 
nung aufgenommen als die EU-Staaten 
bzw. die BRD. (...) Die sog. „Bekämp¬ 
fung der Fluchtursachen“ seitens der 
EU-Staaten (und besonders der BRD) 
besteht de facto darin, die Flüchtlinge 
in den Flüchtlingslagern in Drittstaaten 
festzuhalten. Strukturelle Fluchtursa¬ 
chen werden nicht bekämpft, denn dann 
müsste z.B. die Handelspolitik der BRD 
grundsätzlich revidiert werden. 

Migrations- und Flüchtlingsbewe¬ 
gungen sind heute ein globales Prob¬ 
lem, das, so Christoph Butterwegge , in 
engem Zusammenhang steht mit der 
neoliberalen Globalisierung („jüngstes 
Stadium des Kapitalismus“), mit Um¬ 
weltkatastrophen und Bürger- und In¬ 
terventionskriegen. Er konstatiert eine 
Differenzierung zwischen Elends- und 


Eliten/Expertenmigration, die von den 
reichen Aufnahmeländern durch ein 
„duales und selektives Migrationsre¬ 
gime“ gefördert bzw. gebremst werden 
sollen. Im Inneren der Bundesrepublik 
sieht Butterwegge vor dem Hintergrund 
wachsender sozialer Spaltung zuneh¬ 
mende Versuche, „arme Deutsche ge¬ 
gen noch ärmere Flüchtlinge“ auszu¬ 
spielen (...) Am Beispiel des Umgangs 
der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
mit dem Flüchtlings- und Migrations¬ 
problem zeigt Romin Khan , dass ver.di 
sich zwar schon als eine Organisation 
solidarischer Willkommenskultur ver¬ 
steht, dass aber noch weitere Schritte in 
Richtung auf eine wirkliche „Einwande¬ 
rungsgewerkschaft“ zu gehen sind. 

Thomas Hohlfeld rekapituliert in 
seiner Chronik der Asylrechtsänderun¬ 
gen in den vergangenen drei Jahren eine 
zunehmende Verschärfung des Asyl¬ 
rechts. (...) Die jüngsten Verschärfun¬ 
gen machen erst kürzlich beschlossene 
Erleichterungen wieder rückgängig und 
opfern menschenrechtliche Standards 
wachsender Fremdenfeindlichkeit. 

(...) Z 106 (Juni 2016) wird als Schwer¬ 
punktthema Krisenreaktionen der Lin¬ 
ken in Europa behandeln. 
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Leidenschaftlich und kompromisslos 

Das Leben der kurdischen Freiheitskämpferin Sakine Cansiz 



Bei Soli-Aktionen für Kurdistan sind die drei ermordeten Frauen präsent. 


V or etwas über drei Jahren wur¬ 
den die drei kurdischen Politi¬ 
kerinnen Sakine Cansiz, Fidan 
Dogan und Leyla Saylemez in den 
Räumen des Kurdischen Informati¬ 
onsbüros in Paris erschossen: Cansiz 
und Dogan wurden mit Kopfschüs¬ 
sen, Saylemez mit Schüssen in Kopf 
und Bauch gezielt und aus nächster 
Nähe ermordet. Mit Cansiz wurde 
eine wichtige Persönlichkeit der kur¬ 
dischen Bewegung liquidiert. Auf der 
Grundlage persönlicher Aufzeichnun¬ 
gen aus den 1990er Jahren wird ihr Le¬ 
ben und ihr politischer Kampf in drei 
Bänden erzählt, von denen bislang 
zwei im Mezopotamien Verlag er¬ 
schienen sind: „Mein ganzes Leben 
war ein Kampf“ Band 1 und 2. 

Sakine Cansiz war eine beeindru¬ 
ckende Frau: leidenschaftlich und 
kompromisslos, wenn es um die Sa¬ 
che der Kurden - vor allem der Kur¬ 
dinnen - ging. Revolutionen werden 
von Männern und Frauen gemacht - 
doch am Ende werden die Frauen wie¬ 
der auf die unteren Ränge verwiesen. 
Das scheint beinahe ein Naturgesetz 
zu sein. Beinahe, denn erstens sind das 
keine Revolutionen. Davon war sie 
fest überzeugt. Und zweitens haben 
die kurdischen Frauen sich auf den 
Weg gemacht, der Welt zu beweisen, 
dass es auch anders geht. 

So leidenschaftlich sie für ihre 
Überzeugungen kämpfte, so geduldig 
konnte sie zuhören. Der Austausch 
war ihr wichtig. Sie wollte sich - und 
damit die Erfahrungen und Fort¬ 
schritte der kurdischen Frauen in ih¬ 
rem Kampf - mitteilen. Aber sie woll¬ 
te auch lernen. Von den Erfahrungen 
der völlig anders, aber dennoch eben¬ 
so kämpfenden Frauen in Europa. Sie 
wollte lehren und lernen. 

Die zierliche Frau war schon zu 
Lebzeiten eine Legende. Als eine von 
zwei Frauen nahm sie am Gründungs¬ 
kongress der PKK (Arbeiterpartei 
Kurdistans) teil, die am 27. November 


1978 in einem Dorf in der Provinz Di- 
yarbakir gegründet wurde. 

Die Gründung fand unter strengs¬ 
ter Geheimhaltung statt. Etwa zwei 
Dutzend ausgesuchte Kader kamen 
zu diesem Zweck zusammen, darun¬ 
ter Mazlum Dogan, der sehr verehrt 
wird, weil er am 21. März 1982, dem 
kurdischen Neujahrsfest Newroz, aus 
Protest gegen seine Haftbedingun¬ 
gen seine Zelle in Brand steckte und 
sich selbst erhängte. Außerdem Duran 
Kalkan, der als Chefideologe der PKK 
gilt. Und natürlich „der Vorsitzende“, 
Abdullah Öcalan. 

In „Mein ganzes Leben war ein 
Kampf“ beschreibt Cansiz die Grün¬ 
dung: „Wir erreichten schließlich das 
Dorf Fis im Kreis Lice ... Wir hielten 
vor einem Haus, das von außen recht 
groß aussah. Es machte den Eindruck 
eines wohlhabenden Wohnsitzes. 

Die Umgebung wurde ein letztes 
Mal kontrolliert. Es war nichts zu se¬ 
hen. Das Haus stand an einer abge¬ 
legenen Stelle. Die Dorfbevölkerung 
würde kaum bemerken, wer hier ein 
und aus ging ... 

Es war aufregend. Alle bekannten 
Kader waren hier, sozusagen das Ge¬ 
hirn der Bewegung ...“ 

Ihren Aufzeichnungen zufolge ver¬ 
lief der Gründungskongress ziemlich 
unspektakulär: die Anwesenden ver¬ 
traten jeweils bestimmte Regionen, 
aus denen sie berichteten, ein Pro¬ 
gramm mit dem Titel „Den richtigen 
Weg begreifen“ wurde diskutiert und 
beschlossen, und anderntags gingen 
alle wieder ihrer Wege - unter den¬ 
selben Sicherheitsvorkehrungen, un¬ 
ter denen sie gekommen waren. 

Vermutlich hat niemand der An¬ 
wesenden geahnt, welche Bedeutung 
die PKK später erlangen sollte. Für 
die Region und mehr als 37 Jahre nach 
ihrer Gründung lässt sich ohne Über¬ 
treibung sagen: für den Weltfrieden. 

2007 wurde Cansiz in einem Cafe 
im Hamburger Schanzenviertel auf¬ 


grund eines Auslieferungsantrags der 
türkischen Regierung in James-Bond- 
Manier verhaftet und saß mehrere 
Monate im Gefängnis. Internationale 
Proteste sorgten schließlich für ihre 
Freilassung. 

„Cansiz“ heißt übersetzt „leb¬ 
los“. Am 9. Januar 2013 wurde dieser 
Name auf brutale Weise Programm. 
Der Mord in einem Bürokomplex an 
einer belebten Straße in der Nähe des 
Pariser Nordbahnhofs wirft viele Fra¬ 
gen auf. Spuren führen direkt nach 
Ankara, in den berühmten „tiefen 
Staat“, die konspirative Verflechtung 
von Militär, Geheimdiensten, Politik, 
Justiz, Verwaltung, Rechtsextremis¬ 
mus und organisiertem Verbrechen. 

Die Aufnahmen einer Überwa¬ 
chungskamera zeigten, dass der als 
Hauptverdächtiger festgenommene 
Ömer Güney sich zur Tatzeit in den 
Räumen des Kurdischen Informati¬ 
onsbüros aufhielt. Zwar stammt die 
DNA-Spur auf einer der Patronen¬ 


hülsen der Schalldämpferpistole nicht 
von ihm, aber in seiner Ledertasche 
wurden Schmauchspuren festgestellt. 

Güney war den drei ermordeten 
Frauen kein Unbekannter. Das er¬ 
klärt, warum sie ihn überhaupt in das 
Büro einließen. Über seine Rolle in 
der PKK gibt es sehr widersprüchliche 
Angaben. Er behauptete bei der Ver¬ 
nehmung, seit zwei Jahren Mitglied 
der PKK zu sein, was indes führen¬ 
de Persönlichkeiten der Organisati¬ 
on bestreiten. Allerdings war er - und 
das ist unbestreitbar - in Paris Cansiz 4 
Fahrer und wurde von der Organisa¬ 
tion auch als Dolmetscher geschätzt. 

Sein Umfeld, sowohl was die Fa¬ 
milie angeht, als auch seine Kontak¬ 
te, seine nationalistische Gesinnung, 
seine Vorliebe für Waffen sowie sein 
zeitweiliges Verschwinden stärken die 
Vermutung, dass Günay in die Orga¬ 
nisation eingeschleust und ihm der 
Mord aufgetragen wurde, um den zu 
dem Zeitpunkt in Gang gekomme¬ 


Von Hootenanny zum Lied für Flüchtlinge 

Das Festival „Musik und Politik“ blickte auf DDR-Verwurzelungen zurück 


Franz Josef Degenhardts „Hört ihr 
noch den Ruf der Schwäne?“, gewidmet 
den „Freunden und Genossen vom Fes¬ 
tival des Politischen Liedes 1975 in Ber¬ 
lin“, gab dem Eröffnungsprogramm des 
16. Nachfolge-Festivals (26.-28. Febru¬ 
ar) den Titel. „Kommt, wir gehn noch 
mal die Straßen, atmen Wünsche in 
den kalten Wind, und wir reden über 
uns und Lieder, die noch nicht gesun¬ 
gen sind“. Zum Auftakt eines mit Kai 
Degenhardt (Solo) zweigeteilten Kar- 
ratsch-Programms im „Wabe“-Klub 
am Ernst-Thälmann-Park sang es Gina 
Pietsch in kaum erst ausprobierter Vo¬ 
kal- und Instrumentalformation mit 
Tochter Frauke (Klavier und Arrange¬ 
ment) und Stefan Litsche (Klarinette). 
Zwischen zehn nachschöpferisch erar¬ 
beiteten Liedern bzw. Übersetzungen 
und Bearbeitungen von Altmeister De¬ 
genhardt, einige durch allzu überlagern¬ 
des Neu-Arrangement der Deklamati¬ 
on abträglich, schilderte die Diseuse 
den Anteil von Karratsch an ihrer poli¬ 
tischen und künstlerischen Ausprägung. 
Später, so sagt sie, übten ähnlichen Ein¬ 
fluss auf sie vielleicht noch die „DDR 
konkret“-Lieder Gerhard Gundermann 
aus. Dessen 61. Geburtstag feierten am 
21. Februar seine Liedgefährten und 
seine „Seilschaft“ in der „Wabe“. 

Im klug akzentuierten Vortrag der 
Sängerin-Schauspielerin sind die Vor¬ 
lieben der Neuland-Erkundung zu spü¬ 
ren. Sei es in Degenhardts Übertragun¬ 
gen von Georges-Brassens-Liedern aus 
den 80er Jahren oder in seinem 1968 ge¬ 
schriebenen Lied zur Befreiung von Mi- 
kis Theodorakis. 1969 aus dem studen¬ 
tischen Oktoberklub hervorgegangen 
und ab 1973 professionell in der Polit- 
songgruppe „Jahrgang 49“, zog es 1974 
die beim UZ-Pressefest Mitwirkende 
1974 bei „Ja, dieses Deutschland mei¬ 
ne ich“ und „Grandola, vila morena“ 



zur benachbarten Bühne. Degenhardt 
brachte nach der Nelken-Revolution 
frische Eindrücke aus Lissabon mit. Ein 
Jahr später führte sie ihn als Festival¬ 
gast des Politischen Liedes durch Ber¬ 
lin. Ihr bis zuletzt gepflegter Austausch 
überstand in den achtziger Jahren Ein¬ 
trübungen durch Karratschs gorbat¬ 
schowkritische Haltung. 

Kai Degenhardt stellte sich im 
zweiten Programmteil fast ausschließ¬ 
lich in den Dienst der Karratsch-Lie¬ 
der. Frappierend aktuell scheinen sie 
aus der Adenauer-Erhard-Zeit wieder 
auf - von „guten alten Zeiten“ bis zum 
„Schmuddelkinder“-Finale der Betei¬ 
ligten. Präzis trifft er den sarkastisch¬ 
hintergründigen Erzählton des Vaters. 
Überzeugend die Liedauswahl, erschre¬ 
ckend die Analogien aus der Gegen¬ 
wart zu den Wahlerfolgen der NPD in 
den westdeutschen Landtagen („Wölfe 
im Mai“), zu den „Spuren eines jungen 
Deserteurs“, die solidarische Episode 
über den im Pfälzerwald-Versteck ge¬ 
retteten potenziellen Vietnamkriegs- 
GI „PT. aus Arizona“. Bitter der ganz 
alltägliche Rassismus im Mezzogiorno- 
“Paradies bei Herne“ oder in „So sind 
hier die Leute“. 

Das „Mörderlied“ gegen Menschen 
ohne Papiere hat der Liedermacher Kai 
mit einer Strophe über das „Herzver¬ 
sagen“ eines „Asylanten im Fesselbett“ 


weiter aktualisiert und kommentiert. 
Weil es „deshalb nicht berührt, weil es 
jeden Tag passiert, in diesem Fall ohne 
Nazis“. Karratschs literarische Figuren 
aus dem Obdachlosen-, aber auch aus 
dem Antifa-Milieu sind als Vermächt¬ 
nis mit Sprengkraft anzunehmen, denn 
„Einige glauben noch daran, dass man 
das alles noch ändern kann“. 

Rückblicke auf die 
Anfänge in der DDR 

Dass „Guantanamera“ und „We 
shall overcome“, Hymnen der inter¬ 
nationalen Friedensbewegung, in der 
DDR der 60er bis 80er Jahre dazu bei¬ 
trugen, sich in der Gemeinschaft als ge¬ 
sellschaftliches Wesen zu erkennen, ist 
auch der frühen unermüdlichen Basis¬ 
arbeit des Banjo spielenden Kanadiers 
Perry Friedman (1935-1995) zu dan¬ 
ken. Ebenso den in Berlin wiederkeh¬ 
renden Auftritten seines Lehrers, des 
legendären amerikanischen Folkmusi¬ 
kers Pete Seeger (1919-2014). Als Per¬ 
ry Friedman, offiziell eingeladen, 1959 
in der DDR ansässig wurde, brachte er 
die Form der „Hootenannys“ mit. Das 
waren lockere Zusammenkünfte zum 
gemeinsamen Singen und Musizieren, 
eine bunte Mischung aus Volksmusik, 
Protestliedern, spontanen Zuhörerbei¬ 
trägen. Was in den 1940er Jahren Woo¬ 
dy Guthrie innerhalb der aufstreben¬ 
den Gewerkschaftsbewegung in den 
USA gelang, wurde hier von jungen 
Leuten begeistert aufgegriffen. 

Der 1952 als US-Soldat in die DDR 
geflohene Publizist Victor Grossman, 
Jahrgang 1928, berichtete über diese 
Entwicklung als dolmetschender Zeit¬ 
zeuge in einem Festivalvortrag. Er be¬ 
leuchtete auch CIA-gesteuerte kul¬ 
turelle Gegenstrategien nach Europa 
hinter dem Rücken des US-Kongresses. 
Seine Darlegungen ergänzt eine weiter¬ 


hin gezeigte detaillierte Ausstellung des 
veranstaltenden Vereins Lied und sozi¬ 
ale Bewegung. Mitte der 60er Jahre, als 
in der Bundesrepublik die Antikriegs¬ 
bewegung wuchs und Protestsänger auf 
der Burg Waldeck zusammenkamen, 
war die Zeit reif dafür, beim Zentralrat 
der FDJ um räumliche, materielle und 
Medienunterstützung zu werben. Der 
Berliner FDJ-Chef Hans Modrow fand 
daran nichts bedenklich. So etablierte 
sich, unterstützt von Perry Friedman, 
Lin Jaldati, Gerry Wolf und anderen, 
beim Berliner Kino International ein 
Hootenanny-Club. 

Dieser musste sich im Zuge einer 
veränderten, antiamerikanisch ausge¬ 
richteten Jugend- und Kulturpolitik 
der SED schon Ende 1966 in Okto¬ 
berklub umbenennen. Aus der Nach¬ 
wuchs-Bewegung, die schon auf Be¬ 
zirksstädte übergegriffen hatte, wurde 
die FDJ-Singebewegung. Der staat¬ 
liche Lenkungsschwenk erfasste den 
Rundfunk (DT 64 als jüngster Sender 
des Deutschlandtreffens der Jugend), 
Fernsehen und Presse: Sie berichteten 
nun über Talent-Wettbewerbe der FDJ. 
Die sich später differenzierende Bewe¬ 
gung brachte viele bekannte Liederma¬ 
cher hervor. Ende 1965, Anfang 1966 
und noch 1967 wurden immerhin drei 
Mitschnitte einer auslaufenden kleinen 
Veranstaltungsserie auf Schallplatte ge¬ 
presst. Eine Auswahl daraus sowie aus 
den im Festival-Begleitprogramm ge¬ 
zeigten Fernsehausschnitten findet sich 
auf einer Doppel-CD von Bear Records 
„Hootenanny in Ostberlin“. 

Ebenfalls ergänzend zur Ausstel¬ 
lung sang Rainer Schöne eigene Lieder 
jüngeren Datums, und Wolfram Wisch- 
ott Songs von Pete Seeger. Die Publi¬ 
zistin Regina Scheer befragte Berliner 
Liedermacher wie Jörn Fechner, Lutz 
Kirchenwitz und Bettina Wegner nach 


nen Friedensprozess zwischen der 
türkischen Regierung und der PKK 
zu torpedieren. Die Frage stellt sich: 
Wer hatte ihn beauftragt? 

Möglich ist allerdings auch, dass 
er Werkzeug in einem internen Streit 
war. Das Echo auf Sakines beharrli¬ 
chen Kampf für die Rechte der Frau¬ 
en war nicht ungeteilt. Vielleicht woll¬ 
te ein Widersacher sie loswerden, und 
die Morde an Fidan Dogan und Leyla 
Saylemez waren quasi Kollateralschä- 
den. In jedem Fall haben die drei Frau¬ 
en verdient, dass der Mord lückenlos 
aufgeklärt wird. 

Mit ihren Aufzeichnungen hinter¬ 
ließ Cansiz einen Schatz. Nicht nur für 
Kurdinnen und Kurden, sondern für 
alle Menschen, die ihre Utopie von 
Welt der Gleichheit, ohne Ausbeu¬ 
tung und Krieg, teilen. Die Autobio¬ 
graphie hilft einen Konflikt zu verste¬ 
hen, der seit mehr als 30 Jahren mili¬ 
tärisch ausgetragen wird und in den 
auch Deutschland verstrickt ist. 

Wer das „wilde Kurdistan“ wenigs¬ 
tens ansatzweise verstehen will, soll¬ 
te sich die Autobiographie von Saki¬ 
ne Cansiz besorgen. Ihre Lebensge¬ 
schichte steht stellvertretend für die 
vieler Frauen, die, geboren in einer 
zutiefst feudalen Gesellschaft, sich 
der kurdischen Guerilla angeschlos¬ 
sen haben, welche Schritte sie seit den 
Anfängen bis heute zurückgelegt und 
welch hohen Preis sie dafür bezahlt 
haben. Es ist „ein Buch, das in einem 
Atemzug durchgelesen werden kann“. 
Mit Vergnügen sogar, dank der groß¬ 
artigen Übersetzung von Agnes von 
Alvesleben und Anja Flach, die selbst 
als Internationalistin in den 1990er 
Jahren bei der kurdischen Frauenar¬ 
mee kämpfte. 

Birgit Gärtner 

Sakine Cansiz: Mein ganzes Leben war 
ein Kampf, Mezopotamien Verlags- und 
Vertriebs GmbH, Neuss, Band i und 2, 
2015/16, jeweils 20 Euro 


Erfahrungen von damals, dazu den ehe¬ 
maligen FDJ-Kulturfunktionär Sieg¬ 
fried Wein. Dieser gab zu bedenken, 
dass der politisch veränderte Kurs auf 
einem neuerlichen Höhepunkt des Vi¬ 
etnam-Kriegs der USA erfolgte. 

„Lassen wir die Sehnsucht 
verhungern oder nicht?“ 

Die aktuellen Programme außer¬ 
halb des historischen Festivalprojekts 
steuerte „Folker“, das Magazin für 
Folk- und Weltmusik, fördernd bei. Der 
mehrfach preisgekrönte Berliner Man¬ 
fred Maurenbecher präsentierte das 
alljährliche Preisträgerkonzert „Lie¬ 
derbestenliste“ mit Sarah Lesch, Nach¬ 
wuchssänger Falk und Musikkabarettist 
Manfred Krebs. Beim „Liederpodium“ 
ging es wesentlich politischer zu. Hier 
bestachen vor allem Tino Eisbrenner 
und Akkordeonist Heiner Frauendorf 
zum Thema Verfolgung, Flucht und 
Hoffnung („Lassen wir die Sehnsucht 
verhungern oder nicht?“ aus „20 Meilen 
bis Uruguay“), ebenso mit einem Anti¬ 
kriegslied nach Bulat Okudschawa und 
einer Adaption auf Heines „Schlage die 
Trommel“. Stefan Körbel steuerte Lie¬ 
der der Friedensbewegung von John 
Lennon über Hanns Eisler bis zum 
„Jüdischen Partisanenlied“ von Hirsch 
Glik bei, der mit 22 Jahren fiel. Nicolas 
Rodrigo Miquea widmet seine interpre- 
tatorischen Fähigkeiten als Sänger und 
hochspezifizierter Gitarrist tätiger soli¬ 
darischer Flüchtlingshilfe. Nadine Ma¬ 
ria Schmidt, die mit ebenso engagierten 
wie poetischen Liedern den Förderpreis 
der Liederbestenliste gewann, stieg als 
„Verstärkung“ in Tino Eisbrenners Fi¬ 
nale ein: „Bringt mich ein letztes Mal 
übern Maidan“. Das ursprünglich uk¬ 
rainische Lied, einem bettelnden Lyra- 
Spieler gewidmet, war einst in der So¬ 
wjetunion weit verbreitet. Hilmar Franz 
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Bochum tritt Städtekoalition 
gegen Rassismus bei 

Einen gemeinsamen Antrag „Bei¬ 
tritt zur Städtekoalition gegen Ras¬ 
sismus“ haben die Linksfraktion und 
die Soziale Liste im Rat zur letzten 
Sitzung des Bochumer Stadtrates ein¬ 
gebracht. 

Bereits vor zwei Jahren hatte die 
Soziale Liste das Thema mit einer 
Ratsanfrage das Thema aufgegriffen. 
Über 120 europäische Städte (von 
Graz bis Wolverhampton) sind bisher 
der Initiative beigetreten. Deshalb 
ist gegenwärtige politische Lage und 
Flüchtlingssituation ein besonders ge¬ 
eigneter Zeitpunkt, der Städtekoaliti¬ 
on beizutreten. 

Die Initiative der UNESCO setzt 
sich für eine wirkungsvolle Bekämp¬ 
fung von Rassismus und Diskrimi¬ 
nierung ein. Die Mitgliedsstädte 
verpflichten sich zur Umsetzung ei¬ 
nes Zehn-Punkte-Aktionsplans. Der 
Plan sieht konkrete Verbesserungen 
vor, zum Beispiel eine stärkere Un¬ 
terstützung für die Opfer von Rassis¬ 
mus sowie die Entwicklung konkre¬ 
ter Maßnahmen zur Bekämpfung von 
Diskriminierung bei der Vermittlung 
von Wohnraum. 

Der Antrag wurde mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Zuvor meinte der Fraktionsvor¬ 
sitzende der SPD, Peter Reinirkens, 
den Eindruck zu vermitteln, dass die 
Stadt ja eigentlich schon genug gegen 
Rassismus unternehme. Dabei ver- 
stieg er sich sogar zu der geschichts¬ 
vergessenen Behauptung, in Bochum 
habe Rassismus „noch nie“ einen 
Platz gehabt. Außerdem formulier¬ 
ten Vertreterinnen der SPD/Grünen 
Koalition per Änderungsantrag die 
Erwähnung bisheriger Aktivitäten 
hinein und wollten der Verwaltung 
lediglich den Auftrag geben, zu über¬ 
prüfen, wo denn noch was modifiziert 
werden müsse. 

„Die Linke“ und Soziale Liste im 
Rat hofft, dass das kein Signal ist, dass 
das sehr sinnvolle Programm in Bo¬ 
chum lediglich symbolisch übernom¬ 
men werden soll, ohne mit seiner Hilfe 
weitere zusätzliche Maßnahmen ge¬ 
gen Rassismus und Diskriminierung 
anzustoßen. Diesen Prozess werden 
wir weiter begleiten. 

DKP fordert Unterricht 
für Flüchtlingskinder 

Die NRW-Landesregierung hatte für 
2015 und 2016 insgesamt zusätzliche 
5 766 Lehrerstellen bewilligt, damit 
Kinder aus Flüchtlingsfamilien kom¬ 
pensatorisch und integrierend unter¬ 
richtet werden können. Die Zahl der 
Flüchtlingskinder wird landesweit mit 
40 000 angegeben. 

Vor dem Hintergrund dieser sta¬ 
tistischen Angaben reichte die DKP 
Gerresheim mehrere Fragen für die 
kommende öffentliche Bürgerfrage¬ 
stunde an die Stadtverwaltung ein: 

Wie viele Stellen entfallen auf den 
Unterricht für Flüchtlingskinder im 
Stadtbezirk? 

Wie groß ist die Anzahl der schul¬ 
pflichtigen Flüchtlingskinder im 
Stadtbezirk? 

Wie verteilen sich die Stellen auf 
die verschiedenen Schulformen? 

In welchen Sekundarschulen im 
Stadtbezirk werden Seiteneinsteiger¬ 
klassen für Flüchtlinge angeboten? 
Die Frage ist investigativ, da die DKP 



von anderer Seite informiert wurde, 
dass die beiden Gymnasien im Stadt¬ 
bezirk keine Seiteneinsteigerklassen 
haben. 

Ist die „Versetzung“ in ein Berufs¬ 
kolleg für ältere Schüler möglich? 
Nach Angaben der Stadt warteten 
Mitte Februar 60 Flüchtlingskinder 
auf einen Platz in einem Berufskol- 
leg. 

Welche Unterrichtsformen kom¬ 
men zum Einsatz? 

Werden zu gegebener Zeit Ergeb¬ 
nisse einer Unterrichtsevaluation vor- 
gelegt? 

DGB Dülmen gegen 
Stellenbefristungen 

Für den Bereich der Sicherheitsdiens¬ 
te an den Unterkünften für Asylbe¬ 
werber werden in Dülmen ca. 1,5 Mil¬ 
lionen Euro aufgebracht. Mit diesem 
Geld sollen dann nach den Vorstellun¬ 
gen der Stadtspitze Sicherheitsdiens¬ 
te zugekauft werden. Für diesen und 
auch weitere Bereiche fordert hinge¬ 
gen der DGB Dülmen die Stadtver¬ 
waltung und die politisch Verantwort¬ 
lichen auf, unbefristete Einstellungen 
vorzunehmen. 

Damit könnte die Stadt einen so¬ 
zialpolitisch wertvollen Beitrag leis¬ 
ten. Mit eigenem Sicherheitspersonal 
könnte die Stadt auch jederzeit auf 
„Verfehlungen der Sicherheitsdiens¬ 
te unverzüglich reagieren“, so der 
Dülmener DGB-Vorsitzende Ortwin 
Bickhove-Swiderski. 

DKP Bottrop für Verkauf 
der RWE-Aktien 

Die DKP-Ratsgruppe in Bottrop hat 
beantragt, dem Rat der Stadt den Ver¬ 
kauf der RWE-Aktien vorzuschlagen. 
Nach Ansicht der DKP hat der Besitz 
von RWE-Aktien für die Stadt keine 
strategische Bedeutung. Es sei auch 
nicht die Aufgabe der Stadt Bottrop, 
mit Aktien an der Börse zu spekulie¬ 
ren. 

Hintergrund ist: Die RWE-Aktie 
verliert seit acht Jahren systematisch 
an Wert. Der Wertverlust der 532 910 
RWE-Aktien beim Bottroper Sport- 
und Bäderbetrieb sowie bei der Ves- 
tischen Straßenbahn seit 2008 beträgt 
rund 48 Millionen Euro. In diesem 
Zeitraum hat sich gleichzeitig die Di¬ 
vidende je Aktie von 4,50 Euro auf 
künftig 0 Euro (Ankündigung des 
RWE-Vorstands am 17. Februar) ver¬ 
ringert. 

In der Begründung des Antrags 
heißt es: „Der RWE-Konzern hat mit 
seiner einseitigen Ausrichtung auf die 
Kernenergie sowie die fossilen Ener¬ 
gieträger die Wende zu erneuerbaren 
Energien völlig verschlafen. Die ge¬ 
plante Aufspaltung der RWE AG in 
eine Gesellschaft für erneuerbaren 
Energien sowie dem Mutterkonzern 
mit der konventionellen Stromerzeu¬ 
gung ist der Versuch, sich von den un¬ 
kalkulierbaren Entsorgungskosten 
der Kernenergie nach Möglichkeit zu 
befreien. 

Nur ein rascher Verkauf der städ¬ 
tischen RWE-Aktien kann weite¬ 
re Verluste der Stadt Bottrop ver¬ 
hindern. Ein weiteres Festhalten an 
den RWE-Aktien ist unverantwort¬ 
lich gegenüber den Bürgerinnen und 
Bürgern. Mit dem Verkaufserlös der 
RWE-Aktien kann die Stadt dringen¬ 
de Investitionen im Sozial-, Kinder- 
und Bildungsbereich vornehmen.“ 



Ein Riss geht durch die 
kapitalistische Welt 
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Wenn die DKP Reinheim einlädt, kommen auch die Jüngsten: Die Sitzkissenkonzerte mit Fredrik Vahle haben in Reinheim 
eine lange Tradition. Unser Foto zeigt das letzte im Februar 2016. 


Ohne uns sehen wir schwarz 
für Reinheim 


Endspurt im hessischen Kommunalwahlkampf 


B ekanntlich sind am 6. März in 
Hessen Kommunalwahlen. Die 
DKP kandidiert in unterschiedli¬ 
chen Konstellationen, das heißt eigen¬ 
ständig, im Bündnis oder auf Listen an¬ 
derer Parteien. 

In Reinheim kandidiert die DKP. 
Traditionell stehen auch Nicht-Mitglie¬ 
der auf der Liste. Wir ringen darum, un¬ 
sere Mandate zu halten: Vier Stadtver¬ 
ordnete in Reinheim (das führte noch 
zu einem im Magistrat), ein Mandat 
für den Ortsbeirat Reinheim und zwei 
Ortsbeiräte in Ueberau. 

Bei aller richtigen prinzipiellen 
Einordnung der Bedeutung einer 
Kommunalwahl ist dennoch auch für 
Außenstehende von Interesse: Konn¬ 
te die DKP halten und ausbauen? 
Gab es Verluste? Was waren Gründe 
und was sind die Schlussfolgerungen? 
Wir erhalten nach der Wahl Anrufe 
von außerhalb. Das bestätigt das In¬ 
teresse. 



Wahl-Countdown im DKP-Schaukas- 
ten in Reinheim 


Politischer Hintergrund 

Es ist eine Binsenweisheit: Kommunal¬ 
politik und Kommunalwahlen können 
nicht losgelöst betrachtet werden. Sie 
finden vor einem Hintergrund statt. 
2011 hatten wir zu tun mit den Aus¬ 
wirkungen der Bankenkrise. Und die 
Ereignisse von Fukushima bescherten 
den „Grünen“ enorme Wahlerfolge. 
Wir hatten als DKP in Reinheim leich¬ 
te Verluste. 

2016 ist geprägt von Kriegen, von 
Massenflucht, ehrenamtlicher Hilfe, 
Hetze, geistigen Brandstiftern und tat¬ 
sächlichen Brandstiftern. Das ergibt ein 
Gesamtklima. Ist das positiv für uns? 
Wohl eher kaum. 


Örtliche Gemengelage 

Die aufgegriffenen örtlichen Themen 
können sehr unterschiedlich sein. Ei¬ 
ner Umfrage zufolge sollen in Hessen 
aktuell unterschiedlichste Verkehrsfra¬ 
gen vielfach eine Rolle spielen. Das ist 
in Reinheim auch so. Darüber hinaus 
spielen Diskussionen um einen mögli¬ 
chen Bau von Windkraft-Anlagen eine 
Rolle. Und es gibt seit über einem Jahr 
eine Abspaltung aus der SPD namens 
„Reinheimer Kreis“. Sie kandidieren 
erstmals. 

Die großen Parteien veranstalten 
einen „Wohlfühl-Wahlkampf“. Poli¬ 
tisches oder gar Überregionales wird 
vielfach ausgeblendet. Dafür will man 
ein „lebenswertes und liebenswertes 
Reinheim“ (SPD) oder verspürt „Lust 
auf Zukunft“ (CDU). 

DKP im Wahlkampf 

Die alte Losung „Nach der Wahl ist 
vor der Wahl“ wurde auch 2011 be¬ 
herzigt. „Unser Weg“, die Kleinzei¬ 
tung der DKP, wurde weiter regelmä¬ 
ßig herausgegeben, alle zwei Monate, 
flächendeckend. Und der Internet- 
Auftritt (www.dkp-reinheim.de) wird 
regelmäßig gepflegt. Im Dezember 
sind wir mit einem eigenen Facebook- 
Auftritt gestartet. (Die Erfahrungen 
mit diesem Medium sind eine eigene 
Betrachtung wert.) 

Unser Wahlprogramm (Von A wie 
Armut bis Z wie Zentrum, Medizini¬ 
sches) ist kurz genug, dass es von vielen 
Menschen gelesen werden kann. Pro 
Buchstaben des Alphabets gibt es ein 
Stichwort. Die Aussagen sind so kon¬ 
kret lokal wie möglich, doch niemals 
werden überregionale Zusammenhän¬ 
ge und Ursachen ausgeblendet. Bei den 
Punkten Armut, Banken, Flüchtlinge, 
Hilfe, Integration, Soziale Stadt oder 
Tellerrand wird das ebenso deutlich 
wie beiY (Bundeswehr). 

Bei unseren Plakaten konnten wir 
in vielen Fällen auf nach wie vor aktu¬ 
elle Alt-Bestände zurückgreifen. Gut 
waren zentral hergestellte Neuaufla¬ 
gen richtiger alter Losungen (Beispiel: 
„Rüstung kürzen, damit die Gemein¬ 
den nicht zu kurz kommen.“) Für Rein¬ 
heim selbst haben wir - auch aufgrund 
der Erfahrungen und Positionierungen 
im zurückliegenden Bürgermeister- 
Wahlkampf - ein Plakat aus dem Jahr 
1984 neu aufgelegt: „Ohne uns sehen 
wir schwarz für Reinheim. DKP - eine 
ganz wichtige Stimme in Reinheim.“ 

Auf jeden Fall ist es positiv im Ver¬ 
gleich zu 2011, dass wir mehr Kandi¬ 
datinnen und Kandidaten gewinnen 
konnten. Und es gibt auch wieder Brie¬ 
fe unserer Kandidatinnen und Kandi¬ 
daten, immerhin neun Stück mit einer 
Auflage von 55 bis 950. Außerdem ruft 
ein junger Parteiloser mit einem Wäh¬ 
lerbrief („DKP wählen - was sonst?“) 


aufgrund seiner Erfahrungen mit Kom¬ 
munisten im Ort und Sportverein in 
Ueberau zur Wahl der DKP auf. 

Mehrere unserer Kandidatinnen 
und Kandidaten haben eine langjäh¬ 
rige kommunalpolitische und Parla¬ 
ments-Erfahrung. Selbstverständlich 
gibt es auch die Kandidatur aus Soli¬ 
darität: Der 87-jährige Horst Büdinger 
nimmt den letzten Platz als „Ehren¬ 
platz“ auf der Liste ein. Er ist der Sohn 
von Adam Büdinger, Bürgermeister in 
Ueberau von 1948 bis 1960, nicht abge¬ 
wählt, sondern abgesetzt. (Am Montag 
erreichte uns die Nachricht , dass Horst 
Büdinger am 28. Februar als Folge eines 
Unfalls im Haushalt gestorben ist. Die 
Redaktion) 



Arno Grieger ist seit 1973 DKP- 
Stadtverordneter in Reinheim 


Wir haben nicht zu viele Ältere. Wir 
haben zu wenig Junge, zu wenig Frauen, 
zu wenige aus allen Ortsteilen. 

Und wir haben es nicht vermocht, 
einen ideenreichen Straßenwahlkampf 
mit Aktionen oder wenigstens regel¬ 
mäßigen Info-Ständen zu führen. Das 
kann jetzt schon auswertend festge¬ 
stellt werden. 


Ergebnis-Voraussage 
ist schwierig 

Umfragen gibt es keine. Eine Vor¬ 
aussage ist schwierig. Das wäre Kaf¬ 
feesatzleserei. Wir haben formuliert: 
„Wenn wir unsere vier Stadtverord¬ 
neten und den Ortsbeirat in Rein¬ 
heim sowie die zwei Ortsbeiräte in 
Ueberau halten, wäre das ein großer 
Erfolg.“ 

Aufgrund des Wahlsystems gibt 
es am Wahlabend lediglich ein Trend- 
Ergebnis. Die exakte Weiter-Auszäh¬ 
lung der kumulierten und panaschier- 
ten Stimmen erfolgt ab Vormittag des 
7. März. 

Nur eines ist sicher: Nach der Wahl 
ist vor der Wahl. 

Arno Grieger 
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Monopoly in Marburg 

Bezahlbarer Wohnraum oder sichere Rendite? 


In Marburg kann man in den letzten 
zehn bis 15 Jahren beobachten, dass 
aufgrund von Kosteneinsparungen, 
eine wichtige Aufgabe freiwillig aus der 
Hand gegeben wurde, nämlich die städ¬ 
tebaulichen Planungen - die u. a. Woh¬ 
nungsneubau und Stadtgestaltung zur 
Aufgabe hat. Gerade dieses große Feld 
wurde den privaten Investoren, an ers¬ 
ter Stelle ist hier Schreyer und Schreyer 
(S+S Grundbesitz GmbH) zu nennen, 
überlassen. Diesen geht es nicht um 
bedarfsorientiertes Wohnen - sondern 
um ihre ganz eigenen Gewinne. Dabei 
sollte es doch gerade eine selbstver¬ 
ständliche Aufgabe der Stadt Marburg 
sein, ihren Bürgerinnen wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Dienstleistungen 
bereitzustellen. 



Tanja Bauder-Wöhr (DKP) ist Stadtver¬ 
ordnete in Marburg und kandidiert 
wieder auf Platz 2 der Liste der „Mar- 
burger Linken“ zur Kommunalwahl. 

Leider ist es für Baudezernent und 
Bürgermeister Dr. Franz Kahle völlig 
normal, dass es sich bei neu zu errich¬ 
tenden Wohnungen in der Universitäts¬ 
stadt Marburg um Renditeobjekte han¬ 
delt, die sich rechnen müssen - für den 
Investor, versteht sich. Exemplarisch 
sei die Bebauung an der alten Univer¬ 
sitätsgärtnerei durch S+S Grundbesitz 
GmbH genannt, welche Bürgermeis¬ 
ter Franz Kahle ausdrücklich begrüßt 
und auf deren Vermarktungserfolg 
verweist. S+S Grundbesitz GmbH an¬ 
nonciert in Hochglanzbroschüren die 


Wohnungen für beispielsweise 415 000 
Euro (vier Zimmer, etwa 122 Qua¬ 
dratmeter, dass entspricht etwa 3 400 
Euro pro qm) oder 315 000 Euro (drei 
Zimmer, knapp 73 Quadratmeter, ent¬ 
spricht etwa 4 315 Euro pro qm). Auf 
meine Nachfrage, ob diese Preise für 
den Bürgermeister sozialverträglich 
seien oder ob es sich bei diesen Woh¬ 
nungen nicht doch eindeutig um Ren¬ 
diteobjekte handle, blieb er mir eine 
Antwort schuldig! 

Dies alles erinnert sehr an ein all¬ 
gemein bekanntes Brettspiel, des¬ 
halb ein Auszug aus den Spielregeln 
von Monopoly: „Sinn des Spiels ist 
es, Besitztümer so günstig zu kaufen, 
zu vermieten oder zu verkaufen, dass 
man der Reichste und möglichst Mo¬ 


nopolist wird. Wer das meiste besitzt, 
der hat gewonnen. Und wer am we¬ 
nigsten besitzt, der hat verloren.“ Die 
Stadt Marburg ist kein Spielbrett, 
deshalb sollten die verantwortlichen 
Vertreterinnen des Marburger Magis¬ 
trats auch in diesem Sinne handeln, um 
nicht doch nur die Randfiguren in ei¬ 
nem Spiel zu sein. 

Ein Vorschlag zur Güte, um etwas 
der Allgemeinheit zurückzugeben, 
wenn die Stadt Marburg schon aus¬ 
schließlich das Heil in „städtebauli¬ 
chen Verträgen“ sucht. Die Verträge 
werden durch die Stadtverwaltung ei¬ 
nerseits und Grundstücksbesitzer und 
Investoren andererseits ausgehandelt. 
Sie müssen festlegen, dass nicht nur 
der Private, sondern die Allgemeinheit 


von der Wertsteigerung profitiert, die 
ein Boden erfährt, wenn er zu Bauland 
wird. Maximal zwei Drittel der Wert¬ 
steigerung darf die Stadt abschöpfen, 
um Gutachten und Kindergartenplätze, 
Ausgleichsflächen und Energiekonzep¬ 
te zu finanzieren. Dabei ist es rechtlich 
möglich, bis zu zehn Prozent der Inves¬ 
titionssumme einzubehalten. 

Ich meine: Deutschland und seine 
Kommunen sollen nicht auf Wohltaten 
angewiesen sein. Davon steht nichts im 
Grundgesetz. Da steht etwas Anderes: 
es soll ein demokratischer und sozialer 
Staat sein - Artikel 20 GG. Dieser soll 
nicht auf die Almosen einiger Mäzene 
angewiesen sein, sondern sich selbst fi¬ 
nanzieren können: dadurch, dass sie an¬ 
gemessen besteuert werden. 


Und das wäre erst der Anfang. Viel 
besser wäre, es gäbe keine Armen und 
keine Superreichen mehr. Denn die 
Kluft zwischen Arm und Reich wird 
in nahezu jedem Land der Welt immer 
größer. Vor einem Jahr sagte die Orga¬ 
nisation Oxfam voraus, im Jahr 2016 
werde das reichste Prozent der Welt¬ 
bevölkerung, also rund 70 Millionen 
Menschen, mehr besitzen als die rest¬ 
lichen 99 Prozent (rund sieben Milliar¬ 
den Menschen) zusammen. Oder noch 
drastischer zeigen die Vermögen der 
Superreichen den Trend: Inzwischen 
besitzen die 62 reichsten Einzelper¬ 
sonen genauso viel wie die gesamte 
ärmere Hälfte der Weltbevölkerung - 
vor einem Jahr waren es noch 80 Per¬ 
sonen. Tanja Bauder-Wöhr, DKP 



ln Darmstadt Kommunisten wählen! Ohne Moos wenig los 

DKP setzt erfolgreiche Zusammenarbeit mit der Partei „Die Linke“ fort Sportkonzept für Gießen könnte Impulse setzen 


Am 6. März sind Kommunalwahlen. 
Probleme gibt es genug in Darmstadt. 
Marode Schulen, knappe Kita-Plätze, 
Schlaglöcher auf den Straßen, teure 
Straßenbahnen und Busse und noch 
viel teurere Mieten. Für viele Men¬ 
schen ist das Leben in Darmstadt un¬ 
bezahlbar. Die Antwort der Stadt: Ver¬ 
kauf weiterer städtischer Wohnungen 
an den Bauverein, eine Bebauungs¬ 
politik nach dem Motto „Der Markt 
wird’s schon richten“ und Zuschüsse 
fürs Darmstadtium anstatt für die För¬ 
derung von Kindern aus sozial benach¬ 
teiligten Familien. 

Soziale Probleme verschärfen 
sich seit Jahren 

Es fehlt am Geld für das Nötigste, Städ¬ 
te und Gemeinden sind unterfinanziert. 
Die daraus folgenden sozialen Prob¬ 
leme sind nicht neu - sie verschärfen 
sich seit Jahren. Heute ist jedes sechste 
Kind auf Hartz-IV-Leistungen ange¬ 
wiesen. Und das gilt nicht erst seitdem 
Hunderttausende Menschen insbeson¬ 
dere aus Syrien, Irak und Afghanistan, 
bei uns Zuflucht suchen vor Krieg, Ter¬ 
ror und Zerstörung. Aber die Flücht¬ 
linge werden nun zu Sündenböcken 
gemacht. 

Ihretwegen, so heißt es vielerorts, 
müssen wir alle den Gürtel enger 
schnallen. Darüber, dass Großkonzer¬ 
ne Jahr für Jahr Milliarden an Steuern 
hinterziehen, spricht kaum jemand. 
Darüber, dass sich immer mehr Reich¬ 
tum in immer weniger Händen konzen¬ 
triert, während wir uns um die Krümel 


prügeln sollen, hört man wenig. Darü¬ 
ber, dass deutsche Rüstungsschmieden 
sich an Waffenexporten in Krisen- und 
Kriegsgebiete eine goldene Nase ver¬ 
dienen, stört sich kaum jemand. 

Aber es geht doch um 
Kommunalwahlen... 

Kommunalpolitik ist abhängig von der 
„großen Politik“. Wenn in den nächs¬ 
ten Jahren 120 Milliarden Euro für Auf¬ 
rüstung ausgegeben werden sollen, von 
den Kosten deutscher Kriegseinsätze 
ganz zu schweigen, stehen sie nicht 
mehr für den Bau günstiger Wohnun¬ 
gen oder den Ausbau von kostenlosen 
Kita-Plätzen zur Verfügung. 

Hier wird deutlich, in wessen In¬ 
teresse Politik gemacht wird. Deshalb 



wissen wir auch, wo das Geld zu holen 
ist das uns fehlt. Wir kämpfen für Ab¬ 
rüstung, damit die Kommunen nicht zu 
kurz kommen! Wir sind für eine ech¬ 
te Steuerreform, die das Geld bei den 
Konzernprofiten und Großverdienern 
beschafft. 

Immer werden wir uns offenen oder 
verdeckten Privatisierungen widerset¬ 
zen. Denn: Privatisierung ist Enteig¬ 
nung unseres Gemeineigentums. 

Als Kommunisten schielen wir 
nicht auf Posten und Positionen. Der 
Hetze setzen wir die Solidarität ent¬ 
gegen. Wir kämpfen für eine soziale 
Politik - unabhängig von Wahltermi¬ 
nen. Menschen sollen gehört werden, 
zu Wort kommen und nicht nur alle 
paar Jahre einen Wahlzettel ausfül¬ 
len. Wir sind gegen Geheimpolitik 
und Vetternwirtschaft, wir legen of¬ 
fen, was hinter den Kulissen im Par¬ 
lament passiert. Mitglieder der DKP 
kandidieren bei den Kommunal¬ 
wahlen auf der Liste der Partei „Die 
Linke“. Die erfolgreiche Zusammen¬ 
arbeit der beiden Parteien auf kom¬ 
munaler Ebene wird fortgesetzt. 
Kommunisten kämpfen im Kleinen 
wie im Großen. Unsere Interessen, 
die der Mehrheit der Bevölkerung in 
diesem Land, werden wir nur gemein¬ 
sam gegen die Banken und Konzer¬ 
ne durchsetzen können. Gemeinsam, 
egal welcher Herkunft, egal welchen 
Alters oder Geschlechts. 

Aus„blickpunkt Kranichstein“, 
Zeitung der DKP Darmstadt für den 
Stadtteil Kranichstein, Januar/Februar 2016 


„Keine Lobby, es fehlt Geld, der Sport 
wird nur noch verwaltet“ - das waren 
einige der Vorwürfe, die Gießener Ver¬ 
einsvertreter anlässlich einer Podiums¬ 
diskussion zur Kommunalwahl äußer¬ 
ten. 

Eingeladen hatte der Sportkreis Gie¬ 
ßen alle kandidierenden Parteien/Grup¬ 
pen, und so waren erhebliche sportpoliti¬ 
sche Unterschiede zu hören. Um es kurz 
zu machen: Bis auf Gießener Linke (Mi¬ 
chael Beltz) und Bürgerliste (Elke Koch- 
Michel) fanden sich alle damit ab, dass 
Gießen dem Schutzschirm unterliegt und 
so auch der Sport in Gießen sparen muss. 
Dass die Sportkommission geheim tagt, 
finden eigentlich auch fast alle in Ord¬ 
nung; zumindest so lange man ihr selbst 
angehört und damit wichtige finanzielle 
Entscheidungen der Mehrheitsparteien 
im Rathaus beeinflussen kann. Ein von 


mehreren Sportlern gefordertes Sport¬ 
konzept für Gießen könnte allerdings 
zukünftig wichtige Impulse setzen, vor¬ 
ausgesetzt, dass dies nach der Wahl nicht 
in Vergessenheit gerät. 

Die Gießener Linke hat in ihren 
Forderungenfür den Sport im Wahlpro¬ 
gramm u.a. dazu ausgeführt: 

★ Sportkommission soll zukünftig öf¬ 
fentlich tagen 

★ Sportvereine treffen sich regelmäßig 
mit den politisch Verantwortlichen 

★ Vereine mit hohem Migrationsanteil 
sind finanziell und personell zu unter¬ 
stützen 

★ Ausbau und Erhalt der Sportstätten; 
auch durch Neubau von drei Kunstrasen¬ 
plätzen in Kleinlinden, der Weststadt und 
Ringallee. 

Aus: „Gießener Echo“, Zeitung der DKP Gießen, 
März 2016 


Gießener Echo 

öflr tkmlschnn KgmmgnlUkcJwn Pa«H 


Gießener Echo 

Zottung der Deudchen Kammunlatlichon Partei Gl« tan 


Nach 10 Jahren privatem UnikUnikum: 
40 Millionen Euro Profit Im Jahr 


Gießen ist sicherer geworden intum; 
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Wir gratulieren unserem Genossen 

Heinz Stehr 

herzlich zu seinem 70. Geburtstag. 

Wir kennen und schätzen ihn seit Jahrzehnten. 
Heinz hat sich in vielen Funktionen, die er in der 
Deutschen Kommunistischen Partei bekleidete, stets 
als verantwortungsbewusster und konsequenter 
Kommunist erwiesen. 

im Kreis Pinneberg war er maßgeblich am Aufbau der 
SDAJ beteiligt und erwarb sich Ansehen und vertrauen 
in der Arbeiterjugend. Später wählten ihn seine 
Genossinnen und Genossen zum Bezirksvorsitzenden 
der DKP in Schleswig-Holstein und schließlich in 
schwieriger zeit zum Parteivorsitzenden. Über 
die Parteigrenzen hinweg war er vor allem im 
antifaschistischen und Friedensbündnis geschätzt 
und geachtet. Auf Ostermärschen trat er als Redner 
auf und führte in Diskussionsrunden Bündnispartner 
zusammen. Trotz der Beanspruchung auf 
überregionaler Ebene vergaß er nie die Basisarbeit an 
seinem Wohnort Elmshorn. 

Wir danken Heinz für seine beispielhafte Arbeit 
für die Sache des Friedens und des Sozialismus 
und wünschen ihm Gesundheit und Kraft, auch die 
aktuellen Turbulenzen in der linken Bewegung zu 
überstehen. 

DKP Gruppe Wedel 
DKP Kreisorganisation Pinneberg 
DKP Bezirk Schleswig-Holstein 
DKP Parteivorstand 


Unser Genosse, Freund 
und Kampfgefährte 

Heinz Stehr 

wird am 6. März 

70 Jahre jung! 

Wir wünschen Dir, 

lieber Heinz, 

alles Gute, Gesundheit 

und allzeit eine Handbreit Wasser 

unter dem Kiel! 

Deine Genossinnen und Genossen 
vom DKP-Kreisvorstand Oberfranken 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 

Sa./So. 19./20. März 2016 

Seminar „Ethik und Moral“ 

Referenten: Hans Christoph Stoodt und Jürgen Lloyd 

Schon 1847 wies Karl Marx auf den Unterschied zwischen mo¬ 
ralisierender Kritik und kritisierender Moral hin. Und wer sich 
heute mit dem Werkzeug des revolutionären Marxismus auf 
den Weg macht, die Welt nicht nur zu kritisieren, sondern sie 
handgreiflich ändern zu wollen, macht mit moralisierender Kritik 
häufig genug Bekanntschaft. Um sie erkennen und ihr wirksam 
entgegentreten zu können, hilft es, sich einen Standpunkt in der 
Frage zu erarbeiten, was unsere Alternative dazu ist: die der kri¬ 
tisierenden Moral. Aber gibt es so etwas überhaupt? Flat der 
Marxismus eine eigene Ethik, also eine Wissenschaft von der 
Moral, den Regeln des Zusammenlebens von Menschen hervor¬ 
gebracht? Warum haben sich Versuche, Marx und Engels ethisch 
zu „ergänzen", immer als Einfallstor für den Versuch revisionisti¬ 
scher Kurskorrekturen im Marxismus erwiesen? Wie können wir 
Ethik im Sinn der Lehre von Marx, Engels und Lenin begründen? 
Was ist revolutionäre Moral in der Geschichte unserer Bewe¬ 
gung und für uns heute? Wie kann sie uns helfen, unser Ziel zu 
erreichen? 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann be¬ 
reits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. Beginn Samstag 
10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14 Uhr. Kosten pro Person für 
Unterkunft und Verpflegung 25,- €. Ab Freitag 30 ,- €. Finanzie¬ 
rung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder Bezirk abklären. 


Frühling in der Toskana. Unser 
kleiner Biohof nähe Meer hofft 
auf nette Helfer/innen bei den 
Frühlingsarbeiten. 
www.toskana-biohof.de 
E-Mail: imogen.guben@online.de 

Toskana, nah am Meer 

| 003*. ÜSfiö. BU78 


Ükutidf im Olivenhain,, 
weiter Blick, Stille; 
große helle ZimmeL 
wele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kinde rparadies. 




Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Sieh, daß du Mensch bleibst. 
Mensch sein ist von ollem die Houptsoche. 
Und das heißt fest und klar und heiter sein, 
ja heiter, trotz alledem. 

Rosa Luxemburg 

Lieber Genosse Walter Herbster, 

am 7. März wirst Du 70 Jahre alt. 

Wir sind dankbar für all die Energie und Kraft, 
die Du für den politischen Kampf um eine soziale und 
gerechte Welt aufbringst und daß wir einen Teil Deines 
Lebensweges Seite an Seite mit Dir gehen dürfen. 

Kaum einer vereint Klarheit, Vehemenz und Konse¬ 
quenz mit Weitsicht, Wärme, Liebe und Freude wie Du. 
Du lebst die von uns geforderte Solidarität und 
Menschlichkeit und prägst und bereicherst damit un¬ 
sere politische Arbeit und unser Leben als Genosse und 
Freund. 

Es gratulieren Dir zu Deinem Geburtstag 

Deine Genossinnen und Genossen der DKP Solingen und 
Deine Genossinnen und Genossen der LINKEN. Solingen 


Da sind die Unbedenklichen, die niemals zweifeln. 

Ihre Verdauung ist glänzend, ihr Urteil ist unfehlbar. 

Sie glauben nicht den Fakten, sie glauben nur sich, im Notfall 
Müssen die Fakten dran glauben. Ihre Geduld mit sich selber 
Ist unbegrenzt. 

Bertolt Brecht (aus: Lob des Zweifels) 

unser Freund, Genosse, Kollege und Zweifler 

Walter Herbster 

wird 70. 

Aus diesem Anlass gratulieren wir Dir, lieber Walter, 
von ganzem Herzen und übermitteln dir unseren 
Dank für die erbauliche Zusammenarbeit. 

Deine Genossinnen und Genossen 
des CommPress Verlages, des Neue Impulse Verlages 
und der Redaktion der uz 


Die zentrale Bildungskommission der DKP lädt alle 
Bildungsverantwortlichen und Interessierten ein zum 

bundesweiten Vorbereitungsseminar für den 

kommenden Bildungsschwerpunkt 2016 : 

Wie überwinden wir den Kapitalismus? 
Zur Strategie und Taktik der DKP 

Programm 

1 . Grundlagen unserer antimonopolistischen Strategie 

2 . Workshops 

a. Wie gestalte ich einen Bildungsabend zum Bildungs¬ 
schwerpunkt? 

b. Welche Bedeutung hat die antimonopolistische Strategie 
für die kommunistische Bewegung heute? 

c. Antimonopolistische Strategie oder Transformations¬ 
strategie? 

Sonntag, 3. 4. 2016,10-16 Uhr im Frankfurter Gewerk¬ 
schaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Str. 69 - 77, 

60329 Frankfurt am Main. 

Anmeldung sowie weitere Informationen unter 
www.dkp-hessen.de/bildungskommission 



Öline Anti imperial Ismus kein Friede» 


Earhäft bei Stralsund, Lotsenweg 
4, bis 6, März 2016 
www.dkp mv.de/bildung 


Österreichischer Kommunist (Marxist-Leninist, Anhänger der 
früheren DDR, SED und des damaligen Ostblock-/Sowjetkommu- 
nismus), Internationalist und Revolutionär aus tiefstem Fierzen 
und Überzeugung, 39 J. alt aus Wien, Österreich, sucht gleich- 
gesinnte Kommunisten und Kommunistinnen zwecks E-Mail- 
Freundschaft und gegenseitigem Austausch von politischen 
Meinungen und Ansichten. Sehr gerne auch aus der früheren 
DDR. Bei interesse/U.A.w.g./R.V.S.P: milan.bochynek@gmail.com 


Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250g für 3 € + 
Porto; ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. Wir liefern auch 
handgefertigte Bienenwachs¬ 
kerzen. Anfrage bei: Imkerei 
Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 


s -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

V_</ 


Unsere Genossin und Freundin 

Inge Baumbach 

wird am 6. März 99 Jahre alt. 

1917 in einer Werftarbeiterfamilie geboren, vertrat 
sie schon früh die Interessen der Arbeiterklasse. 
Organisiert im Rotsport, FDJ, KPD und DKP, setzte sie 
sich zusammen mit ihrem Mann Hatto konsequent 
für Sozialismus, Frieden und Antifaschismus ein. 

Inge ist uns ein Vorbild. 

Wir Genossinnen und Genossen der DKP-Gruppen 
Stormarn-Lauenburg und Lübeck-OH gratulieren ihr 
herzlich und wünschen uns, sie noch lange bei uns 
zu haben. 


Einladung zur Sitzung der 
Antifa-Kommission der DKP 

Termin: Samstag, 12.3.2016,11.00-16.00 Uhr 
Ort: Haus des PV, Hoffnungstr. 18, Essen 

Vorgesehene Themen: 

• Zur Aufgabenstellung der Kommission nach dem 
21. Parteitag 

• Unsere Arbeitsvorhaben 2016 

Eingeladen sind die Mitglieder der Kommission, die 
Bezirke und Koordinierungsräte der DKP. 
Anmeldungen bitte bis zum 7.3. an den Parteivor¬ 
stand, Tel.: 0201/177889-0 oder pv@dkp-online.de 


Krieg - Terror 

Flucht 

Ingar Solty Die »Flüchtlings¬ 
krise« und der globale 
Kapitalismus ★ Lothar 
Elsner Marx, Engels und 
Lenin über Arbeiterwan¬ 
derung im Kapitalismus 

★ Tom Vickers Geflüchtete, 

Kapitalismus und der 
Staat ★ Sabine Lösing Afrika 
im Visier deutscher und Einzelpreis 9,50 € 

europäischer Militär- Jahresabo 48,00 € 

und Interessenpolitik ★ ermäßigtes Abo 32,00 € 

Claus Schreer Alternativen 

zur Festung Europa ★ Cornelia Kerth Flüchtlinge 
Willkommen! Eine Herausforderung auch für 
Antifaschistjnnen und Friedensbewegung 

★ EVG Berlin Wer gegen Flüchtlinge hetzt, hat 
in der Gewerkschaft nichts verloren 

Weitere Themen u.a.: 

Uri Avnery »Internationalen Terrorismus« gibt es nicht 
| Hans Christoph Stoodt Die Solidarität mit dem Kampf Pa¬ 
lästinas ist nicht verhandelbar | Klaus Wagener Krieg in 
Syrien »Neuordnung« des Nahen/Mittleren Ostens 
| Peter Mertens Den IS finanziell trockenlegen | Anne 
Rieger Zum Gewerkschaftstag der IG Metall | Bernd 
Müller Weltklimavertrag kaum in Sicht | Domenico Moro 
Die Tendenz des Westens zum Krieg und der is¬ 
lamische Radikalismus | Her¬ 
wig Lerouge Gramsci und die 
griechische Krise | Kurt Bau¬ 
mann Die Faschismusanaly¬ 
se der KPD(O) | Robert Steiger¬ 
wald Zum 90. Geburtstag 
von Hermann Klenner | Meike 
Bohn Hacks und die Frauen 


www.marxistische-blaetter.de 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 



Anzeigen helfen der UZ 
info@unsere-zeit.de 
Telefon 0201/177889 23 
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Wir gratulieren unserem Genossen, Freund und Kollegen 

Heinz Stehr 

zu seinem 70. Geburtstag 

Heinz stammt aus einer kommunistischen Arbeiterfamilie in Pinneberg. So lernte er früh die Sorgen und Nöte der arbei¬ 
tenden Menschen kennen. Bereits als Schüler unterstützte er seine Eltern, die Zeitung der KPD auszutragen. Das tat er 
auch am Tag des widerrechtlichen Verbots der KPD, wo er bei seiner Rückkehr die Politische Polizei vorfand. 

Während der Schulzeit nahm Heinz an Kinderferienaktionen in die DDRteil .1962 begann er eine Lehre auf der How- 
aldt-Werft in Hamburg. Dort wurde er Mitglied der illegalen KPD. Seine Kollegen wählten ihn zum Jugendvertreter. Die¬ 
se Zeit bestimmte seine Grundhaltung zur Arbeiterklasse und zu den Gewerkschaften. Wo Arbeiter und Angestellte für 
ihre Rechte kämpften, war Heinz dabei. Auch heute noch ist er aktiv in der Gewerkschaft tätig. 

Seine Weiterbildung zum Ingenieur für Schiffsmaschinenanlagen und die Zeit, als er zur See fuhr, haben seine in¬ 
ternationalistische Einstellung vertieft. In der Zeit des Aufbruchs Ende der 1960 er Jahre konnte er meist nur aus der 
Ferne verfolgen, was sich in der BRD tat. Er begrüßte die Gründung der SDAJ und die Konstituierung der DKP, deren 
Mitglied er wurde. Seine aktive Mitarbeit in ihnen begann nach seinem Abschluss als Diplom-Ingenieur und dem Er¬ 
werb des C- 6 -Patents. 

Heinz wurde zum Landesvorsitzenden der SDAJ in Schleswig-Holstein gewählt und Mitglied des Bezirkssekretariats 
der DKP. Seine Leitungsarbeit zeichnete sich dadurch aus, dass er Entscheidungen kollektiv beriet und aktiv an ihrer Um¬ 
setzung mitwirkte. Sein Ausscheiden aus der SDAJ-Arbeit, bedingt durch die Übernahme anderer Funktionen beim DKP- 
Parteivorstand, wurde sehr bedauert. Umso erfreuter waren wir, als er 1987 nach Schleswig-Holstein zurückkam, wo er 
1988 zum Bezirksvorsitzenden der DKP gewählt wurde. Allerdings war das nur für kurze Zeit, weil er ins Präsidium und 
Sekretariat des Parteivorstands der DKP gewählt wurde und dort mit der Verantwortung für den Bereich Wirtschafts- und 
Sozialpolitik beauftragt wurde. Allerdings behinderten die damals in Partei und SDAJ aufbrechenden Auseinanderset¬ 
zungen mit den sogenannten „Erneuerern“ die Wahrnehmung dieser Aufgabe. Hinzu kamen der Zusammenbruch und 
die Zerschlagung des Sozialismus in Osteuropa und der UdSSR, der die Partei vor existenzielle Fragen stellte. 

Heinz gehörte zu denen, die sich gegen die Liquidierung der Partei entschieden zur Wehr setzten. Er war von der 
Notwendigkeit des Weiterbestehens einer kommunistischen Partei fest überzeugt. Wichtig waren für ihn dabei aber 
auch offene Diskussionen über die Ursachen dieser tiefen Niederlage der kommunistischen Bewegung ohne Selbsttäu¬ 
schung und Beschönigung und die Erarbeitung selbstkritischer und vorwärtsweisender Schlussfolgerungen aus diesen 
Vorgängen. 

Mitten in den dadurch entstandenen politischen Turbulenzen wurde Heinz 1990 zu einem der Sprecher der DKP und 
1993 zum Vorsitzenden der DKP gewählt. Ihm ist es zusammen mit dem Kollektiv seiner Mitstreiter zu verdanken, dass- 
die DKP damals, wenn auch geschwächt und kleiner geworden, den Weg zu ihrer Weiterexistenz suchte und fand. Heinz 
setzte seine ganze Kraft ein, um die Programmatik der DKP neu zu erarbeiten. Die lange und umfangreiche Programmdis¬ 
kussion führte zum Parteiprogramm von 2006 ,das der 17 . Parteitag beschloss. Ein Programm,das die Grundorientierung 
der DKP auf aktives Eingreifen in die politischen und gesellschaftlichen Bedingungen unter den veränderten internati¬ 
onalen und bundesdeutschen Bedingungen fortführte und zugleich am Festhalten der Partei an ihrem revolutionären 
Ziel des Sozialismus keinen Zweifel ließ. Aber es beschränkte sich nicht auf das bloße Proklamieren dieses Ziels, sondern 
bemühte sich darum, einen realistischen und gangbaren Weg zu diesem Ziel zu beschreiben. Deshalb kämpfen wir heute 
für den Erhalt und die weitere Orientierung der Politik der DKP an diesem Programm. Heinz hat die DKP entscheidend 
mitgeprägt. Sein Anliegen, breite Bündnisse und Allianzen gegen die Politik von Kapital und Kabinett zustande zu brin¬ 
gen, bleibt eine Orientierung, die auch unter den heutigen Bedingungen das zentrale Anliegen der Kommunistinnen 
und Kommunisten bleiben muss. 

Lieber Heinz, wir haben dich als entschiedenen Kämpfer für die Interessen der Arbeiterklasse kennen und schätzen 
gelernt. Wir sind viele Wege gemeinsam gegangen und haben voneinander gelernt. Dein Wille zur Kollektivität, zum ge¬ 
meinsamen Handeln bleibt vorbildhaft. Deshalb danken wir dirfür deinen selbstlosen Einsatz und alles,wasdufür unsere 
Sache geleistet und auf den Weg gebracht hast. Für eine Zusammenarbeit,die Spaß gemacht und uns alle bereichert hat. 
Wir wünschen Dir und Edith viele schöne Erlebnisse und Reisen, und Euch immer 

„eine Handbreit Wasser unterm Kiel“. 

Stellvertretend für viele Genossinnen und Genossen, Freundinnen und Freunde sowie Weggefährten: 

Abczynski, Erika & Ulrich -Appen, von, Ingrid & Arno - Barley, lan - Basan, Uwe - Böhm, Charly - Bredin, 

Eduard - Buttkus, Rainer - Bücking. Bernd - Christowsky, Christiane - Christian, Rudi - Cüppers, Sieglinde & Dr. 
Ralf - Czyborra, Alice & Klaus - Demir, Abu Semuz - Döppke, Jann - Dörrenbecher, Rainer - Dürrbeck, Inge & 
Peter - Engels, Tim - Ferdinand, Dr. Gerhard - Fink, Heike & Werner - Frey eisen, Bruni & Fritz - Fricke, Detlef- 
Fritsch, Uwe - Frohböse, Bernd - Frohnweiler, Anne - Ganzei, Petra & Guschi - Gerns, Willi - Ghewielib, Rashid - 
Gobrecht, Horst - Gottlieb, Karin - Hager, Nina - Hagenhofer, Thomas - Haug, Elfriede - Hartung, Alfred - Hennes, 
Elsa & Günther - Hecker, Annegret & Ludwig - Hensel, Werner - Herbster, Walter - Hinzer, Jürgen - Jahn, Petra - 
Janicki, Heide - Jasker, Irmgard & Wolfram - Jürgensen, Bettina - Jung, Volker - Kaal, Cornelius - Karbe, Jürgen - 
Kassebaum, Siegfried - Kiefer, Ruth - Keller, Dieter - Kluhs, Eva-Marie - Kniesburges, Hubert - Koberg, Christian - 
Koberg, Rainer - Kops-Reinhard - Kohl-Zahner, Astrid - Konetzka,Margot - Koselitz, Kerstin & Dietmar - Köster, 
Jürgen - Köhler-Schnura, Axel - Krämer, Inge & Horst - Krämer, Heike - Krüger, Dirk - Lang, Gudrun & Rudi - 
Lautermilch, Barbara - Leineweber, Gudrun & Erich - Leonartz, Petra - Leonartz-Aksu, Karla - Lichtenstein, 

Anne - Mandelaub, Bettina - Malkomes, Ruth - Mannherz, Peter - Maercks, Michael - Mayer, Leo - Maurer, 

Ewald - Mehl, Helga & Rainer - Mehrhoff, Bernd - Melcher, Inge & Manfred - Metzroth, Volker - Moses, Rosie & 
Artur - Möllenberg, Ursel - Monessowa, Julia - Müller-Heimes, Hans Georg - Nemitz, Berthold - Nieswandt, Karin - 
Neugebauer, Reinhard - Oechslein, Randolf- Petermann, Eva - Polikeit, Renate & Georg - Prahl, Falk - Priemer, 
Rolf- Raths, Bernd - Rann, Thea - Rath-Buttkus, Christel - Renger, Norbert - Roosmalen van, Ute - Sander, Ulrich - 
Sattler-Trauth, Trudi - Scharna, Inge - Schill, Stefß & Rainer - Schall, Silvia - Schmidt,Ger da & Dieter - Schmitz, 

Uli - Schnura, Christiane - Scholz, Volker - Schröder, Walburg - Schubert, Joachim - Schuster, Inge & Rudi - Seibert, 
Klaus - Seiderer, Axel - Siebecke, Christa & Gunnar - Siebler, Werner - Stamer-Jürgensen, Günther - Stein, Klaus - 
Strauer, Günther - Strauer, Siegbert - Stubbe, Wittigo - Teichfischer, Jörg - Teuber, Wolfgang - Theiß, Horst - Thelen, 
Annemarie & Bernd Dieter - Trauth, Karl-Martin - Wagner, Bernd - Warncke, Horst - Weber, Ellen - Wegner, Chri¬ 
stel & Klaus-Werner, Peter - Wengler-Liebau, Angelika - Weissmann, Klaus - Wilke, Sigrid & Jens - Will, Andrea - 
Winkes, Klaus - Wirth, Kurt - Wolf, Heide & Edgar - Wolthoff, Uwe - Zahner, Rainer - Zenker, Edith 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 5. MÄRZ 


Heidenheim: Landesweiter Aktionstag mit 
Verteilen des „Blickpunkt“ der DKP Heiden¬ 
heim. Treffpunkt: Hotel Pöltl, Erchenstraße 
14,10.00 Uhr._ 

Oldenburg: Antifaschistische Gedenkkund¬ 
gebung der DKP zu Ehren Johann (Jan) Ger- 
des mit Cornelia Kerth, Bundesvorsitzende 
derVVN/BdA. Johann-Gerdes-Straße, 11.00 
Uhr_ 

Gladbeck: „A 52 stoppen“, Infostand der 
DKP mit Unterschriftensammlungen für das 
Bürgerbegehren gegen den Bau der A 52. 
Die DKP Gladbeck bittet um personelle Un¬ 
terstützung. Treffpunkt im DKP Büro, Frie- 
densstraße 18,9.30 Uhr. 

Gronau: Infostand der DKP zum Internati¬ 
onalen Frauentag mit Verteilung von roten 
Nelken und der UZ-Extra zum Frauentag. 
Fußgängerzone, ab 11.00 Uhr. 


MO ★ 7. MÄRZ 


Hamburg: „Flucht, Flüchtlinge, Fluchtursa¬ 
chen“ , Informations- und Diskussionsver¬ 
anstaltung der DKP-Gruppe Flamburg-Nord. 
Bürgerhaus Langenhorn, Tangstedter Land¬ 
straße 41 (gegenüber U-Bahn Langenhorn 
Markt), 19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: „Die KPD im Kreis Borken vor 70 
Jahren“, Mitgliederversammlung der DKP 
im Kreis Borken. Parteiraum bei Tenbusch, 
Vredenerstraße 54,19.15 Uhr. 


Dl ★ 8. MÄRZ 


Berlin: Gruppenabend der DKP Kreuzberg- 
Friedrichshain. Cafe Commune, Reichenber¬ 
ger Straße 154,19.30 Uhr. 


DO ★ 10. MÄRZ 


Düren: „Wofür kämpfen Antifaschistinnen 
und Antifaschisten?“ Diskussionsveranstal¬ 
tung der Antifaschistische Aktion Düren mit 
Jürgen Lloyd, Leiter der Karl-Liebknecht- 
Schule. Komm Kulturzentrum, August-Klotz- 
Straße 21,19.30 Uhr. 


SO ★13. MÄRZ 


Frankfurt/Main: Matinee zum 100. Ge¬ 
burtstag von Peter Gingold. Es laden ein: 
Ettie-und-Peter-Gingold-Erinnerungsinitia- 
tive und VVN-BdA Frankfurt am Main. Es 
wirken mit Siegmund Gingold und Anne Jo- 
lett aus Paris; Esther Bejarano, Vorsitzende 
des Auschwitz-Komitees in der BRD; Ulrich 
Schneider, Generalsekretär der FIR (Inter¬ 
nationale Föderation der Widerstandskämp¬ 
fer); Juri Czyborra, Enkel von Ettie und Peter 


Gingold und Philipp Teubner (Dokumentari¬ 
sche Filmbeiträge). Musikalische Beiträge 
liefern „Die Grenzgänger“ (Lieder aus dem 
Widerstand) und „Tacheles und Schmu“ 
(Klezmer). Haus Gallus, Frankenallee 111, 
11.00 Uhr._ 

Marburg: Anja Röhl zu ihrem Buch „Die 
Frau meines Vaters - Erinnerungen an Ulri¬ 
ke Meinhof“, Lesung der DKP Marburg-Bie¬ 
denkopf und SDAJ Marburg-Gießen. TTZ- 
Marburg (Software-Center 3), 11.00 Uhr. 


Dl ★IS.MÄRZ 


Rostock: Roter Stammtisch Rostock - UZ- 
Lesertreff. Cafe Marat, Doberaner Straße 21, 
19.00 Uhr. 


DO ★ 17. MÄRZ 


Leipzig: Die UZ auf der Leipziger Buchmes¬ 
se. Vom 17. bis 20. März, Halle 5, Stand.- 
Nr. E405. 


FR ★ 18. MÄRZ 


Duisburg: „Wie umgehen mit der AfD?“ Vor¬ 
trag und Diskussion mit Markus Bernhardt, 
Autor der „jungen Welt“ und der „UZ“. In¬ 
ternationales Zentrum der Volkshochschule, 
Flachsmarkt 15,19.00 Uhr. 

Seminar an der 
Karl-Liebknecht-Schule 

„Ethik und Moral“, Wochenendsemi¬ 
nar an der Karl-Liebknecht-Schule, Le¬ 
verkusen, am 19 . und 20 . März 2016 . 
Referenten: Dr. Hans Christoph Stoodt 
und Jürgen Lloyd. Weitere Informatio¬ 
nen und Anmeldung unter www.karl- 
liebknecht-schule.org. 

Esther Bejarano und 
Microphone Mafia 
in Nordbayern 

Regensburg, 5 . März: Andreasstadel, 
Andreasstraße 28 , 20.00 Uhr. 
Nürnberg, 6 . März: Karl-Bröger-Zen- 
trum,Karl -Bröger-Straße 9 , 14.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 



www.uz'pressef est.de 
www.dkp.de 
I www.unsere-zs-it.de 


Spenden für das 
UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP 

bitte auf folgendes Konto des DKP- 
Parteivorstands bei der GLS-Bank 
überweisen. 

IBAN: DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GENODEMiGLS 

www.unsere-zeit.de 

www.uz-pressefest.de 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
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□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 
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„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 
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Kommunismus“ 
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Die letzte Seite 
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... weil das der schönste Ort ist , an dem wir mit all den Sanges Schwestern 
und Sangesbrüdern, all den Genossinnen und Genossen rund um die Uhr 
die revolutionären Kampflieder der Arbeiterklasse singen können. Wir kön¬ 
nen es kaum erwarten. Unser Dank gilt der UZ und allen Helferinnen! 
Vorwärts und nicht vergessen, worin unsere Stärke besteht!“ 

Singegruppe Rotkrakehlchen aus Karlsruhe 



Der rote Kanal 


Mit offenen Karten: 

Die Rechte der Frauen. 

Arte verspricht in dieser Sendung 
über Lebensbedingungen von Frauen 
in aller Welt zu informieren. In 25 Mi¬ 
nuten. Könnte knapp werden. 

Sa., 5. März, 14.25-14.50 Uhr, Arte. 

Die Herbstzeitlosen 

In dieser Schweizer Komödie star¬ 
tet eine 80-jährige Witwe durch und 
bringt dabei versteinerte Verhältnisse 
zum Swingen. 

Sa, 5. März, 20.15-22.10 Uhr, BR 

Max Uthoff: Gegendarstellung 

Uthoff kann Analyse, das unterschei¬ 
det ihn von der Masse der Kabaret¬ 
tisten, die an Erscheinungen herum- 
nölen. Sein Witz kommt von hinten. 

So., 6. März, 21.50-22.35 Uhr, ZDF 
Kultur 

Terror von rechts - 
Die neue Bedrohung 

Die Frage, ob konsequent gegen 
Rechtsterrorismus vorgegangen wird, 
ist berechtigt. Aber für wen ist die Be¬ 
drohung „neu“? 

Mo., 7. März, 22.45-23.30 Uhr, Das 
Erste 

Frauenpower 

Themenabend zum Internationa¬ 
len Frauentag mit einer Bilanz des 


Kampfes um Gleichberechtigung, ei¬ 
ner Doku zum Kampf der Kurdinnen 
und einer über Kriegsfotografinnen. 

Di., 8. März, 20.15-23.45 Uhr, Arte 

Wüstenblume 

Der Film erzählt die Geschichte von 
Waris Dirie die ihre Popularität als 
Top-Model nutzte, um die Praxis der 
Genitalverstümmelung anzuprangern. 

Di., 8. März, 20.15-23.45 Uhr, 3Sat 

Rosa Luxemburg 

Wer nur diesen Film über sie kennt, 
der weiß nichts von der scharfsinni¬ 
gen Revolutionärin, der streitbaren 
Polemikerin und Mitgründerin der 
KPD - er kennt nur eine Rosa Lu¬ 
xemburg für evangelische Frauen¬ 
kreise. Immerhin, die Schauspiele¬ 
rinnen mühen sich. 

Di., 8. März, 22.40-0.35 Uhr, 3Sat 

Der Klavierspieler aus Jarmuk 

Die Reportage erzählt die Geschich¬ 
te des palästinensischen Musikers Ae- 
ham Ahmad, erzählt von seiner Flucht 
aus dem Palästinenserlager Jarmuk in 
Syrien und dem Versuch eines Neuan¬ 
fangs in Deutschland.Ahmad erhielt 
im Dezember den Beethovenpreis für 
Menschenrechte. Recorder anschmei¬ 
ßen! 

Di., 8. März, 0.00-0.30 Uhr, ZDF 


Pechstein-Gemälde 
wieder zugänglich 

Kunstsammlung der Uni Göttingen zeigt das Werk „Baumskelett“ 
und andere Expressionisten 


S eit Kurzem ist das 1921 entstan¬ 
dene Gemälde „Baumskelett“ 
des expressionistischen Malers 
Max Pechstein (1881-1955) vorüber¬ 
gehend wieder öffentlich zu bewun¬ 
dern. Es befindet sich in der Kunst¬ 
sammlung der Universität Göttingen. 
Dank einer Patenschaft eines Göttin¬ 
ger Ehepaars „wurde das Werk res¬ 
tauriert und erstrahlt nun wieder in 
vollem Glanz“ erklärt die Hochschule. 

Jahrelang befand sich Pechsteins 
„Baumskelett“ in sehr schlechtem 
Zustand. Die brüchig gewordene 
Malschicht drohte abzuplatzen; ein 
dunkler Schmutz- und Staubfilm un¬ 
terdrückte die strahlende Farbigkeit 
des Gemäldes. 

Die Dauerausstellung „Im Profil - 
Göttinger Köpfe“ wurde temporär um 
zwei Pechstein-Gemälde und mehre¬ 
re Expressionisten erweitert, erläutert 
Dietrich Meyerhöf er, Kunsthistoriker 
und Mitarbeiter an der Kunstsamm¬ 
lung. Zu sehen ist ein Gemälde und 
eine Zeichnung von Paula Moder- 
sohn-Becker aus der Zeit, bevor sie 
nach Paris zog, ein Werk von Erich 
Heckei, ein Aquarell von Emil Nol- 
de, ein beidseitiges Skizzenblatt von 
Franz Marc und eine Mappe mit 12 
Blättern von Wassily Kandinsky. 

Max Pechstein war zeitweilig Mit¬ 
glied der Künstlergruppe „Brücke“. 
Er gilt als ein Hauptvertreter des 
Expressionismus in Deutschland. 
Sein Malstil zeichnet sich durch eine 
leuchtend expressive Buntfarbigkeit 
aus, die auch das Göttinger Gemäl¬ 
de prägt. Es zeigt den titelgebenden 
abgeknickten Baum unmittelbar im 
Vordergrund, eingebettet in eine of¬ 
fene, sonnenbeschienene Landschaft. 
Max Pechstein gelingt es hier, die 
sommerliche Stimmung in dem klei¬ 
nen Ostseeort Leba in Ostpommern 
einzufangen, in dem er 1921 die Som¬ 
mermonate verbrachte. 

Der Maler schätzte und genoss das 
ungezwungene Leben in der Natur. 
Zwischen 1909 und 1944 verbrachte er 
mehrfach jeweils mehrere Sommermo¬ 
nate an der Ostsee. Er bevorzugte die 
pommerschen Küstenorte Leba und 
Rowe im heutigen Polen sowie Nidden 
auf der Kurischen Nehrung im heuti¬ 
gen Litauen. Das Meer und die Sonne 
inspirierten Pechstein. In Aquarellen, 
Zeichnungen und Ölbildern hielt er 
Menschen fest, die in der Natur arbei¬ 
ten. Mehrere Werke thematisieren den 
Fischfang und die Mühen der Fischer 
und Seeleute. Pechsteins lebenslange 
Lust am Experimentieren mit Material 


und Technik und seine Faszination der 
Darstellung des menschlichen Körpers 
lassen sich in seinem gesamten farbin- 
tensiven Werk erkennen. 

Die Kunstsammlung der Universi¬ 
tät Göttingen hat eine lange Tradition, 
sie reicht bis in das Jahr 1795 zurück. 


Heute umfasst der Bestand der 
Kunstsammlung der Universität 
Göttingen etwa 300 Gemälde, 2 500 
Zeichnungen, 15 000 Blatt Druck¬ 
grafik, rund 100 Skulpturen sowie 
150 Werke von Videokünstlern. Göt¬ 
tingen verfügt damit über die ältes¬ 



Nach der Restaurierung strahlt das Pechstein-Bild wieder im ursprünglichen 
Glanz. 


Seinerzeit hinterließ Johann Wilhelm 
Zschorn (1714-1795), Kunstsammler 
und Sekretär am Oberappellationsge¬ 
richt in Celle, der Georgia Augusta tes¬ 
tamentarisch über 270 Gemälde vor¬ 
rangig niederländischer und flämischer 
Maler. Drei Pf erde wagen waren 1796 
nötig, um die Kunstwerke nach Göt¬ 
tingen zu transportieren. Zschorns Stif¬ 
tung war an die Bedingung geknüpft, 
die Werke sorgsam aufzubewahren, öf¬ 
fentlich auszustellen und in den Dienst 
der akademischen Ausbildung zu stel¬ 
len. Das Fach Kunstgeschichte gab es 
damals noch nicht an der Göttinger 
Universität. 


te explizit als Lehrsammlung ange¬ 
legte universitäre Kunstsammlung 
Deutschlands. 

Kai Böhne 

Besucherinnen und Besucher können 
die Dauerausstellung mit Pechsteins 
restauriertem Baumskelett und den 
anderen Expressionisten noch an zwei 
Sonntagen bewundern. 

Wann? 6. und 13 März von 10 bis 16 Uhr 

Wo? im Auditorium an der Weender 
Landstraße 2 in Göttingen. 


Anzeige 

Jürgen Heidig 

Verteufelte Demokratie 

Die Volksmacht in der DDR 

Eine Handreichung gegen die 
Heuchler von »Freiheit und 
Menschenrecht« der Aus¬ 
beutergesellschaft und Anlass 
zum Weiterdenken: Wie die so¬ 
zialistische Demokratie in der 
DDR funktionierte und warum 
die »Diktatur des Proletariats« 
Ausdruck der Volksmacht war. 

Mit einem Vorwort von 
Wiljo Heinen 


Taschenbuch, 192 Seiten | weißdruck 10 | 10,- € 
ISBN 978-3-95514-022-9 
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Verlag Wiljo Kcirtcti 


Veranstaltungen zum Internationalen Frauentag 


SO ★ 6. MÄRZ 


Essen: Der Frauenarbeitskreis Essen präsentiert die Revue: 
„Lustig ist das Zigeunerleben?“ (siehe auch das Interview in 
dieser Ausgabe der UZ, Seite 9) Zeche Carl, Essen, Wilhelm-Nies- 
wandt-Allee 100. Eintritt 5,- Euro, ermäßigt 3,- Euro, 16.00 Uhr. 

Hamburg: „Dort kämpfen wo das Leben ist“ Politische Kul¬ 
turveranstaltung der DKP Hamburg. Magda-Thürey-Zentrum, 
Lindenallee 72, Eimsbüttel (U-Christuskirche), 15.00 Uhr. 

Bremen: Frauen im Widerstand gegen Krieg und Rechtsentwick¬ 
lung, Veranstaltung der DKP mit Nina Hager, Chefredakteurin von 
„Unsere Zeit“ (UZ). Kulturprogramm mit der Bremer Musikerin 
Aline Bartheleny, dem Bremer Musikvertrieb „Jump Up“, sowie 
mit einem Bücher- und einem Kuba-Solidaritäts-Basarstand. 
Nachbarschaftshaus „Helene Kaisen“, Bremen-Gröpelingen, 

Beim Ohlenhof 10,15.00 Uhr. Eintritt 5,- Euro, ermäßigt 3,- Euro 
incl. Kaffee und Kuchen. 


Dl ★ 8. MARZ 


Berlin: „Aber wann wird es besser werden?“ Konzert zum 
Internationalen Frauentag mit dem Hans-Beimler-Chor. Haus der 
Demokratie, Greifswalder Straße 4,19.00 Uhr. 


FR ★ 11. MARZ 


Offenbach: Texte und Lieder zu Frauen, Frieden und Arbeiter¬ 
bewegung. Mit der Sängerin Susanne Kiebisch, Veranstaltung 


der DKP Offenbach. Gaststätte Wiener Hof (Saal), Offenbach- 
Bieber, Langener Straße 23,19.30 Uhr. Eintritt 8,- Euro, ermäßigt 
5,- Euro. 


SA *,12. MARZ 


Saarbrücken: Rojava (Westkurdistan) - ein Beispiel für die 
Befreiung der Frauen. In der Veranstaltung der DKP Saarland 
berichten Aktivistinnen von ihren Erfahrungen. Musik mit der 
Gruppe „Musikandes“. N.N. Nauwieserstraße 19,18.00 Uhr. 

Dortmund: „Lustig ist das Zigeunerleben?“, Revue zum Frauentag. 
Veranstaltung der DKP Bezent, Münsterstraße 59,16.00 Uhr. 

Stuttgart: (Nicht nur) Frauen fordern: „Nieder 
mit dem Krieg“. Lieder gegen den Krieg mit 
Marianne Hangstörfer. Veranstaltung 
von DKP und SDAJ Baden- 
Württemberg und Waldheim 
Gaisburg. Neue Obere 
Halde 1,14.00 Uhr. 



www.gutes-lesen.de 
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